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Die vorliegende Expertise bietet eine umfassende Analyse 

der Lebensbedingungen von geflüchteten Kindern, die in 

Deutschland in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

leben. Sie identifiziert wesentliche Herausforderungen 

und Notwendigkeiten für die Implementierung kinder-

gerechter Beschwerdemechanismen. Aus der Forschung 

ist bekannt, dass geflüchtete Kinder in Unterkünften 

erheblichen Risiken ausgesetzt sind, die ihr Wohlbe-

finden und ihre Entwicklung bedrohen. Verdeutlicht 

wird in den einschlägigen Studien, dass bestehende 

Unterbringungsformen den Bedürfnissen der Kinder 

nicht ausreichend gerecht werden, und dass der Alltag 

für Kinder oft von Gewalterfahrungen, psychischen 

Belastungen und Diskriminierungserfahrungen geprägt 

ist. Die Bildungs- und Entfaltungsmöglichkeiten zeigen 

sich als stark limitiert. Beschwerdewege, die speziell auf 

Kinder und Jugendliche in Unterkünften für Geflüchtete 

zugeschnitten sind, fehlen weitgehend. Es mangelt sowohl 

an einem systematischen Beschwerdemanagement als 

auch an ausreichendem Diskriminierungsschutz. Auch 

die bestehenden Beschwerdemechanismen in Kitas und 

Schulen, sofern diese als Bildungs- und Betreuungsein-

richtungen für geflüchtete Familien überhaupt zugänglich 

sind, sind nicht auf die spezifischen Bedürfnisse geflüch-

teter Kinder und Jugendlicher ausgerichtet und bieten 

keinen adäquaten Schutz. Außerdem mangelt es dort an 

effektiven Partizipationsmöglichkeiten. 

Die Forschungsergebnisse zeigen weiterhin, dass es 

dringend notwendig ist, Beschwerdewege zu entwickeln, 

die sich diversitätsorientiert und diskriminierungskritisch 

an den kinderspezifischen Bedürfnissen orientieren. Es 

wird empfohlen, partizipative und kinderzentrierte An-

sätze zu verfolgen, die die Diversität der Kinder berück-

sichtigen und Kindern dadurch tatsächlich ermöglichen, 

ihre Rechte geltend zu machen und an Entscheidungen, 

die sie betreffen, aktiv teilzunehmen.

Zusammenfassend betont die Expertise die kritische 

Notwendigkeit, politische Rahmenbedingungen und 

praktische Maßnahmen zu verbessern, um die Rechte 

geflüchteter Kinder in Unterkünften effektiv zu schüt-

zen und zu stärken. Es wird ein systematischer Ansatz 

gefordert, der die Entwicklung und Implementierung 

kindergerechter Beschwerdeverfahren in allen Unter-

künften für geflüchtete Menschen umfasst. Das soll 

sicherzustellen, dass die Stimmen der Kinder gehört und 

ihre Rechte respektiert und gefördert werden.

Zusammenfassung: 
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Ein großer Teil der Asylsuchenden in Deutschland sind 

Kinder und Jugendliche. So waren unter den Personen, 

die 2023 einen Asylantrag in Deutschland gestellt haben, 

31,5 % unter 18 Jahre alt (siehe Bundesamt für Migra-

tion und Flüchtlinge 2023: 8). 22.603 der Asylanträge 

im Jahr 2023 (6,9 % ) lagen für Kinder vor, die weniger 

als ein Jahr alt und in Deutschland geboren sind (ebd.: 

3). Schätzungsweise gelten im Jahr 2023 mehr als 85 % 

der minderjährigen Antragssteller*innen als begleitet 

(siehe Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2024: 

19–21). Ihre Perspektiven und Bedarfe werden in der 

breiten Öffentlichkeit jedoch kaum diskutiert. Es fehlen 

gesamtgesellschaftliche Strategien zum Schutz und im 

Interesse dieser Gruppe (siehe Deutsches Kinderhilfs-

werk 2021: 1; Deutsches Komitee für UNICEF 2023). 

Während unbegleitete geflüchtete Personen unter 18 

Jahren nach § 14 Abs.1 i.V.m. § 14 AsylG zurecht be-

reits im Asylverfahren von den Unterbringungen in 

Aufnahmeeinrichtungen ausgenommen sind, werden 

begleitete geflüchtete Kinder und Jugendliche mit ihren 

Familien in der Regel für mindestens sechs Monate in 

Aufnahmeeinrichtungen untergebracht (siehe El-Kayed 

& Hamann 2018). Viele Familien sehen sich gezwungen, 

zum Teil länger als nötig in zentralisierten Unterkünften 

für geflüchtete Menschen zu wohnen (siehe Gonzá-

lez Méndez de Vigo 2018; González Méndez de Vigo, 

Schmidt & Klaus 2020: 69; Informationsverbund Asyl 

und Migration 2022; Lewek & Naber 2017: 20; Meysen 

& Schönecker 2019: 76). 

Zentralisierte Unterkünfte für geflüchtete Menschen, 

darunter fallen Gemeinschaftsunterkünfte, werden in 

der Forschung insbesondere aufgrund ihres rechtlichen 

Ausnahmecharakters sowie ihrer sozial, ökonomisch 

und physisch ausschließenden Wirkung kritisiert (siehe 

Kreichauf 2018; Turner 2016). Die Unterbringungsland-

schaft in Deutschland ist heterogen und es fehlt bislang 

an bundesweiten Standards in der Unterbringung für 

geflüchtete Menschen. Internationale Organisationen, 

Nichtregierungsorganisationen und Wissenschaftler*in-

nen fordern zunehmen die Durchsetzung bundesweiter 

Standards und haben konkrete Vorschläge erarbeitet 

messbar zu machen, ob sie eingehalten werden – insbe-

sondere im Bereich Gewaltschutz (siehe Kleist & Frede-

riksen 2020; Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend & Deutsches Komitee für UNICEF 

2021). Dabei wurden auch die Belange von Kindern und 

Jugendlichen zunehmend, aber noch nicht hinreichend 

beachtet (siehe Meysen & Schönecker 2019; Rother & 

Schulz-Algie 2018; Scholaske & Kronenbitter 2021; 

Spiegel et al. 2018).

Wie das Recht auf Schutz in Gemeinschaftsunterkünften 

in Deutschland aus der Perspektive von Kindern und 

Jugendlichen aktuell umgesetzt wird, ist unzureichend 

erforscht (siehe Berthold 2014; Gerarts et al. 2016; mit 

Ausnahme Lechner & Huber 2017; Weber et al. 2023). 

Ein Grund dafür ist unter anderem, dass die Kinder von 

geflüchteten Menschen „in erster Linie als Anhang ihrer 

Eltern wahrgenommen und behandelt [werden], nicht 

als eigenständige Persönlichkeiten und Träger[*innen] 

eigener Rechte, mit ganz besonderen, kindspezifischen 

Bedürfnissen“ (Berthold 2014: 10). Um Kinder im Sinne 

der UN-Kinderrechtskonvention als Rechtssubjekte und 

aktive Teilnehmer*innen an den sie betreffenden Maß-

nahmen und Anliegen zu behandeln, will diese Expertise 

die Erfahrungen und Forderungen von Kindern in den 

Blick nehmen. Dabei lautet die konkrete Fragestellung: 

Wie gestalten sich Beschwerdewege von und für beglei-

tete geflüchtete Kinder in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen in Deutschland? 

Die Expertise ist im Rahmen des von Save the Children 

e.V. durchgeführten Projekts „LISTEN UP! Beschwerde-

verfahren für geflüchtete Kinder in Unterkünften“ ent-

standen und wird vom Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend gefördert. Mit dem Ziel, 

einen umfassenden Überblick über die Situation von 

begleiteten geflüchteten Kindern in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen in Deutschland zu bekommen, 

blickt diese Expertise insbesondere auf die Heraus-

forderungen, mit denen Kinder für ihre kindliche Ent-

wicklung und für die Verwirklichung ihrer Kinderrechte 

konfrontiert sind. Damit soll aufgezeigt werden, wie 

bedeutsam es ist, kindergerechte Beschwerdewege zu 

haben beziehungsweise zu schaffen. Die Expertise strebt 

weiterhin an, praxisnahe Umsetzungsstrategien sowie 

Handlungsempfehlungen zu erarbeiten: für politische 

Entscheidungsträger*innen, Interessenvertretungen 

und zuständige Behörden, die für die Unterbringung von 

geflüchteten Menschen zuständig sind.

Mittels einer systematischen Literaturerfassung (SL) 

mit einem Schwerpunkt auf den deutschen Kontext 

wird vorerst der Forschungsstand zu dieser Frage er-

fasst. Teil der SL sind sowohl wissenschaftliche Publi-

1. Einleitung
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kationen, die sich qualitativ und/oder quantitativ mit 

den Rechten und Beschwerdewegen von Kindern in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen beschäftigen, 

sowie theoretische und praxisgeleitete Publikationen, 

wie Handreichungen, Handlungsempfehlungen oder 

Positionspapiere. Ein besonderes Augenmerk wird da-

bei auf Arbeiten zu begleiteten geflüchteten Familien 

in Deutschland gelegt, weil sie für diese Expertise im 

Fokus stehen. Mithilfe von Erkenntnissen aus (inter-)

nationalen wissenschaftlichen Untersuchungen werden 

Konzepte für kindergerechte Beschwerde- und Beteili-

gungsverfahren vorgestellt und deren Wirkweisen zur 

Durchsetzung der Interessen begleiteter geflüchteter 

Kinder analysiert. Zusätzlich werden praktische Beispiele 

herausgegriffen, wie Beschwerdewege in verschiedenen 

Kindheitskontexten umgesetzt werden (können), und 

aus diskriminierungskritischer Perspektive reflektiert. 

Das betrifft insbesondere Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen, wie Aufnahmeeinrichtungen oder Gemein-

schaftsunterkünfte, aber beispielsweise auch Kinder-

tageseinrichtungen (Kitas). Auch Forderungen aus der 

Praxis (von Selbstorganisationen oder Sozialverbänden) 

werden dahingehend analysiert. In einem bundesweiten 

Überblick, der sich insbesondere auf Nordrhein-Westfa-

len, Berlin und Baden-Württemberg konzentriert, werden 

zudem unterschiedliche Strukturen und Ansätze auf 

Bundes- und Landesebene berücksichtigt. Abschließend 

werden praxisorientierte Maßnahmen und Handlungs-

empfehlungen zur Verbesserung von Schutz und Teilhabe 

geflüchteter Kinder, Jugendlicher und ihrer Familien im 

Unterbringungskontext von Gemeinschaftsunterkünften 

und Aufnahmeeinrichtungen sowie der dort als notwendig 

erachteten Beschwerdewege abgeleitet.

Die Expertise schließt an Ansätze der neueren Kindheits-

forschung an, die Kinder als eigenständige Rechtssubjekte 

und soziale Akteur*innen mit eigener Handlungsmacht 

betrachten. Kontextualisiert werden diese Ansätze mit 

den gesellschaftlichen Verhältnissen, in die Kinder, Ju-

gendliche und Familien insbesondere im Fluchtkontext 

eingebunden sind. Der Fokus auf die relationale Hand-

lungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen unter 

Berücksichtigung sozialer Hierarchien ermöglicht es, 

Kinderschutzmaßnahmen, Beschwerdewege und Beteili-

gungskonzepte machtkritisch und analytisch fundiert zu 

hinterfragen. In dieser Expertise sollen Beschwerdewege 

für begleitete geflüchtete Kinder und Jugendliche in 

Unterbringungsstrukturen als ein Instrument reflektiert 

werden, das die Perspektiven und Rechte von Kindern 

und Jugendlichen stärken kann – verbunden mit der 

Frage, ob es in der Praxis tatsächlich so funktioniert. 

Dabei werden gesellschaftliche Strukturprinzipien wie 

Sexismus, Ableismus und insbesondere Rassismus und 

Adultismus sowie die aktuelle Asylgesetzgebung und die 

UN-Kinderrechtskonvention als zentrale Bezugspunkte 

berücksichtigt.
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Die Expertise orientiert sich an einem Bild von Kindern, 

wie es die neuere Kindheitsforschung nahelegt (siehe 

Qvortrup, Bardy & Sgritta 1994). Kinder sind keine 

„Objekte“, die es zu beforschen oder zu pädagogisieren 

gilt, sondern Rechtssubjekte und soziale Akteure mit 

eigener Handlungsmacht (Agency) (siehe Hungerland & 

Kelle 2014). Die Expertise wird daher aus einer differenz-

theoretischen beziehungsweise poststrukturalistisch 

informierten Perspektive auf Kindheit verfasst. Sie nimmt 

Agency von Kindern als relationale Handlungsfähigkeit 

(siehe Eßer 2014; Kluge 2021) in konkreten sozialen 

Situationen in den Blick, die gesellschaftlichen Macht-

verhältnissen unterliegt. Sie kritisiert damit zugleich 

einen romantisierenden Blick auf Kindheit (siehe Baader 

1996), machtvolle Unschuldsannahmen, die Kindern 

ihre eigene Verantwortlichkeit und Handlungsmacht 

absprechen (siehe Bühler-Niederberger 2005), sowie ein 

Verständnis von Kindheit, das Kinder grundsätzlich als 

verletzlich darstellt und dahingehend paternalisiert und 

vulnerabilisiert (siehe Andresen, Koch & König 2015).

Im Spannungsfeld von aktueller Asylgesetzgebung, der 

UN-Kinderrechtskonvention, der generationalen Ord-

nung und weiteren gesellschaftlichen Machtverhält-

nissen wie Rassismus, Klassismus oder Sexismus wird 

das Thema der vorliegenden Arbeit reflektiert. Dabei 

wird Rassismus als gesellschaftliches Strukturprinzip 

begriffen, das vor Kindern nicht Halt macht (siehe Auma 

2024; Bostancı 2022). Auf diese Weise wird Abstand 

von einer naturalistisch-determinierenden Perspektive 

auf Kindheit genommen, die Kinder als im Werden zum 

Erwachsensein reduziert (siehe Moran-Ellis 2014). In 

aktuellen kindheitswissenschaftlichen Diskursen sind 

Partizipation, Autonomie und Handlungsfähigkeit hand-

lungsleitende Prinzipien in Institutionen, in denen sich 

Kindheit(en) formieren. Bedeutsam ist, dass sich das 

Bild eines selbstbestimmten, „kompetenten“ Kindes 

gesamtgesellschaftlich zwar zunehmend durchsetzt, 

dies jedoch nicht für alle Kinder gleichermaßen gilt. 

Insbesondere Kinder mit Fluchterfahrung, einem so-

genannten Migrationshintergrund, Schwarze und PoC
1
 

oder queere Kinder sowie Kinder mit einer Behinderung 

oder mit Beeinträchtigungen werden nach wie vor oft als 

1
   Diese Expertise nutzt Kategorien und Begrifflichkeiten wie Schwarz, rassifiziert, rassistisch markiert sowie von Rassismus (de-)privilegiert, um 

die gesellschaftliche Positionierung von Menschen in einer von Rassismus geprägten Gesellschaft auszudrücken. Zudem wird die Kategorie weiß 

antagonistisch zu ermächtigenden Selbstbezeichnungen wie Schwarz oder BI-PoC (Black, Indigenous and People of Color) verwendet, um eine 

privilegierte Position im Kontext von rassistischen Verhältnissen zu markieren (Eggers et al. 2009).

(erziehungs-)defizitär betrachtet (siehe Bostancı 2021). 

Gemessen an einer sozialkonstruierten Normalitäts-

vorstellung werden sie als „anders“ und „abweichend“ 

angesehen. 

2.1  Rassismus als gesellschaftliches  
Strukturprinzip 

In Anlehnung an Stuart Hall (1989) versteht die Exper-

tise Rassismus als Strukturprinzip, das auf allen sozialen 

Ebenen wirksam ist und sowohl historisch tradierte als 

auch gegenwärtige Machtstrukturen legitimiert und 

reproduziert (siehe auch Rommelspacher 2009: 29). Als 

„gesellschaftliches Verhältnis“ teilt Rassismus Menschen 

immer wieder hierarchisierend in voneinander abge-

grenzte homogene Gruppen ein. Soziale Beziehungen 

werden durch hierarchisierende Differenzkategorien 

naturalisiert und stabilisiert (ebd.). Dabei ist die Symbolik, 

mit der Rassismus als Differenzverhältnis hergestellt 

wird, historisch kontingent (siehe Balibar & Wallerstein 

2011). Rassismus erscheint nicht nur auf der individuellen 

Ebene als rassistisches Vorurteil, sondern schreibt sich 

auch in Organisationen ein, darunter in Bildungseinrich-

tungen (siehe Bostancı & Wirth 2024; Karabulut 2020), 

in die Strukturen der Polizei (siehe Graevskaia 2022), in 

die Aufnahmepraxis von geflüchteten Menschen (siehe 

Benoit et al. 2022; Karakayalı & Kron 2023) sowie in 

die Gestaltung ihrer Unterkünfte (siehe El-Kayed & 

Hamann 2018). 

2.2  Rassismus und Kindheit  
im Kontext von Flucht

Die politische Kategorisierung asylsuchender Kinder 

als „Flüchtlinge“ beeinflusst ihre Möglichkeiten zur ge-

sellschaftlichen Teilhabe, insbesondere im Bildungs- und 

Gesundheitsbereich (siehe Wihstutz 2022: 64). Das 

komplexe Klassifikationssystem im Asylrecht reguliert 

den Zugang zu Ressourcen. Hinein spielen Faktoren 

wie die Möglichkeiten der Mobilität, die für die Asyl-

suchenden in Deutschland bestehen – in Abhängigkeit 

2.  Kinder als aktive soziale Akteure in  
postmigrantischen Gesellschaften 
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vom Ort der Unterbringung. Hinzu kommen mögliche 

Hürden, die sich aus der Art der Einreise ergeben, und 

ob Asylansprüche überhaupt in Deutschland geltend 

gemacht werden können oder ob die Zuständigkeit bei 

einem anderen EU-Land liegt (nach Dublin-Verfahren), die 

Art des Aufenthaltsstatus und eine eventuell drohende 

Abschiebung. Laut IAB-BAMF-SOEP-Befragung von 

geflüchteten Menschen, die im Längsschnitt etwa 4.500 

Geflüchtete befragt (siehe Brücker et al. 2016: 5), geben 

zudem knapp 50 % der befragten Asylbewerber*innen 

an, dass sie im Kontakt mit Behörden und Ämtern, bei 

der Arbeits- und Ausbildungsplatzsuche oder im Alltag 

Diskriminierung erfahren (ebd.: 94). Unter den Bewoh-

ner*innen von Unterkünften für geflüchtete Menschen 

liegt der Prozentsatz derjenigen, die oft Diskriminierung 

erlebt haben, mit 12 % deutlich über dem Anteil der Per-

sonen, die in dezentralen Unterkünften untergebracht 

sind (7 %) (ebd.). Werden Kinder und Jugendliche hier 

einbezogen, so reihen sich hier auch die Aspekte Bildung, 

Unterkunft und Freizeit mit ein: In diesen Bereichen er-

fahren Kinder im Kontext von Geflüchtetenunterkünften 

häufiger Diskriminierung als anderswo (siehe Antidis-

kriminierungsstelle des Bundes 2013; Lechner & Huber 

2017). Analytisch lässt sich zudem zeigen, dass Rassismus 

und Diskriminierung unterschiedlich wirken, zum Beispiel, 

wenn man nach geflüchteten Menschen und Communitys 

differenziert. Es drückt sich auch darin aus, dass es de 

facto „abgestufte Rechte“ gibt. Inwiefern geflüchtete 

Menschen Diskriminierung erfahren, hängt stark von 

Faktoren wie der Herkunft und der sozialen Lage ab 

(siehe Pichl 2019). Aus dem Beschluss der Jugend- und 

Familienministerkonferenz von 2016, der sich unter 

anderem mit der „Integration von jungen Flüchtlingen 

und Flüchtlingsfamilien“ beschäftigt, geht hervor, dass 

Personen mit vermeintlich guter Bleibeperspektive mehr 

Unterstützung und Integrationsmöglichkeiten erhalten 

als andere geflüchtete Menschen (siehe Jugend und 

Familienministerkonferenz 2016). Diese Ungleichbe-

2
   Rassifizierungsprozesse beschreiben, wie Menschen anhand biologistisch-konstruierten oder kulturrassistisch begründeter Kategorien in 

scheinbar separate Gruppen eingeteilt werden, was konkrete materielle und psychische Auswirkungen auf alle Mitglieder der Gesellschaft hat 

(siehe Miles 1989, S. 76). Somit produzieren Rassifizierungsprozesse sowohl durch Rassismus privilegierte als auch deprivilegierte beziehungsweise 

vulnerabilisierte Gruppen oder Individuen.

3
   Geflüchtete Menschen aus der Ukraine profitieren von besonderen Rahmenbedingungen: Seit 2017 können Ukrainer*innen visumfrei nach 

Deutschland und in den Schengen-Raum einreisen. Zusätzlich wurde zum ersten Mal die EU-Richtlinie zum vorübergehenden Schutz aktiviert, 

die sofort eine befristete Aufenthaltserlaubnis bis zum 5. März 2024 gewährt, ohne dass ein Asylverfahren durchlaufen werden muss, sodass eine 

Unterbringung in (Erst-)Aufnahmeeinrichtungen nicht notwendig ist. Ukrainische Geflüchtete sind nicht verpflichtet, in Gemeinschaftsunterkünften 

zu leben, und unterliegen größtenteils keiner Wohnsitzauflage. Diese Auflagen wurden lediglich verzögert eingeführt und beschränkt sich auf 

diejenigen, die auf öffentliche Wohnraumversorgung angewiesen sind (Brücker et al. 2023: 6).

handlung überlagert die politische Identität des Kindes 

mit der des „Flüchtlings“ und beeinflusst maßgeblich 

die Bildungs- und Teilhabechancen geflüchteter Kinder 

und Jugendlicher, abhängig von ihrer Klassifizierung und 

rechtlichen Stellung (siehe Wihstutz 2022: 65). An dieser 

Stelle werden mitunter Rassifizierungsprozesse
2
 wirk-

sam. Diese tragen zu Ungleichbehandlungen innerhalb 

der Gruppe geflüchteter Kinder und Jugendlicher bei 

und führen je nach gesellschaftlicher Positioniertheit, 

etwa verglichen mit Kindern mit deutscher Staatsan-

gehörigkeit beziehungsweise mit gesichertem Aufent-

haltsstatus, zu Diskriminierung und einem erhöhten 

Gefährdungsrisiko. Besonders deutlich wird dies bei 

rassistisch vulnerabilisierten Geflüchteten aus Ländern 

des globalen Südens. So zeigen erste Ergebnisse einer 

repräsentativen Befragung unter dem Titel „Geflüchtete 

aus der Ukraine in Deutschland“ aus dem Jahr 2022, 

dass 74 % der geflüchteten Ukrainer*innen in privaten 

Unterkünften unterkommen durften, während nur 9 % 

in Gemeinschaftsunterkünften leben
3
 (siehe Brücker 

et al. 2023: 54). Kinder und Jugendliche können also 

Zielscheibe von Diskriminierung und Rassismus sein, 

mit der Folge, dass ihre gesellschaftliche Teilhabe ein-

geschränkt oder verhindert wird und ihre Perspektiven 

ungehört bleiben. Insbesondere Kinder und Jugendliche 

mit Fluchtgeschichte werden auf struktureller, institutio-

neller und individueller Ebene durch Rassismus in ihrer 

Teilhabe, ihrem Well-Being und ihrer Selbstbestimmtheit 

eingeschränkt und benachteiligt. Eine explizit diskrimi-

nierungs- und rassismuskritische Perspektive ist daher 

grundlegend, um die Positioniertheiten, Ausgangslage 

und Beschwerdemöglichkeiten von geflüchteten Kindern 

in Unterkunftsstrukturen zu verstehen. Rassismus wirkt 

oft in Verschränkung mit anderen Diskriminierungsphä-

nomenen wie Klassismus, Gender oder Ableismus. Die 

Intersektion von Adultismus und Rassismus lässt sich 

insbesondere als wirkmächtig im Erleben von Kindheit(en) 

in Unterkünften für geflüchtete Menschen betrachten. 
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Kinder und Jugendliche handeln und sprechen nicht in 

machtfreien Räumen. Sie sind genauso wie Erwachsene 

davon beeinflusst, wie sich Gesellschaft strukturiert. 

Sie werden durch gesellschaftliche Machtverhältnisse 

und Hierarchisierungspraktiken entsprechend unter-

schiedlich positioniert (siehe Bostancı 2024). Sie inter-

nalisieren die gesellschaftlichen Ungleichheitsverhält-

nisse und (re-)produzieren sie in ihren Interaktionen, 

sodass sich Rassismus schon in der frühen Kindheit 

auf Selbst- und Fremdwahrnehmung auswirkt (siehe 

Bostancı 2022; Clark et al. 1999; Eggers 2005; van 

Ausdale & Feagin 2001). Postkoloniale Perspektiven 

auf Kindheit kritisieren insbesondere westlich-pater-

nalistisch geprägte Perspektiven auf Kindheit und 

kontextualisieren die Entstehung solcher Perspektiven 

mit Kolonialisierungsprozessen (siehe Abebe & Biswas 

2021; Liebel 2019).

 Im deutschen Wissenschaftskontext mangelt es weit-

gehend an Forschungsarbeiten, die Rassismus als ein 

strukturelles Prinzip im Erleben von Kindheit(en) im 

Fluchtkontext reflektieren und analysieren, abgesehen 

von einigen Ausnahmen (siehe Prasad 2018; Verlinden 

& Massumi 2022). Unsere Analysen verschiedener 

Publikationen und Studien zeigen hingegen, dass die 

Forschung über geflüchtete Kinder sowie pädagogische 

Ansätze häufig zu paternalistischen und kulturalisieren-

den Sichtweisen tendieren. Diese Kinder werden dabei 

oft entweder als „Mitleidsobjekte“ oder als besonders 

„fremd“ und „anders“ dargestellt. Bis heute werden Vor-

stellungen von Kindheit stark von einem idealisierten 

Bild „der guten Kindheit“ geprägt, das hauptsächlich 

von den Werten und Lebensweisen der westlichen 

Mittelschicht geformt und als moralische Richtlinie 

betrachtet wird (siehe Bühler-Niederberger 2005; 

Honig 2009). Kindheiten, die vom normativen Ideal 

abweichen, gelten oft als defizitär und unzureichend. 

Programme und pädagogische Ansätze, die sich am 

Leitbild eines westlich sozialisierten Kindes ausrichten, 

verstärken den Druck zur Anpassung und fördern eine 

Angleichung an diese Idealvorstellung. Das flüchtende 

Kind symbolisiert zudem die Verkörperung des unschul-

digen Opfers, was Anderen die Möglichkeit gibt, sich 

als „Retter“ zu positionieren (siehe Wihstutz 2019a; 

Zakharia 2021). Handlungsfähigkeit und Potenziale von 

Kindern werden dabei zumeist aus einer defizitären 

Perspektive betrachtet und damit nicht angemessen 

einbezogen. Diese Narrative und Diskurse fördern 

paternalistische Umgangsformen, unterstützen Fremd-

zuschreibungen und tragen zur Vulnerabilisierung von 

geflüchteten Kindern bei. Wie Bostancı und Hornung 

(2023) erläutern, spiegelt sich dies in der Analogie der 

feministischen Dichterin Pat Parker (1978: 68) wider, 

die den Satz geprägt hat: „Vergiss, dass ich Schwarz 

bin, vergiss niemals, dass ich Schwarz bin.“ Auf die 

Kindheit übertragen, bedeutet dies: „Vergiss, dass ich 

ein Kind bin, vergiss niemals, dass ich ein Kind bin.“ Es 

geht darum, Kinder nicht zu stereotypisieren oder sie 

auf eine Kategorie zu reduzieren. Vielmehr sollten 

Erwachsene ihre Machtposition nutzen, um die Lebens-

umstände von Kindern machtkritisch und kinderzen-

triert zu gestalten, wodurch echte Anerkennung und 

Förderung ihrer individuellen Potenziale ermöglicht 

wird (siehe Bostancı & Hornung 2023: 137). Zudem 

illustriert dieses Prinzip des „Sowohl-als-auch“ die 

Komplexität, mit der Subjekte gleichzeitig von Unter-

drückungsverhältnissen betroffen sein können und 

dennoch darüber hinaus existieren. Es geht einerseits 

um die Anerkennung marginalisierter Lebensrealitäten, 

andererseits darum, der Vielschichtigkeit jedes Indi-

viduums durch eine reflektierte Wahrnehmung dieser 

Diversität gerecht zu werden. Diese integrierende 

Perspektive erfordert ein tiefgreifendes Verständnis 

dafür, dass Personen nicht ausschließlich durch ihre 

Zugehörigkeit zu bestimmten Gruppen definiert werden 

sollten. Vielmehr muss die individuelle Ganzheit und 

die einzigartige Lebenserfahrung jedes Einzelnen im 

Vordergrund stehen.

Postkolonialität:

Postkolonialität bezeichnet die fortwäh-

rende Auseinandersetzung mit den Nach-

wirkungen des Kolonialismus in ehemals 

kolonisierten Gesellschaften und in der 

globalen Ordnung. Dieses Konzept erforscht, 

wie koloniale Machtstrukturen weiter-

hin politische, ökonomische und kulturelle 

Verhältnisse prägen. Postkoloniale Kritik 

deckt auf, wie koloniale Ideologien und ge-

sellschaftliche Strukturen gegenwärtig über 

Diskurse und strukturelle Marginalisierung 

und Benachteiligung fortbestehen.  
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Kulturalisierung:

Kulturalisierung beschreibt die Praxis, Lebens-

situationen, Äußerungen oder Handlungs-

weisen ausschließlich durch das Prisma einer 

spezifischen Kultur zu deuten, wobei Kulturen 

oft als statisch und homogene Gruppen dar-

gestellt werden, die sich auf dominante Werte 

eines Nationalstaates stützen (siehe Kalpaka 

2005). Diese Sichtweise verknüpft Kulturen 

mit kollektiven Subjekten wie Völkern oder Na-

tionen und betrachtet sie als unveränderliche 

Einheiten (siehe Reckwitz 2004). Solch ein An-

satz, beeinflusst von Johann Gottfried Herders 

Philosophie zur Geschichte der Menschheit, 

ignoriert die Dynamik und den Prozesscha-

rakter von Kulturen und übersieht, wie diese 

durch soziale Interaktionen ständig neu geformt 

werden (siehe Reuter 2002). Kulturalisierung 

fördert symbolische Grenzziehungen und legi-

timiert gesellschaftliche Ausgrenzungen, ohne 

die dahinterliegenden Machtstrukturen zu 

hinterfragen.

2.3 Adultismus 

Adultismus als Diskriminierungsform verdeutlicht die 

gesellschaftliche Positionierung von Kindern – als „wer-

dende Erwachsene“ – in ihrem Machtgefälle zu Erwach-

senen (siehe Ritz & Schwarz 2022). Als ein grundlegendes 

Strukturprinzip ordnet Adultismus die Gesellschaft inter-

generational (Bostancı 2022; Burman 2018). Wird dies 

theoretisch reflektiert und werden Kindheiten in derartige 

Machtverhältnisse eingebettet betrachtet, so ermöglicht 

das, die Perspektiven und Bedürfnisse geflüchteter Kinder 

besser zu verstehen und tiefergehende Erkenntnisse zu 

Herausforderungen in der Realisierung von Kinderrechten 

im Kontext von Flucht zu liefern (Burman 2022). Allzu oft 

wird Kindheit aus einem westlich-paternalistisch gepräg-

ten Blickwinkel beleuchtet, welcher die Selbstbestimmtheit 

und eigene Handlungsmacht von Kindern übersieht oder 

gar infrage stellt (siehe Castro 2020). Dabei werden die 

Positionen von Kindern den Positionen von Erwachsenen 

kategorisch untergeordnet (ebd.).

Die Höherbewertung von Erwachsenen zeigt sich auch 

darin, dass es kaum Forschung zu Adultismus im deutsch-

sprachigen Raum gibt (siehe Liebel 2006; mit Ausnahme 

von Liebel & Meade 2023). Wie Kinder Diskriminierung 

und Adultismus erleben, welche Handlungsstrategien 

sie zur Abwehr haben, ist bisher noch nicht hinreichend 

erforscht (siehe Bostancı 2021). Zudem wird dieser As-

pekt in der Ausbildung von pädagogischen Fachkräften 

bisher kaum berücksichtigt, ebenso wenig im Kontext 

der Arbeit von Verwaltungsstrukturen. 

Unterkünfte für geflüchtete Menschen sind oft ein Le-

bensraum für Kinder, der von Machtverhältnissen geprägt 

ist, die ihre Lebensqualität erheblich beeinträchtigen. 

In der Regel sind sie von privilegierten Erwachsenen 

für marginalisierte Erwachsene gemacht. Kinderrechte 

werden den Interessen der nationalen Migrationspoliti-

ken untergeordnet (siehe Weber & Rosenow-Williams 

2022; Wihstutz 2019b: 67). Die Unterkünfte werden 

als von Erwachsenen geschaffene und von Erwachsenen 

dominierte Orte beschrieben (siehe Weber & Rose-

now-Williams 2022). Aus einer adultistischen Logik 

heraus werden sowohl die Perspektiven, Bedürfnisse 

und Vulnerabilitäten als auch die möglichen Handlungs-

potenziale von geflüchteten Kindern nur marginal be-

rücksichtigt – wenn überhaupt. Die Lebensbedingungen 

für geflüchtete Kinder sind dort prekär und so gut wie 

alles in ihrem Leben und Alltag hängt von den Entschei-

dungen ab, die Erwachsene für sie (mit)treffen, seien 

es die Eltern, seien es die Mitarbeiter vor Ort, seien es 

die Ausländerbehörden. Im Gegensatz dazu erfahren in 

Deutschland sozialisierte und insbesondere gesellschaft-

lich privilegierte Kinder eine zunehmende Anerkennung 

ihrer Autonomie und Partizipationsrechte. Die Unter-

bringung in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

beschränkt jedoch den Handlungsspielraum geflüchteter 

Kinder erheblich und lässt ihnen wenig Raum, eigene 

Bedürfnisse zu artikulieren und durchzusetzen. Die ver-

stärkte Marginalisierung ihrer Perspektiven hat mit der 

Intersektion von Rassismus und Adultismus im Kontext 

von Flucht im Erleben von Kindheit(en) zu tun. Dies führt 

dazu, dass ihre Bedürfnisse ignoriert werden; außerdem 

wird durch verschiedene adultistische und rassistische 

Legitimationsstrategien verschleiert, wie und in welchem 

Maße Qualitätsstandards in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen nicht eingehalten werden – was letztlich auch 

auf die Kinder zurückfällt. 
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Rassismus:

Rassismus ist ein tief verwurzeltes gesell-

schaftliches Machtverhältnis, das sich nicht 

nur in individuellen Vorurteilen, sondern auch 

in struktureller und institutioneller Diskrimi-

nierung äußert. Er reicht von offenen Diskrimi-

nierungen bis zu subtilen Mikroaggressionen. 

Ein Beispiel ist die oft gestellte Frage: „Woher 

kommst du?“, die Menschen außerhalb der 

Mehrheitsgesellschaft marginalisiert und ihre 

Zugehörigkeit infrage stellt. 

Adultismus: 

Adultismus beschreibt ein gesellschaftliches 

Machtverhältnis, das junge Menschen syste-

matisch benachteiligt, indem es ihre Stimmen 

und Erfahrungen in Entscheidungsprozessen 

marginalisiert. Das manifestiert sich sowohl auf 

individueller als auch auf struktureller Ebene, 

etwa dann, wenn Erwachsene in Bildungsein-

richtungen, bei gesetzlichen Regelungen und 

in Familienstrukturen die vorherrschenden 

Autoritäten sind. Dieses Phänomen reduziert 

die Handlungsfähigkeit junger Menschen und 

ignoriert ihre Fähigkeit, bedeutungsvolle Bei-

träge zur Gesellschaft zu leisten.
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Der Schutz von geflüchteten Kindern und Jugendlichen 

in Unterkünften für geflüchtete Menschen ist auf ver-

schiedenen rechtlichen Ebenen vorgesehen, wird in der 

Praxis jedoch nur unzureichend umgesetzt. Entgegen 

den politischen Empfehlungen werden viele begleitete 

geflüchtete Kinder und Jugendliche zunächst in Ge-

meinschaftsunterkünften und Aufnahmeeinrichtungen 

untergebracht. Bereits die Unterbringungsdauer in 

Erstaufnahmeeinrichtungen variiert in der Regel stark. 

Obwohl sie für begleitete geflüchtete Kinder und ihre 

Familien gesetzlich auf sechs Monate begrenzt ist, wer-

den Kinder und ihre Familien in der Praxis häufig deut-

lich länger in Aufnahmeeinrichtungen beziehungsweise 

Unterkünften für geflüchtete Menschen untergebracht. 

Das hängt unter anderem damit zusammen, dass es 

in den Kommunen an Wohnraum mangelt oder kein 

Wohnraum zur Verfügung gestellt wird (siehe Trubeta 

2024). Fehlende bundeseinheitliche Regelungen sowie 

unzureichende Schutzstandards und Beschwerdemög-

lichkeiten in den Bundesländern führen zu erheblichen 

Defiziten im Kinderschutz. Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen unterliegen nicht unmittelbar den Rahmen-

bedingungen der Kinder- und Jugendhilfe. Kinder und 

Jugendliche sind dort oft besonderen Gefahren ausge-

setzt, die mitunter durch die prekären Wohnverhältnisse 

in den Unterkünften bedingt sind, die Kindern nur sehr 

wenig Raum lassen und ihre besonderen Schutzrechte 

als Kinder beschneiden. So mangelt es an Privatsphäre 

und Spielmöglichkeiten sind eingeschränkt; Erwachsene 

dominieren ihr gesamtes Umfeld (siehe Scott 2019; Wih-

stutz 2019a). Zugleich müssen Kinder und Jugendliche 

oftmals bereits frühzeitig Verantwortung übernehmen, 

beispielsweise aufgrund fehlender Sprachmittlungsange-

bote. Insbesondere begleitete Kinder finden sich häufig 

in dieser prekären Situation wieder (siehe Meysen & 

Schönecker 2019: 94; Weber & Rosenow-Williams 2022).

Die rechtlichen Grundlagen für den Schutz von Kindern 

und Jugendlichen in Unterkünften für geflüchtete Men-

schen sind prinzipiell durch internationale Abkommen 

gesetzt, darunter von der UN-Kinderrechtskonvention 

und durch EU-Rahmenbedingungen wie der Grund-

rechtecharta der Europäischen Union. In Deutschland 

sind die Bundesländer gemäß § 44 Absatz 2a AsylG 

auch durch die nationale Gesetzgebung verpflichtet, 

Maßnahmen zu treffen, um den Schutz von besonders 

schutzbedürftigen Personen sicherzustellen – dazu 

zählen auch Kinder.

3.1 UN-Kinderrechtskonvention

Die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK), die Deutsch-

land 1992 ratifiziert hat, legt grundlegende Prinzipien für 

den Schutz und die Rechte von Kindern völkerrechtlich 

fest. Als Unterzeichnerstaat ist Deutschland seit der 

Ratifizierung verpflichtet, die Umsetzung dieser Kin-

derrechte zu gewährleisten. Dabei hat die UN-KRK in 

Deutschland den Rang eines einfachen Bundesgesetzes 

und gilt seit 2010 auch uneingeschränkt für geflüchtete 

und migrierte Kinder (siehe vom Felde, Hilb & Rohleder 

2023; Weber & Rosenow-Williams 2022: 174). Zudem 

hat das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 

05.07.2013 festgelegt, dass bei der Auslegung der Grund-

rechte stets eine „Pflicht zur Beachtung“ der Regelungen 

der UN-KRK besteht (siehe Kokott-Weidenfeld & Merk 

2019; Wapler 2017: 4–6).

Die UN-KRK unterstreicht den Vorrang des Kindeswohls, 

wonach bei allen kinderbezogenen Maßnahmen das Wohl 

des Kindes vorrangig berücksichtigt werden muss (Art. 

3). Da der Begriff Kindeswohl sehr weit gefasst ist, sieht 

die Orientierung am Kindeswohlprinzip vor, dass die 

Feststellung des Kindeswohls individuell erfolgen muss. 

Dabei sind insbesondere auch die Beteiligung und Mit-

sprache der betroffenen Kinder bei allen sie betreffenden 

Angelegenheiten (Art. 12) zu berücksichtigen. Art. 22 der 

UN-KRK regelt den Schutzstatus von geflüchteten Kindern 

im Besonderen: Wesentlich ist dabei, dass „die Rechte der 

UN-KRK interdependent sind“ und sich entsprechend 

nicht separat betrachten lassen. So steht das Kindeswohl 

beispielsweise eng in Verbindung mit Grundprinzipien der 

Nicht-Diskriminierung (Art. 2), dem Recht auf Partizipation 

(Art. 12) sowie dem Recht auf Leben (Art. 6) als ebenfalls 

zentrale Bestandteile der UN-KRK. Insbesondere das 

aus Art. 12 abgeleitete Recht auf Partizipation müsste 

bereits bei der Erarbeitung von Schutzkonzepten durch 

die Einbeziehung der Anliegen und Perspektiven von 

geflüchteten Kindern in Unterkünften berücksichtigt 

werden, um Kindesschutz angemessen umzusetzen (sie-

he Weber & Rosenow-Williams 2022: 175). In Literatur 

und Rechtsprechung findet dies bisher allerdings wenig 

Berücksichtigung (siehe Wapler 2017).

Es wird deutlich, dass Kinderrechte unterschiedlich aus-

gelegt werden können. So hängt etwa die Antwort auf 

die Frage, welche Rechte Kinder jeweils überhaupt be-

treffen, stets von ihrem jeweiligen Anwendungskontext 

3.  Rechtliche Grundlagen für Kinderschutz  
in Unterkünften für geflüchtete Menschen
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ab. In paternalistischen und adultistischen Gesellschaften 

legen in der Regel Erwachsene fest, was Partizipation von 

Kindern bedeutet und in welchem Rahmen diese stattfin-

det (siehe Liebel 2006: 90). Somit prägt die UN-KRK, die 

bemerkenswerterweise ohne die Beteiligung von Kindern 

aufgesetzt worden ist, maßgeblich globale Debatten 

darüber, was als kindergerecht erachtet wird. Mit ihrem 

universalistischen Ansatz steht sie deshalb auch in der 

Kritik: Zum einen wird die UN-KRK dahingehend kritisiert, 

dass sie Kindern und Jugendlichen entweder zu viel oder 

zu wenig eigene Agency zuspricht, zum anderen wird die 

Kinderrechtskonvention als imperiales eurozentrisches 

Projekt hinterfragt, in dem „westliche Vorstellungen von 

Kindheit ungeachtet kultureller Diversität globalisiert […] 

werden“ (Liebel 2017: 235).

In postkolonialen Perspektiven werden westlich-pater-

nalistische Vorstellungen von Kindheit kritisch betrachtet 

und als historisch-kontingent im Zusammenhang mit 

Kolonialisierungsprozessen hinterfragt (siehe Abebe & 

Biswas 2021; Liebel 2019). 

Unter dem Blickwinkel dieser postkolonialen Kritik setzt 

sich die vorliegende Expertise kritisch mit der Entstehung 

und Anwendung der UN-Kinderrechtskonvention ausei-

nander. In Anlehnung an Liebel (2017) wird sie dabei nach 

ihrem inklusiven Charakter bewertet, aber zugleich als we-

sentlicher Meilenstein zur Stärkung der Perspektiven von 

Kindern und Jugendlichen anerkannt. Sie schließt damit 

an Ansätze an, die „Kinderrechte als Lebende Rechte“ kon-

zeptualisieren (siehe Hanson & Nieuwenhuys 2013), aber 

auch an „kritische Kinderrechtsstudien“ (siehe Vandenhole 

et al. 2015). Kinderrechte sind diesen Ansätzen folgend 

historisch gewachsen und müssen in ihren jeweiligen 

Kontexten als Ergebnis sozialer Aushandlungsprozesse 

gesehen und rekonzeptualisiert werden (siehe Liebel 

2017: 236). Charkrabartys „Provinzialisierung Europas“ 

(2010) folgend geht es einer postkolonialen Perspektive 

auf Kinderrechte also nicht darum, die Leitlinien der UN-

KRK aufgrund ihrer europäisch-westlich dominierten 

Vorgeschichte pauschal abzulehnen, sondern um den 

Ansatz, Kinderrechte immer wieder zu „historisieren“ und 

„neu zu verorten“ (Liebel 2017: 236–237). 

Für den deutschsprachigen Raum lässt sich beobachten, 

dass Fragen, die sich aus der in Art. 2 UN-KRK zugesicher-

ten Nichtdiskriminierung ergeben, oftmals ausgeblendet 

werden, während Fragen des Kinderschutzes zugleich 

eigentlich viel Aufmerksamkeit geschenkt wird (siehe 

Jagusch 2023a: 241). Dies lässt sich unter anderem 

darauf zurückführen, dass Diskriminierungsschutz und 

Kinderschutz in Deutschland häufig separat gedacht 

werden, sodass Kinderschutzkonzepte in Anlehnung 

an die UN-KRK kaum einen Diskriminierungsschutz 

berücksichtigen (siehe Cremer & Bär 2016; Meysen & 

Schönecker 2019: 12). Ähnliches ist für das Recht auf 

Beteiligung aus Art. 12 UN-KRK anzuführen. So wird 

das Recht der freien Meinungsäußerung von Kindern im 

Allgemeinen und die Frage, ob es angemessen berück-

sichtigt wird (Art. 12 UN-KRK und allgemeiner Grund-

satz der UN-KRK) im deutschen Recht nicht vollständig 

umgesetzt (siehe vom Felde, Hilb & Rohleder 2023). Es 

mangelt an reellen Möglichkeiten für Kinder, sich zu be-

schweren und auf Rechtsverletzungen aufmerksam zu 

machen (siehe Meysen & Schönecker 2019: 94; Thiele 

2018: 118–199; Weber & Rosenow-Williams 2022). 

Kindeswohl wird meist vor allem als Vermeidung von 

Kindeswohlgefährdungen verstanden. Dagegen wird 

kaum berücksichtigt, dass schon allein die Wahrung der 

Interessen von Kindern als ein dem Kindeswohl inhä-

rentes Recht zu sehen ist (siehe Maywald 2022: 27). Mit 

unterschiedlichen Maßnahmenpaketen und Forderungen 

versuchen zivilgesellschaftliche Initiativen, Nichtregie-

rungsorganisationen und internationale Organisationen 

(siehe Basu & Lewek 2020; z. B. Deutsches Komitee für 

UNICEF & Bundesfachverband unbegleitete minder-

jährige Flüchtlinge 2017) darauf hinzuarbeiten, dass die 

Interessen von Kindern über ein begrenztes Verständ-

nis von Kindeswohlgefährdung hinaus stärker berück-

sichtigt werden. Jedoch bleiben konkrete, verbindliche 

Regelungen auf Bundesebene aus und der dringliche Ruf 

nach einheitlichen Mindeststandards und verbindlichen 

Gewalt- und Diskriminierungsschutzkonzepten, um den 

Kinderschutz in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

zu verbessern, bleibt größtenteils unbeantwortet (Gerbig 

2020: 69-70).
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UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK):

Seit 2010 gilt die UN-KRK uneingeschränkt für 

geflüchtete und migrierte Kinder. Dies stellt 

sicher, dass alle Kinder, unabhängig von ihrem 

Migrationsstatus, gleiche Rechte genießen. Die 

UN-KRK betont den Vorrang des Kindeswohls 

und die Beteiligung von Kindern in allen Ange-

legenheiten, sodass bei allen Entscheidungen, 

die Kinder betreffen, ihr Wohl oberste Priorität 

haben sollte und Kinder das Recht haben, ihre 

Meinung frei zu äußern und gehört zu werden. 

Die Rechte der UN-KRK sind interdependent 

und können nicht separat betrachtet werden. 

 

Postkoloniale Perspektive auf Kinderrechte:

• Die UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) 

dient zum Schutz der Rechte von Kindern 

weltweit. Allerdings steht ihre Umsetzung 

im Spannungsfeld mit historisch-kolonialen 

Strukturen. 

• Postkoloniale Kritiker*innen hinterfragen 

die Universalität der Konvention als euro-

zentristisches Projekt und argumentieren, 

dass sie westlich-paternalistische Vor-

stellungen von Kindheit als Norm setzt. 

• Die postkoloniale Betrachtung erfordert 

daher eine kontextualisierte Sichtweise 

der Kinderrechte, die die historischen, 

kulturellen und politischen Gegebenhei-

ten ihres Anwendungskontextes berück-

sichtigt. Postkoloniale Perspektiven auf 

die UN-KRK haben zu einer vertieften 

Diskussion über die Agency von Kindern 

und die Notwendigkeit kontextualisierter 

Ansätze für die Umsetzung von Kinder-

rechten geführt.

3.2 EU-Rahmenbedingungen 

Mit der Grundrechte-Charta der Europäischen Union 

(GR-Charta EU) und der EU-Aufnahmerichtlinie formu-

liert der europäische Rechtsrahmen spezifische Rechte 

für geflüchtete Kinder, die aufgrund der Vorrangstellung 

europäischen Rechts prinzipiell auch auf nationaler Ebe-

ne Anwendung finden müssen. EU-Richtlinien gelten in 

Deutschland nicht unmittelbar, sondern müssen innerhalb 

einer bestimmten Frist erst in nationales Recht umgesetzt 

werden (siehe vom Felde, Hilb & Rohleder 2023). Die Frist 

zur Umsetzung der EU-Aufnahmerichtlinie in nationales 

Recht ist im Juli 2015 abgelaufen und somit sind die Vor-

gaben der Richtlinie, sofern sie spezifische individuelle 

Rechte enthalten und diese ausreichend präzise definiert 

sind, nun im deutschen Kontext unmittelbar anzuwenden. 

In der GR-Charta EU werden zum Teil Aspekte aufgegrif-

fen, die sich bereits aus der UN-Kinderrechtskonvention 

ableiten. Das betrifft etwa das in Art. 12 (GR-Charta EU) 

festgelegte Recht auf Beteiligung und die „vorrangige Er-

wägung“ des Kindeswohls (Art. 24 Abs. 2 GR-Charta EU), 

das sich aus Art. 3 UN-KRK ableitet. Im Art. 21 GR-Charta 

EU wird das Verbot von Diskriminierung von Menschen 

aufgrund ihres Alters adressiert. Auch geflüchtete Kinder 

sind somit immer als Subjekte mit eigenen Rechten zu 

respektieren (siehe Kokott-Weidenfeld & Merk 2019: 75). 

Die EU-Aufnahmerichtlinie definiert Schutzpflichten und 

Rechte im Kontext der Unterbringung geflüchteter Kinder 

in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Allerdings 

handelt es sich dabei lediglich um „abstrakte Pflichten, 

ohne […] eine konkrete Ausgestaltung zu normieren“, 

was die Anwendung im deutschen Kontext erschwert 

(vom Felde, Hilb & Rohleder 2023; Weber & Rosenow-

Williams 2022: 177). Konkret lässt sich das nach Weber 

und Rosenow-Williams beispielsweise an Art. 18 Abs. 3 

der Richtlinie festmachen, der zwar regelt, dass ein Mit-

gliedsstaat „geschlechts- und altersspezifische Aspekte 

sowie die Situation von schutzbedürftigen Personen“ bei 

der Unterbringung beachten muss, jedoch die konkrete 

Umsetzung und die genauere Bestimmung des Umfangs 

dieser Schutzpflichten dem jeweiligen Mitgliedsstaat 

überlässt (siehe Weber & Rosenow-Williams 2022). 

Was die EU-Aufnahmerichtlinie (33/2013: Art. 21) kon-

kretisiert, ist, dass alle geflüchteten und migrierten Kinder 

und Jugendlichen grundsätzlich als schutzbedürftig zu 
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behandeln sind. Kinder können jedoch in mehrfacher 

weiterer Hinsicht besonders schutzbedürftig sein. Sie 

können zum Beispiel eine Behinderung haben oder von 

Menschenhandel oder Folter betroffen sein (siehe Weber 

& Rosenow-Williams 2022: 177). Die EU-Aufnahmericht-

linie lässt eine konkretere Differenzierung und Auslegung 

der Schutzbedürftigkeit von geflüchteten Kindern jedoch 

offen, sodass auch hier die Praxis in einzelnen Mitglieds-

staaten insbesondere von nationalen Gesetzen und dem 

jeweiligen Umgang damit abhängt (ebd.).

EU-Rahmenbedingungen:

Die GR-Charta EU und die EU-Aufnahme-

richtlinie formulieren spezifische Rechte für 

geflüchtete Kinder wie das Recht auf Bildung, 

Gesundheit und Schutz vor Diskriminierung. 

Die EU-Aufnahmerichtlinie definiert Schutz-

pflichten und Rechte im Kontext der Unter-

bringung geflüchteter Kinder in den Mitglieds-

staaten der EU. Die Vorgaben der EU-Richtlinie 

sind im deutschen Kontext verpflichtend an-

zuwenden, sofern sie spezifische individuelle 

Rechte enthalten.

3.3  Rechtliche Rahmenbedingungen in Deutsch-
land, Schutzkonzepte und Mindeststandards

Unabhängig vom Alter gilt für alle Menschen, die in 

Deutschland Schutz suchen, das Asylrecht, insbesondere 

durch das Asylgesetz (AsylG) und das Aufenthaltsgesetz 

(AufenthG). Abgeleitet aus dem Art. 26 der UN-KRK 

gelten für geflüchtete Kinder und Jugendliche auch die 

Regelungen des Jugendhilferechts beziehungsweise 

des Sozialgesetzbuches (SGB VIII). Damit greifen auf 

nationaler Ebene zwei Rechtsbereiche mit sehr unter-

schiedlichen Zielrichtungen. Dem Jugendhilferecht geht 

es sozialrechtlich um die Unterstützung und Förderung 

von Kindern und Familien, während dem Asylrecht insbe-

sondere eine politische Steuerungsfunktion zukommt – im 

Zweifel mit dem Ziel, Zuwanderung zu begrenzen (siehe 

Kokott-Weidenfeld & Merk 2019: 73). Die nationale 

Gesetzgebung, vor allem asyl- und aufenthaltsrechtli-

che Regelungen, steht dabei oft im Widerspruch zu den 

Anforderungen der UN-KRK, wodurch die Rechte von 

Kindern in Deutschland verletzt werden können (siehe 

Weber & Rosenow-Williams 2022: 177). Insbesondere in 

Gemeinschaftsunterkünften und Aufnahmeeinrichtungen 

werden beispielsweise die Rechte auf Schutz, Bildung 

oder Privatsphäre von Kindern häufig nicht gewahrt 

(siehe Weber & Rosenow Williams 2022: 176). 

Für alle Menschen in Deutschland gelten unabhängig 

von Alter und Staatsangehörigkeit die im Grundgesetz 

festgelegten Grundprinzipien. Für Kinder gilt konkret 

das Recht auf Entwicklung und Erziehung aus § 1 Abs. 

1 SGB VIII (siehe Kokott-Weidenfeld & Merk 2019: 83). 

Gemäß Art. 6 Abs. 1 des Haager Kinderschutzüberein-

kommens ist zudem grundsätzlich von einer umfassenden 

Geltung des SGB VIII auszugehen. Konkret bedeutet 

das beispielsweise, dass auch geflüchtete Kinder mit 

ungeklärtem Aufenthaltstitel oder im Kontext eines il-

legalisierten Aufenthaltes über einen aus § 24 SGB VIII 

resultierenden Anspruch auf einen Kitaplatz verfügen 

und geflüchtete Familien einen Anspruch auf Sozial-

leistungen der Kinder- und Jugendhilfe haben gemäß § 

27 ff. SGB VIII (siehe ebd.: 84).

In Deutschland wird sorgeberechtigten Personen (z. B. 

Eltern) eine besondere Verantwortlichkeit für den Schutz 

ihrer Kinder zugeschrieben (vgl. Art. 6 Abs. 2, S.1 GG). 

Diese Verpflichtung findet ihre weitere Ausgestaltung in 

§ 1 Abs. 2 im SGB VIII und in §1 Abs. 2 des Gesetzes zur 

Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG). 

Artikel 6 Abs. 2 Satz 2 GG legt fest, dass der Staat die-

sen Schutzauftrag übernimmt, wenn die Eltern dieser 

Pflicht nicht nachkommen können oder sich weigern, sie 

zu erfüllen, oder wenn sie ihre Kinder selbst gefährden. 

Dabei ist auch vorgesehen, dass der Staat die Pflicht hat 

zu überwachen, wie die Eltern ihrem Erziehungsauftrag 

nachkommen (sog. Wächteramt des Staates). Die Rechte 

zur Förderung des Kindeswohls und zur Unterstützung 

der Eltern sind in § 1 Abs. 1 und 3 des SGB VIII sowie in 

§ 1 Abs. 4 und § 2 des KKG konkretisiert (siehe Weber 

& Rosenow-Williams 2022: 176).

Alle Kinder verfügen als Grundrechtsträger*innen also 

über einen staatlich verankerten Anspruch auf Schutz, 

welcher auch in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

und insbesondere für die dort untergebrachten geflüchte-

ten Kinder gilt (ebd.). Eine Benachteiligung dieser Kinder 

ist nach deutschem Recht nicht akzeptabel, gestützt 

durch die im Grundgesetz in Art. 1 Abs. 1 verankerte 
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Menschenwürde und das allgemeine Persönlichkeitsrecht 

aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1. Dies wird auch 

durch einfache Gesetzesregelungen wie das Kindeswohl-

prinzip in § 1697a des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) 

präzisiert. „Das Grundgesetz unterscheidet […] nicht 

zwischen geflüchteten und migrierten und anderen in 

Deutschland lebenden Kindern“ (siehe Weber & Rose-

now-Williams 2022: 176-177). Die bisher genannten 

Rechtsrahmen enthalten alle Grundrechte, die jedem 

zustehen, nicht nur Personen mit deutscher Staatsbür-

gerschaft (ebd.: 177). Der Kinderrechtsausschuss der 

UN-Kinderrechtskonvention (2022) kritisiert jedoch 

grundsätzlich, dass der Grundsatz des Kindeswohls in 

Deutschland noch nicht vollständig in die Bundesge-

setzgebung aufgenommen wurde (vgl. insbesondere 

Abs. 23 und Abs. 40 Vereinte Nationen, 2022). Häufig 

sei es so, dass Kindeswohlgefährdungen, die in anderen 

Fällen zu Jugendhilfemaßnahmen führen würden, in 

der Praxis „als normal hingenommen“ und „zu struk-

turellen Ausschlüssen minderjähriger Geflüchteter 

und ihrer Familien aus dem Hilfespektrum des Achten 

Sozialgesetzbuches“ führen würden (Thiele 2018: 118).

Begleitete geflüchtete Kinder leben mit ihren Familien 

häufig in „Not-, Erstaufnahme- oder Gemeinschafts-

unterkünften mit allen damit verbundenen Problemen 

und Risiken“ (ebd.). Die konkreten Bedingungen der 

Unterbringung geflüchteter Kinder, Jugendlicher und 

ihrer Familien sind in Deutschland „nicht weiter gesetz-

lich ausformuliert und auch nicht bundeseinheitlich 

geregelt“, liegen gemäß § 44 Abs. 1 AsylG jedoch vor 

allem in der Verantwortung der Länder (siehe Weber 

& Rosenow-Williams 2022: 177). 

Gemäß § 44 Abs. 2a AsylG sind zumindest alle Länder 

rechtlich dazu verpflichtet, den „Schutz von Frauen 

und schutzbedürftigen Personen zu gewährleisten“. 

Eine Konkretisierung, welche Mindeststandards für 

eine angemessene Ausgestaltung dieses Schutzes not-

wendig sind, bleibt aus – was zu häufiger Kritik führt. 

Expert*innen beanstanden die mangelnde Genauigkeit 

dieses Gesetzes (siehe Baron, Flory & Krebs 2020: 

29; González Méndez de Vigo, Schmidt & Klaus 2020: 

25). Die Anwendung von Schutzstandards variiert in 

Deutschland stark. Nicht einmal auf Länderebene gibt 

es beispielsweise gemeingültige Gewaltschutzkonzep-

te mit Gesetzesrang (siehe Gerbig 2020: 29). Sowohl 

rechtliche Voraussetzungen als auch Schutzmechanis-

men in Unterkünften und ihre Umsetzung können sich 

entsprechend von Ort zu Ort stark unterscheiden (siehe 

Behmer-Prinz, Bergedieck & Rosenow-Williams 2022; 

Zimmermann et al. 2020). 

Daher hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend (BMFSFJ) gemeinsam mit UNICEF im 

Jahr 2016 „Mindeststandards zum Schutz von Kindern, 

Jugendlichen und Frauen in Flüchtlingsunterkünften“ 

veröffentlicht – im Rahmen der Bundesinitiative zum 

„Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlings-

unterkünften“ (siehe Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend & Deutsches Komitee für 

UNICEF 2021: 4). Diese Initiative umfasst die Schutz-

bedürftigkeit in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

und fördert Schutzkonzepte, die als Leitlinien für die 

Erstellung, Umsetzung und für das Monitoring von 

unterkunftsspezifischen Schutzkonzepten dienen. Die 

Mindeststandards liefern im deutschen Kontext einen 

wesentlichen Leitfaden für den Schutz von vulnerabi-

lisierten Personengruppen, insbesondere von Kindern 

und Jugendlichen sowie von Frauen in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen (ebd.). Als Mindeststandard ist 

hier unter anderem vorgesehen, betreiberunabhängige, 

neutrale Beschwerdestellen einzurichten sowie geflüch-

tete Menschen aktiv über Rechte und Hilfsangebote 

zu informieren. Ziel der unabhängigen Beschwerde-

stellen als Teil der Mindeststandards zum Schutz von 

Kindern, Jugendlichen und Frauen in Unterkünften 

für geflüchtete Menschen ist es, sowohl geflüchteten 

Personen (einschließlich Kindern und Jugendlichen) 

als auch Mitarbeitenden (einschließlich Ehrenamtli-

chen) die Möglichkeit zu geben, ihre Beschwerden auf 

unterschiedlichen Wegen wie Telefon, Brief, E-Mail 

oder persönlichen Kontakt zu festgelegten Zeiten zu 

äußern. Die Instrumente sollten möglichst inklusiv und 

barrierefrei sein, damit alle Bewohner*innen davon Ge-

brauch machen können (siehe AWO Bundesverband e. 

V. et al. 2023). Einige Bundesländer und Trägerschaften 

von Unterkünften für geflüchtete Menschen entwickeln 

zudem eigene Schutzkonzepte für Bewohner*innen 

und Mitarbeiter*innen, um die vorgegebenen Mindest-

standards zu erfüllen (siehe Gerbig 2020). Die Mindest-

standards sind nicht verbindlich und dienen lediglich 

als Leitlinie für einrichtungsinterne Schutzkonzepte 

(Fichtner 2018: 5). Den Bundesländern ist die Ausge-

staltung und Festlegung rechtlicher Verbindlichkeiten 

von Mindeststandards selbst überlassen. Entsprechend 
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variiert die Umsetzung der Mindeststandards im bun-

desweiten Vergleich stark (siehe Kapitel 7). Auch auf 

kommunaler Ebene gibt es oftmals keine einheitliche 

Ausgestaltung von Schutzkonzepten. Es mangelt an 

Konkretisierungstiefe, an der Umsetzung im Allgemei-

nen, aber auch an der rechtlichen Verbindlichkeit (siehe 

Spiegel et al. 2018: 16). Das hat mitunter auch mit der 

heterogenen Unterbringungslandschaft für geflüchtete 

Menschen zu tun, die sich je nach Trägerschaft, Phase 

im Asylprozess der jeweiligen Bewohner*innen sowie 

Einrichtungstyp sehr unterschiedlich ausgestalten kann 

(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend & Deutsches Komitee für UNICEF 2021: 10).

 

Rahmenbedingungen in Deutschland: 

Das Asyl- und Jugendhilferecht stehen oft 

im Widerspruch zu den Anforderungen der 

UN-KRK, insbesondere in Bezug auf die Unter-

bringung geflüchteter Kinder und Jugendliche. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend und UNICEF veröffentlich-

ten „Mindeststandards zum Schutz von geflüch-

teten Menschen in Flüchtlingsunterkünften“. 

Die Umsetzung der Mindeststandards variiert 

stark in Deutschland, sowohl auf Bundes- als 

auch auf Länderebene sowie in kommunalen 

Einrichtungen. Dadurch kann der Schutz von 

geflüchteten Kindern und Jugendlichen je nach 

Standort und Einrichtung unterschiedlich stark 

ausgeprägt sein.
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Die menschenunwürdigen Lebensbedingungen in Unter-

künften für geflüchtete Menschen stehen im Zentrum 

vieler empirischer Studien in der Fluchtforschung (siehe 

Böhme & Schmitt 2022; Christ, Meininghaus & Röing 

2017; Gerbig 2020; z. B.: Human Rights Watch 2023; 

Pelzer 2018; Würdinger 2018). Unterkünfte für geflüch-

tete Menschen sind oft prekär und kaum für besonders 

schutzbedürftige Gruppen wie Kinder, Jugendliche und 

ihre Familien ausgelegt. Kinder und ihre Familien wer-

den in der Praxis häufig in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen untergebracht, die sich durch unzureichende 

Lebens- und Wohnbedingungen, mangelnde Privatsphäre 

und Entfaltungsmöglichkeiten, fehlende Schutzräume 

und -mechanismen, mangelnde hygienische Verhältnisse 

oder fehlende/unzureichende Gesundheitsversorgung 

auszeichnen (Shehabi & Kaske 2023: 15; Eulgem 2016).

4.1 Prekäres Leben im Wartezustand 

Das Leben in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

ist oft durch ungewisse Zukunftsaussichten aufgrund 

des ungeklärten Asylstatus geprägt. Studien zeigen, 

wie Kinder diese Situationen in solchen Unterkünften 

für geflüchtete Menschen als „Wartezustand“ (Brekke 

2010; Lewek & Naber 2017; Tize 2020) und „Leben da-

zwischen“ (Crawley & Skleparis 2018; Kreichauf 2018) 

wahrnehmen, das geprägt ist von „Nichtstun und Warten“ 

(González Méndez de Vigo 2018: 13). Unterkünfte für 

geflüchtete Menschen werden in der Fluchtforschung 

daher oft als „verletzliche Orte des Ungewissen“ (Krei-

chauf 2018), als „nicht-Ort“ (Augé 2019; Bombach 2023) 

bezeichnet. Besonders häufig wird auf Goffmans (1986) 

Konzept der totalen Institution verwiesen, um im Asyl-

regime angelegte Machtstrukturen zu beleuchten – wie 

etwa die (soziale) Immobilisierung der Menschen und 

die Fremdbestimmung über ihr Leben (siehe Böhme & 

Schmitz 2022; Engler 2021; Geraldi 2021; Nimführ 2019; 

Schmitz & Schönhuth 2020). Sarah Fichtner und Hoa Mai 

Trần (2019) haben zwischen Mai 2016 und Februar 2017 

in zwei Gemeinschaftsunterkünften eine ethnografische 

Studie mit geflüchteten Kindern durchgeführt: Diese 

zeigt, wie sehr Unterkünfte für geflüchtete Menschen, 

wenn überhaupt, als Unterbringungsorte für Erwachsene 

konzipiert wurden. Das zeigt sich zum Beispiel „in einer 

Raumplanung, die oft nicht auf die Bedürfnisse von Kin-

dern zugeschnitten ist“ (ebd.: 129). Ein Beispiel hierfür 

ist eine Unterkunft, die sich neben dem Gelände eines 

ehemaligen Kraftwerks befindet und daher von den dort 

lebenden Kindern als bedrohlich erlebt wird (siehe Gerbig 

2020: 33–34). Verstärkt wird diese Situation durch die 

vermehrte Unterbringung von geflüchteten Menschen 

in (Erst)Aufnahmeeinrichtungen und Unterkünften für 

geflüchtete Menschen, die diese seit 2014 in eine Art 

„Krisenmodus“ versetzte und mit einer qualitativen Ver-

schlechterung von Unterbringungsstrukturen einher ging 

(siehe Kleist & Zajak 2022: 9–10). Die ursprünglich als 

Übergangswohnlösung konzipierten Unterkünfte werden 

zu einem regelrechten Ort des Verweilens. So berichtet 

beispielsweise ein 15-jähriger Junge in einer Unterkunft 

für geflüchtete Menschen von seinem Wunsch, eine 

reguläre Schule zu besuchen: 

„Er [ein Mitarbeiter] hat gesagt: ‚Du bist jetzt im Asyl-
verfahren. Du kannst nicht draußen zur Schule gehen.‘ 
Und ich habe gefragt, wann ich gehen könne. Und er 
hat gesagt: ,Wenn du einen Transfer bekommen hast 
zu einer Wohnung, zu deinem permanenten Wohnsitz, 
dann kannst du gehen.‘ Und ich habe gesagt: ,Okay, 
kein Problem.‘ Und seitdem warte ich auf den Trans-
fer.“ (Junge, 15 J., Unterkunft West, Weber et al. 2023: 41) 

Die Unterkünfte für geflüchtete Menschen sind von 

Ressourcenknappheit (materiell, räumlich, personell 

und finanziell) und grundlegender Ungewissheit und Un-

sicherheit geprägt. Dabei erstreckt sich die Ungewissheit 

über verschiedene Bereiche: rechtliche Aspekte wie die 

Anerkennung des Aufenthaltsstatus der Bewohner*innen 

und ihre Verweildauer in den Unterkünften; die Zukunft 

der jeweiligen Unterkunft; die Arbeitsplatzsituation 

der Mitarbeitenden; das Zusammenleben mit fremden 

Menschen ohne gemeinsame Sprache und die fehlenden 

Kontakte außerhalb der Unterkunft. Die herausfordernde 

Situation während des Wartezustands, in dem die Be-

dürfnisse von Kindern oft vernachlässigt werden (siehe 

Weber & Rosenow-Williams 2022: 172), manifestiert 

sich in verschiedenen Aspekten des Kindes(er)lebens, 

die im weiteren Verlauf beleuchtet werden.

4.2 Gewalterfahrungen 

Aufgrund von institutionellen und strukturellen Faktoren 

herrscht in den Gemeinschaftsunterkünften ein erhöhtes 

Gewalt- und Konfliktpotenzial (siehe Christ, Meininghaus 

& Röing 2017; Kleist et al. 2022; Schmitt & Aden 2020). 

4.  Die Situation der Kinder in Unterkünften  
für geflüchtete Menschen
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Zu diesen Faktoren zählen verschiedene Aspekte: a) die 

Funktionsweise des Asylregimes, die große Unsicherheit 

und Prekarität mit sich bringt, b) die Bauweise der Unter-

künfte, die durch mangelnde Privatsphäre und räumliche 

Enge in heterogenen Gruppen die sozialen Beziehungen 

negativ beeinflusst, c) Machtbeziehungen und Konflikte 

zwischen Personal und Bewohner*innen sowie d) De-

privation der Bewohner*innen, wie etwa mangelnde 

Bewegungsfreiheit oder der Entzug von materiellen und 

immateriellen Gütern (siehe Scherr 2022: 44). Wissen-

schaftler*innen dokumentieren verschiedene Formen von 

Gewalt, die sich gegen in Unterkünften „platzierte“ Kinder 

richten, was in der Regel einer Zwangsunterbringung 

in einer Zwangsgemeinschaft gleichkommt (siehe Lutz 

2017: 369). Gewalt kann im Kontext von Unterkünften für 

geflüchtete Menschen sehr unterschiedliche Formen an-

nehmen, darunter physische, sexualisierte und psychische 

Gewalt, geschlechtsspezifische Gewalt, Nachstellung/

Stalking, Vernachlässigung und unzureichende Förderung 

(siehe Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend & Deutsches Komitee für UNICEF 2021: 12). 

Dabei beschreibt sexualisierte Gewalt beispielsweise 

alle sexuellen Handlungen, die ohne Einwilligung oder 

Möglichkeit zur Einwilligung an oder vor einer Person 

jeglichen Geschlechts und Alters ausgeführt werden. 

Dies gilt beispielsweise für Minderjährige, geistig oder 

körperlich beeinträchtigte Personen oder solche, die 

unter Alkohol- oder Drogeneinfluss stehen (ebd.: 37). 

Psychische Gewalt umfasst jede Form nicht-physischer 

Gewalt, die negative Auswirkungen auf die emotionale 

Gesundheit und Entwicklung eines Menschen hat (ebd.). 

Insbesondere vulnerabilisierte Personengruppen 

wie Frauen, Kinder, Menschen mit Behinderung oder 

LSBTIQ*-Geflüchtete sind in Unterbringungsstruktu-

ren verstärkt von Gewalt betroffen (siehe Böhme und 

Schmitt 2022: 103). Frauen, die allein geflüchtet sind oder 

von ihren Bezugspersonen getrennt wurden, werden in 

Unterbringungskontexten beispielsweise oftmals nicht 

ausreichend geschützt und sind entsprechend häufiger 

von sexualisierter Gewalt betroffen (siehe vom Felde 

et al. 2022: 154). Auch LSBTIQ*-Geflüchtete erleben 

in Unterkünften überproportional Gewalt in Form von 

Beleidigungen und Bedrohungen bis hin zu sexualisierter 

Gewalt und körperlichen Angriffen. Eine systematische 

Erfassung LSBTIQ*-feindlicher Gewalt gegen Geflüchtete 

fehlt jedoch (siehe Träbert & Dörr 2022: 215-217) und 

die besondere Vulnerabilisierung von LSBTIQ*-Per-

sonen wird im Asylprozess häufig vernachlässigt (ebd.: 

224-226). Auch religiöse oder ethnische „Minderheiten“ 

erfahren ein erhöhtes Gewalt- bzw. Diskriminierungs-

risiko im Unterbringungskontext (vom Felde et al. 2022: 

155). Eine systematische Erfassung von Gewaltfällen in 

Unterkünften für Geflüchtete Menschen im gesamten 

Bundesgebiet gibt es allerdings nicht. Dies stellt sowohl 

eine Lücke in deutschen Gewaltschutzkonzepten für 

Unterkünfte für geflüchtete Menschen als auch in der 

Forschungslandschaft dar. Inwiefern diese Gewaltformen 

auf Kinder in Unterkünften wirken, und ihren Alltag 

prägen, ist ebenfalls kaum in der Forschung erfasst. 

Neben den bereits aufgezählten Gewaltformen zeigen 

sich Ausprägungen von Gewalt und Macht gegenüber 

Kindern beispielsweise auch darin, wenn ihre Bedürfnisse 

und Interessen durch die Dominanz von Erwachsenen 

in der Unterkunft oder innerhalb der eigenen Familien, 

sowie durch das Verhalten von Mitarbeitenden und des 

Sicherheitspersonals übergangen oder ignoriert werden 

(siehe Pro Asyl 2021; Weber & Rosenow-Williams 2022). 

Sowohl wissenschaftliche Veröffentlichungen als auch 

Fachpublikationen in den Bereichen Kinderrechte und 

Kindeswohlgefährdung im Kontext von Flucht und Mig-

ration machen deutlich, dass die Wahrscheinlichkeit für 

Kinder, innerhalb von Unterkünften von Diskriminierung 

oder Gewalt betroffen zu sein, stark erhöht ist (siehe 

Deutsches Kinderhilfswerk 2021; Plafky 2018; Rabe 

2015; Weber & Rosenow-Williams 2022). 

Unter der Aufsicht überwiegend weißer Fachkräfte 

agieren Kinder und Jugendliche in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen aus einer extremen Prekarität 

heraus. Diese Fachkräfte, verstrickt in gesellschaftliche 

Machtverhältnisse, können in alltäglichen Interaktions-

prozessen und in ihrem professionellen Umgang mit 

geflüchteten Kindern Vorurteile und rassistische Dis-

kurse reproduzieren und Abwertungen einbringen. Dies 

geschieht zum Teil unbewusst. Kinder erleben dadurch 

VerAnderungsprozesse (Othering), bei denen ihre „Kul-

tur“, ihre Sprachen, ihr Körper und ihre Familie als fremd 

markiert und abgewertet werden (siehe Reuter 2002). Die 

Überschneidung mehrerer Diskriminierungsmerkmale 

kann dabei zu einem verstärkten Gefährdungspotenzial 

für Betroffene führen (siehe Lewek & Naber 2017: 25; 

Muy 2018: 262–263). Das zeigt sich zum Beispiel im Fall 

von geflüchteten Kindern mit Behinderung: Da die Unter-

kunftsstrukturen in (Erst)Aufnahmeeinrichtungen häufig 
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nicht barrierefrei sind, werden behinderte Kinder und 

Jugendliche dadurch von wesentlicher Infrastruktur wie 

Sanitäranlagen ausgeschlossen (siehe Kapitel 6.4.2). Die 

derzeitige institutionelle Ausgestaltung von Unterkünften 

für geflüchtete Menschen begünstigt Belastungen und 

Konflikte, während dezentrale Unterbringungsformen 

dies weniger tun (siehe Böhme & Schmitz 2022: 4). Ein 

anderes Beispiel ist die Intersektion aus Rassismus und 

Adultismus, die beispielsweise zur Dethematisierung und 

Nicht-Bearbeitung rassistischer Diskriminierungsfälle 

führen kann (siehe für den Kontext Kita Kapitel 5.1). 

Othering:

Othering, auch als VerAnderung bekannt, ist 

eine Abgrenzungspraxis, bei der das „Andere“ 

im Vergleich zum „Eigenen“ konstruiert wird. 

Diese binäre Unterscheidung markiert das 

kulturell oder ethnisch Andere als abweichend 

und minderwertig, während das Eigene positiv 

bewertet wird (siehe Reuter 2002). Es ist eng 

mit Rassifizierungspraktiken verbunden, die 

in hegemonialen Gesellschaften hierarchische 

Verhältnisse entlang von Gender, Klasse und 

Race perpetuieren (siehe Spivak 1985). 

4.3  Begrenzte Bildungs- und  
Entfaltungsmöglichkeiten  

Neben der körperlichen Unversehrtheit und dem Recht 

auf einen sicheren Ort schränkt das Leben in Unterkünf-

ten für geflüchtete Menschen auch weitere Kinderrechte, 

wie etwa das Recht auf Bildung, das Recht auf Spiel, 

das Recht auf Beteiligung etc. ein (siehe Behmer-Prinz, 

Bergedieck & Rosenow-Williams 2022: 2). Lewek und 

Naber (2017) sowie Berthold (2014) dokumentieren in 

ihren Arbeiten umfassend sowohl stark eingeschränkte 

als auch gänzlich fehlende Spiel- und Bewegungs- sowie 

kindergerechte Rückzugsmöglichkeiten. 

Insbesondere geflüchtete Kinder und Jugendliche be-

schreiben die Wohnverhältnisse in Unterkünften als 

beengend und benennen ihr Bedürfnis nach Privatsphäre, 

das nicht erfüllt werden kann (siehe Weber et al. 2023). 

Dima Zito (2017) zeigt in ihrer qualitativen Forschung 

über das Erleben von geflüchteten Kindern, dass es in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen aufgrund der 

fehlenden Rückzugsmöglichkeiten kaum Orte für das 

Erledigen von Hausaufgaben und für konzentriertes 

Lernen gibt. Auch in der Studie von Weber et al. (2023) 

beschreibt ein Mädchen diese schwierigen Verhältnisse:

„[Was mir fehlt, ist] mich konzentrieren oder entspannen 
zu können. Auch im Zimmer, denn wenn meine Mutter 
mit ihren Sachen beschäftigt ist, dann habe ich dort 
keine Ruhe. Die einzige Möglichkeit für mich, allein zu 
sein, ist, wenn ich unterwegs zur Schule bin oder wenn 
ich von der Schule nach Hause gehe.“ (Mädchen, 16 J., 

Unterkunft Süd, Weber et al. 2023: 18) 

4.4  Schwierige Situationen und  
psychische Belastungen

Die Auswirkungen der Flucht auf Kinder und Jugendliche 

und ihre Lebensbedingungen in den Unterkünften betref-

fen auch ihre psychosoziale Gesundheit sowie die ihrer 

Familien. Die Einsamkeit, die fehlende Privatsphäre und 

in der prekären Situation begründete Stressfaktoren, die 

auch ihre Leistungen in der Schule beeinflussen, stellen 

belastende Herausforderungen im Alltag der Kinder 

und Jugendlichen dar (Weber et al. 2023: 69–70). Eltern 

erleben die Unterbringung oft als fremdbestimmten 

Zustand, in welchem ihre Möglichkeiten stark einge-

schränkt sind, ihre Kinder selbst zu schützen und zu 

versorgen. Familiäre Brüche durch die Flucht sowie die 

prekären Lebensumstände können sehr belastend für 

alle Familienmitglieder sein. Die Ergebnisse einer Längs-

schnittuntersuchung über die psychischen Auswirkungen 

von häufigem Wechsel der Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen in den Niederlanden zeigen, dass die Risiken 

für psychische Belastungen bei asylsuchenden Kindern 

mit einer hohen jährlichen Verlegungsrate stärker aus-

geprägt waren (siehe Goosen, Stronks & Kunst 2014). 

Jugendliche in Unterbringungsstrukturen äußern den 

Bedarf nach professioneller psychologischer Betreuung 

vor Ort oder zumindest nach einer vertrauenswürdigen 

Ansprechperson (siehe Weber et al. 2023: 69). Es wird 

festgestellt, dass in den untersuchten Unterkünften ein 

eklatanter Mangel an koordinierten Früherkennungs-

maßnahmen und psychotherapeutischer Unterstützung 

besteht. Die Wartezeiten für Termine bei Fachkräften 

können mehrere Monate betragen (ebd.: 71). Im Unter-
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bringungskontext werden Traumatisierungen und/oder 

andere psychische Belastungen deshalb oft nicht erkannt 

und nicht angemessen behandelt (siehe Westphal & 

Aden 2020). Kinder mit körperlichen und geistigen Be-

einträchtigungen haben es laut Fichtner und Trần (2019) 

besonders schwer, da die Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen oft nicht darauf ausgerichtet sind, ihre Be-

dürfnisse zu erfüllen.

4.5  Kindheit(en) im Kontext  
von Familie und Flucht 

Das Familienleben im Kontext der Flucht ist vielfältig 

und komplex und wird von sozialen Normen, gesetzli-

chen Bestimmungen und individuellen Verhaltensweisen 

beeinflusst (siehe Heilmann 2022; Westphal & Aden 

2020). Durch die Flucht werden Familienkonstellationen 

oftmals neu formiert. Die soziale Formation von Familie 

ist im Kontext von Flucht und Asyl daher besonders 

relevant. Teilweise kommt es zu einer Trennung von 

Familien, etwa durch Abschiebung, die laut Zwischen-

bericht der National Coalition im letzten Jahr vermehrt 

zu beobachten waren und teilweise „rechtswidrig und 

mit unverhältnismäßiger Härte durchgeführt“ (National 

Coalition Deutschland – Netzwerk zur Umsetzung der 

UN-Kinderrechtskonvention e. V. 2023: 45) werden. 

Auch die Wiederherstellung von Familieneinheiten durch 

Familiennachzug wird in Deutschland nach aktueller Be-

hördenpraxis oft verwehrt; minderjährige Geschwister 

haben kein Nachzugsrecht (ebd.: 46). Familien, welche 

nicht den rechtlichen Kriterien der deutschen Kernfamilie 

entsprechen, werden zumeist getrennt untergebracht 

(siehe Westphal & Aden 2020: 13). 

Im Gegensatz zu dominanten rechtlichen Perspektiven, 

die vor allem auf einem biologistischen Familienkonzept 

basieren (insbesondere relevant für den Familiennach-

zug), arbeiten soziologische und sozialarbeiterische Per-

spektiven ein Familienkonzept heraus, das weiter gefasst 

ist und sich eher allgemein durch familiale Bezugskons-

tellationen oder Beziehungen zwischen Kindern sowie 

Jugendlichen und Erwachsenen beschreiben lässt (ebd.: 

7-9). Gerade durch Flucht bedingte Zusammensetzungen 

neuer Familienkonstellationen stimmen häufig nicht 

zwangsläufig mit den rechtlich verankerten Familien-

modellen in Deutschland überein (ebd.: 9–10). Familiale 

Beziehungen sind durch intergenerationale emotionale 

und funktionale Betreuungspraktiken miteinander ver-

knüpft. Familien können sich als solche begreifen, selbst 

wenn keine direkte biologische Verwandtschaft vorliegt 

(siehe Rohde-Abuba 2021: 9). 

Auch seitens der Kinder- und Jugendhilfe werden geflüch-

tete Familien nicht angemessen unterstützt. Begleitete 

geflüchtete Kinder und ihre Familien sind nur selten die 

Zielgruppe für Jugendhilfemaßnahmen (siehe Karpen-

stein & Rohleder 2021: 89). Kindeswohlgefährdungen, 

die bei unbegleiteten Kindern und Jugendlichen immerhin 

in den Tätigkeitsbereich der Jugendämter fallen, bleiben 

daher für begleitete Kinder und Jugendliche oftmals un-

beachtet. Das lässt sich darauf zurückführen, dass bei be-

gleiteten Kindern und Jugendlichen davon ausgegangen 

wird, dass sie sich in der Obhut sorgerechtspflichtiger, 

für sie verantwortlicher Bezugspersonen befinden (siehe 

Prasad 2018: 21). Was dabei übersehen wird, ist, dass es 

den geflüchteten Kindern und Jugendlichen und ihren 

Familien dadurch an strukturellen Unterstützungsmög-

lichkeiten fehlt. 

Im Kontext von Gemeinschaftsunterkünften steht die 

elterliche Schutzfunktion jedoch infrage, etwa durch 

Störungen der Privatsphäre und das Eingreifen in die 

Unverletzlichkeit der Wohnung durch das Sicherheits-

personal oder durch Fachkräfte. Dies trägt zu einem 

Zustand bei, in dem Eltern und Kinder in ihrer grund-

legenden familiären Dynamik beeinträchtigt werden 

(siehe Rohde-Abuba 2021: 26; Spiegel et al. 2018). So 

zeigen Weber und Rosenow-Williams (2022), dass das 

Leben der Kinder und Familien zum einen unter ständiger 

Beobachtung steht und zum anderen den Werten und 

Normen sowie den Veränderungsprozessen dominanz-

gesellschaftlicher Machtverhältnisse untergeordnet wird. 

Kinder und ihre Familien teilen sich, konträr zu ihren 

Ansprüchen persönlicher und familiärer Privatsphäre, 

zumeist Sanitär- und Küchenräume mit fremden Erwach-

senen, häufig auch ohne eine gemeinsame Sprache zu 

sprechen (siehe Wihstutz 2024: 17). Aus Gesprächen mit 

Kindern und Jugendlichen in Unterbringungsstrukturen 

wird deutlich, wie diese ihre Unzufriedenheit, etwa im 

Kontext von Privatsphäre, äußern: 

„[…] leider ist mein Zimmer mit der Küche verbunden 
und dem Flur. Es gibt also keine Tür, von der ich sagen 
kann, hey, ich kann die jetzt zumachen und den Kopf 
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ein bisschen frei haben. Ja, das habe ich halt nicht. Was 
ich mir wünsche, ist ein bisschen mehr Privatsphäre.“ 
(Junge, 17 J., Unterkunft Ost, Weber et al. 2023: 18)

Rassistische Diskurse und Normvorstellungen über 

Familienmodelle offenbaren zudem strukturelle ent-

professionalisierte und diskriminierende Praktiken im 

deutschen Verwaltungssystem; das betrifft die Unter-

kunftsstrukturen selbst wie etwa auch das Jobcenter 

(siehe Koopmann 2023: 196). Auf der einen Seite igno-

rieren sie familiäre Dynamiken und Bedürfnisse; auf der 

anderen Seite wird sich Narrativen wie „Kulturkreisen“ 

bedient und damit einhergehend oftmals auf kultur-

alisierende Stereotype über „andere“ Erziehungs- und 

Familienmodelle zurückgegriffen.  

Verschiedenste Arbeiten weisen beispielsweise darauf 

hin, dass geflüchteten Frauen oder Müttern, von sexisti-

schen Denkmustern und traditionellen Rollenverständ-

nissen geprägt, eine bedeutendere Rolle innerhalb ihrer 

Familien zugeschrieben wird, während geflüchteten 

Männern oft nicht zugetraut wird, dass sie die Familie als 

wichtig erachten oder sich aktiv in sie einbringen (siehe 

Heilmann 2022; Ruis 2019). Zudem wird geflüchteten 

Männern häufig stereotypisierend eine niedrigere Hemm-

schwelle für gewalttätiges Verhalten zugeschrieben, 

wobei das Verhalten mitunter als vermeintliche Strategie 

zur Rückgewinnung einer „verlorenen“ Autorität inner-

halb der Familie skizziert wird (siehe Heilmann 2022). 

Diese rassistischen und stigmatisierenden Vorstellungen 

über die „Kultur“ geflüchteter Familien, insbesondere die 

Verankerung von Gewalt und körperliche Bestrafung in 

der Erziehung, sind in der Jugend- und psychosozialen 

Hilfe weit verbreitet (siehe Mohammed & Karato 2022; 

Walburg 2021). Die Konsequenz kann dabei sein, dass 

Kinder im Unterbringungskontext von ihren Eltern ge-

trennt werden (siehe Weber et al. 2023: 18–19). Aber 

auch unabhängig von expliziten rassistischen Zuschrei-

bungen kommt es zum Teil zu nicht nachvollziehbaren 

Trennungen von Familien in Unterbringungsstrukturen. 

So schildert beispielsweise ein Mädchen, dass sie und 

ihre Mutter in getrennten Wohneinheiten untergebracht 

wurden, die sie sich mit fremden Familien anstelle der 

eigenen teilen mussten (ebd.). 

Während Familien teilweise gegen ihren Willen vonei-

nander getrennt untergebracht werden, gibt es jedoch 

andersherum auch Fälle, in denen Familienmitglieder 

zusammen untergebracht werden, obwohl ein explizites 

Gefährdungsrisiko durch gewalttätige Familienangehö-

rige besteht und eine gemeinsame Unterbringung nicht 

erwünscht ist. Darin offenbart sich eine generelle Ver-

nachlässigung des Wohlbefindens und der Sicherheits-

bedürfnisse von geflüchteten Kindern und ihren Familien. 

Die Autor*innen Christ, Meininghaus und Röing (2017: 

34) beschreiben exemplarisch den Fall einer Mutter mit 

ihren Kindern, die mit ihrem gewalttätigen Ehemann 

untergebracht wurde, weil sie einer Familie angehören. 

In diesem Fall blendet das deutsche Verwaltungssystem 

die Gewaltbereitschaft des Vaters aus und sieht die be-

teiligten Kinder und ihre Mutter aus einer verfestigten 

Vorstellung der Kernfamilie heraus als bloße Anhängsel 

dieser Familie an, ohne die konkrete Gefährdung durch 

den Vater zu berücksichtigen. 

Insgesamt wird anhand der oben exemplarisch geschil-

derten Fälle deutlich, dass es auf diesem Feld weiterer 

Professionalisierung bedarf. Der Mangel an einem ras-

sismus- und diskriminierungskritischen Bewusstsein 

im Umgang mit geflüchteten Familien führt derzeit zu 

einem entprofessionalisierten Umgang, der letztlich die 

Kinderrechte unterminiert.
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Wie Kinder und Jugendliche mit diesen widrigen Lebens-

umständen in Unterkünften umgehen, welche Beschwer-

den sie haben und in welcher Form sie diese Beschwerden 

vorbringen können, wird in Kapitel 6 erörtert. Zunächst 

werden in Kapitel 5 die Beschwerdewege von Kindern 

und Jugendlichen außerhalb von Unterkünften für ge-

flüchtete Menschen skizziert und diskriminierungskri-

tisch nach dem Zugang zu diesen Wegen sowie nach der 

Inklusivität dieser Wege gefragt. Das soll den Kontext zu 

den Angeboten für geflüchtete Kinder und Jugendliche 

in Unterbringungsstrukturen bilden. 

Im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit wird die Be-

schwerde eines Kindes im weiteren Sinne als Unzu-

friedenheitsäußerung verstanden. Diese kann sich ab-

hängig vom Alter, vom Entwicklungsstand und von der 

Persönlichkeit in verschiedener Weise sowohl über eine 

verbale Äußerung als auch über ihr Handeln sowie ihre 

Mimik und Gestik, zum Beispiel Weinen, Aggressivität 

oder Zurückgezogenheit, ausdrücken (siehe Hansen 

und Knauer 2016). Um die Interessen von Kindern und 

Jugendlichen durchzusetzen und ihr Wohlbefinden be-

ziehungsweise „Well-Being“ sicherzustellen, wird im 

deutschen Kontext auf die Beschwerde zunehmend 

als Mittel der Wahl geschaut. Aus dieser Perspektive 

wird die Institutionalisierung von Beschwerdeverfahren 

sowohl als wichtige Maßnahme zur Qualitätssicherung 

in der pädagogischen und sozialen Arbeit als auch als 

„Chance für die Weiterentwicklung“ von Einrichtungen 

betrachtet (siehe Braukmann, Geißler & Roschk 2019: 

17). „Vertrauen, Transparenz und Verlässlichkeit in Be-

zug auf die Beschwerdeverarbeitung“ werden in der 

Fachliteratur als maßgeblich für die Wirksamkeit von 

Beschwerdeverfahren betrachtet (Sandermann 2022; 

Urban-Stahl 2013: 8). In der Praxis sind diese Aspekte 

jedoch häufig nicht gegeben, außerdem mangelt es an dis-

kriminierungskritischen Perspektiven, die eine wirksame 

Implementierung von Beschwerdeverfahren möglich 

machen würden. Exemplarisch wird dies im Folgenden 

schlaglichtartig für verschiedene Bereiche des Beschwer-

demanagements im Kontext von Bildungsinstitutionen 

und Kinder- und Jugendhilfe nachvollzogen.

5.1 Beschwerdemanagement in Kitas

Die Beteiligungsrechte von Kindern in der Kinderta-

gesbetreuung sind gesetzlich im SGB VIII und in den 

KiTa-Gesetzgebungen verankert. Seit der Erweiterung 

des § 45 SGB VIII im Jahr 2012 müssen Kindertagesein-

richtungen nachweisen, dass geeignete Verfahren der 

Beteiligung und Beschwerde existieren (§ 45 Abs. II Nr. 4 

SGB VIII). Durch Beschwerde- und Mitwirkungsmöglich-

keiten können Kinder Selbstwirksamkeit erfahren und 

lernen, sich für ihre Bedürfnisse und Rechte einzusetzen 

(siehe Doll et al. 2020). Diese Form der Partizipation 

gilt als entscheidendes Qualitätskriterium in der Kin-

derbetreuung.

Beschwerdeverfahren in der Kindertagesbetreuung 

werden in erster Linie zum Schutz von Kindern vor kör-

perlicher, verbaler, psychischer und auch sexueller Gewalt 

etabliert. Die Abhängigkeit von Kindern vom Wohlwollen 

einzelner Erwachsener soll reduziert werden, um sie 

damit vor Machtmissbrauch zu schützen und Möglich-

keiten zu schaffen, ihre eigenen Interessen durchzusetzen 

(siehe Maywald 2022). Allerdings dienen sie nicht „nur“ 

dem Schutz vor Gewalt, sondern ermöglichen auch, dass 

Kinder zur Beteiligung ermutigt werden und sich in der 

Einrichtung wohlfühlen und frei entwickeln können 

(siehe Kittel 2022). In der Praxis reichen Instrumente 

für Beschwerden und zur Mitwirkung vom formellen 

Beschwerdemanagement bis hin zu alltagsbezogenen 

Formen wie Erzähl- oder Morgenkreisen, Routine- und 

Spielsituationen und repräsentativen Gremien wie zum 

Beispiel Kinderräten oder Kinderparlamenten. Es wird 

angenommen, dass eine strukturelle Verankerung die-

ser Beteiligungsinstrumente die Demokratiebildung in 

Kindertageseinrichtungen fördern kann (siehe Doll et 

al. 2020: 12). 

In Kitas gestaltet sich der Zugang zu formalisierten Be-

schwerde- und Partizipationsräumen für privilegierte 

Kinder einfacher als beispielsweise für durch Rassismus 

oder andere Dimensionen deprivilegierte Kinder (siehe 

Backhaus & Wolter 2019: 9). In der Praxis erweist sich 

beispielsweise die Teilhabe an Morgenkreisen oder an 

Kinderparlamenten für manche Kinder als barrierebehaf-

teter als für andere, da dabei oftmals verstärkt deutsche 

Sprachkompetenzen bei Kindern vorausgesetzt werden 

(siehe Dintsioudi & Krankenhagen 2020: 19–20) oder die 

Fähigkeit in einem stark formalisierten Setting ruhig zu 

sitzen. Macht- und diskriminierungskritisches Beschwer-

demanagement ist in den meisten Einrichtungen noch in 

seinen Anfängen oder findet teilweise überhaupt keine 

Berücksichtigung (siehe Trần 2024: 67). 

5. Beschwerdewege für Kinder und Jugendliche in Deutschland 
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Es zeichnet sich ab, dass rassifizierte Kinder und Kinder 

mit Fluchterfahrungen größere Barrieren erleben, ihren 

Bedürfnissen und Forderungen in Kitas Ausdruck zu ver-

leihen und von Erwachsenen gehört und wahrgenommen 

zu werden. Dadurch werden ihre Perspektiven margina-

lisiert (siehe Backhaus & Wolter 2022). Die Beratungs-

stelle „KiDS – Kinder vor Diskriminierung schützen“ 

fordert daher die Entwicklung eines Verständnisses für 

unterschiedliche und inklusiv gedachte Beschwerde- und 

Beteiligungswege. Dabei sollte nicht nur berücksichtigt 

werden, dass Kinder mitunter andere Ausdrucksformen 

nutzen als Erwachsene. Auch weniger expressive Aus-

drucksformen, die sich eher in Form von Rückzug oder 

lediglich in einer veränderten Mimik zeigen, sind ernstzu-

nehmende Beschwerdeformen (siehe Backhaus & Wolter 

2019: 8). Inklusive, also vielfältige und insbesondere 

diskriminierungskritische Beteiligungswege, sollten sich 

auch institutionell in Beteiligungs- und Beschwerde-

strukturen widerspiegeln. Diskriminierungserfahrungen 

in Kitas stellen eine Alltagserfahrung von Kindern dar, 

die sich über die gesamte institutionelle Ebene hinweg 

manifestiert (siehe Bostancı, Biel & Neuhauser 2022; 

Bostancı & Wirth 2024). Um die Perspektiven und Er-

fahrungen von Kindern in dieser Hinsicht sichtbar zu 

machen, braucht es ein Beschwerdemanagement, das 

Diskriminierungserfahrungen, zum Beispiel in Bezug auf 

Sprache, Behinderung oder Rassismus, antizipiert und 

dementsprechend Räume für Kinder schafft. Das ermög-

licht den Kindern, solche Erfahrungen anzusprechen, 

sodass Beschwerdefälle trotz vorherrschender Macht-

asymmetrien registriert und bearbeitet werden können. 

Die Etablierung diskriminierungskritischer Beschwerde-

kulturen kann dabei als grundlegend für die inklusive 

Qualität von Kitas erachtet werden (siehe Backhaus & 

Wolter 2019: 10). Es gibt Bestrebungen, den vielfältigen 

Ausdrucksformen von Kindern in der Praxis durch einen 

Methodenmix an verschiedenen Instrumenten für Be-

schwerde und Mitwirkung Rechnung zu tragen. 

Diskriminierungskritisches Beschwerdemanagement 

stellt insbesondere dominanzgesellschaftlich sozialisierte 

Fachkräfte vor Herausforderungen (ebd.). Bostancı, Biel 

und Neuhauser (2022: 9) beobachten im Kontext von 

Beschwerden bezüglich Rassismuserfahrungen in Kitas 

beispielsweise, dass Beschwerden teilweise sogar zum 

Ausschluss aus Einrichtungen führen können. Selbst in 

Kitas können (diskriminierungskritische) Beschwerde-

verfahren institutionell also nicht als etabliert gelten 

und führen nicht automatisch zum Schutz vor weiteren 

Ausschlussprozessen. Gerade von Rassismus betroffene 

Personen können sich somit nicht sicher sein, ausrei-

chend Schutz vor Diskriminierung zu erfahren, obwohl 

Beschwerdewege institutionell für die Betriebserlaub-

nis gegeben sein müssen. Eine erfolgreiche Umsetzung 

von Beschwerdeverfahren erfordert von Kitas und den 

pädagogischen Fachkräften ein Zusammendenken von 

Diskriminierungs- und Kinderschutz sowie eine macht-

kritische Grundeinstellung und bewusste Beziehungs-

gestaltung, die die Teilhabe und Beteiligung aller Kinder 

ermöglicht. 

5.2 Beschwerdemanagement in Schulen

Im schulischen Bereich sind Partizipationsmöglichkei-

ten für Schüler*innen nur in Teilbereichen rechtlich 

verankert. Der Umgang mit individuellen Beschwerden 

wird dabei kaum fokussiert und ebenso wenig werden 

Verbindlichkeiten im Hinblick auf Beschwerdeanliegen 

formuliert (siehe Braukmann, Geißler & Roschk 2019: 

16; Haupt, Jann & Oppen 2023). Insbesondere, wenn es 

um den Schutz vor Diskriminierung geht, bleiben inter-

ne Beschwerdeverfahren deshalb oftmals ergebnislos. 

Dabei sind Schulen gerade in diesem Zusammenhang 

über gleichheitsrechtliche Anforderungen an die Aus-

gestaltung von Schulrecht aufgefordert, „Mechanis-

men vorzuhalten“, die diskriminierten Schüler*innen 

Rechtsschutz- und Unterstützungsmechanismen im Fall 

von Diskriminierung anbieten (siehe Antidiskriminie-

rungsstelle des Bundes 2012: 483). Da Zuständigkeiten 

nicht transparent sind und konkret auf Schüler*innen, 

beziehungsweise Kinder und Jugendliche, ausgerichtete 

Beschwerdestellen fehlen, sind die Möglichkeiten der 

Beschwerde im schulischen Kontext sehr eingeschränkt 

(siehe El & Yekani Haschemi 2017). Gängige Beschwerde-

behelfe (z. B. die gezielte Ansprache von Lehrpersonal 

oder der Schulverwaltung) sind teilweise hochschwellig 

und erfordern gegebenenfalls sogar Elternbeteiligung, 

was eine weitere Hürde darstellt – besonders, wenn 

es um sehr persönliche Angelegenheiten geht und die 

Beschwerde an eine unbekannte Behörde gerichtet 

ist. Diese Hürde wird noch größer, wenn Schule und 

Schulaufsicht als verschworene Einheit erscheinen oder 

wahrgenommen werden. Dazu kommt, dass oftmals nicht 

klar nachzuvollziehen ist, welche Person an der Schule 
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welcher Institution beziehungsweise welchem Träger 

zuzuordnen ist (ebd.). 

Each One Teach One (EOTO) hat als community-basiertes 

Bildungs- und Empowermentprojekt für afrikanische, 

afrodiasporische und Schwarze Menschen in Deutsch-

land mit der Black Diaspora School und dem Berliner 

Netzwerk gegen Diskriminierung an Schulen bereits 

2015 ein umfängliches Konzept für Beschwerdestellen 

gegen Rassismus und Diskriminierung vorgestellt (siehe 

Berliner Netzwerk gegen Diskriminierung in Schule 

und Kita 2016). Dem Konzept zufolge soll die Arbeits-

weise der Beschwerdestelle an den Standards der qua-

lifizierten Antidiskriminierungsberatung ausgerichtet 

werden, um einen qualifizierten multiperspektivischen 

und diskriminierungssensiblen Umgang mit den Be-

schwerdeführenden sicherzustellen. Das Beratungs-Team 

sollte im Idealfall transdisziplinär sein, sodass es über 

Kompetenzen und Wissen in Bereichen wie Pädagogik, 

Recht, Psychologie, Beratung, Gesundheit, Pflege und Be-

hinderung verfügt, um eine parteiliche Beratungshaltung 

garantieren zu können. In wissenschaftlichen und fach-

politischen Diskursen werden Schutz vor Diskriminierung 

und Rassismus und die Notwendigkeit einrichtungs-

interner Beschwerdestellen erst in den vergangenen 

Jahren im größeren Stil diskutiert. In diesem Kontext 

werden Anlaufstellen gefordert, an die insbesondere im 

Bereich Diskriminierungsschutz angstfrei und niedrig-

schwellig Beschwerden gerichtet werden können, die 

dort professionell bearbeitet werden (Baer 2010; Foitzik, 

Holland-Cunz & Riecke 2019; Kultusministerkonferenz 

2018; Deutsches Institut für Menschenrechte et al. 2017; 

Yekani Haschemi & Ilius 2016).

5.3  Beschwerden in der Kinder-  
und Jugendhilfe 

Die Gestaltung von Beschwerdeverfahren und Möglich-

keiten zur Mitbestimmung ist nicht nur ein pädagogi-

sches Anliegen, sondern auch – siehe Kapitel 5.1 – ein 

verankertes Recht (§ 45 Abs. II SGB VIII). Seit der Ein-

führung des Bundeskinderschutzgesetzes im Jahr 2012 

sind Partizipations- und Beschwerdemöglichkeiten eine 

Voraussetzung für die Erteilung einer Betriebserlaubnis 

für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Denn 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe bergen auf-

grund des strukturellen Machtungleichgewichts zwischen 

Kindern, Jugendlichen und ihren Betreuer*innen ein er-

hebliches Risiko dafür, dass Kritik und Beschwerden von 

Kindern und Jugendlichen nicht berücksichtigt werden 

(siehe Urban-Stahl, Jann & Bochert 2023). 

Es gibt grundsätzlich unterschiedliche Möglichkeiten der 

Beschwerde: informell, wenn Kinder und Jugendliche 

sich an vertraute Mitarbeitende wenden, und formell, 

wenn die Einrichtung über ein festgelegtes Beschwer-

deverfahren verfügt, das den Umgang mit Beschwerden 

systematisch regelt (siehe Rist & Sauer 2017). In der 

Praxis sind Beschwerdeverfahren in verschiedenen Ein-

richtungen stark von regionalen, strukturellen und kon-

zeptionellen Unterschieden geprägt (siehe Jann & Oppen 

2018). Auch der Zugang zu und die konkrete Umsetzung 

von Ombudsstellen, die in der Kinder- und Jugendhilfe 

seit 2021 mit dem Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

in § 9a SGB VIII gesetzlich verankert sind, variiert von 

Bundesland zu Bundesland stark (siehe Len, Manzel & 

Urban-Stahl 2023). Eine erste Auswertung der bundes-

weiten Statistik des Bundesnetzwerk für Ombudschaft 

in der Jugendhilfe über ombudschaftliche Beratung zeigt 

zudem, dass existierende Ombudsstellen bisher in erster 

Linie von Erwachsenen und deutlich seltener von Kindern 

und Jugendlichen selbst genutzt werden (ebd.: 50). 

Die Implementierung formeller Beschwerdeverfahren 

sollte jedoch sicherstellen, dass die Lösung von Konflikten 

und die Bearbeitung von Beschwerden professionell und 

an den Bedürfnissen der betroffenen Kinder orientiert 

erfolgt – und nicht von individuellen Personen oder ihrer 

persönlichen Einstellung abhängen. Urban-Stahl und Jann 

(2014) verweisen in einer empirischen Studie darauf, 

dass die Nutzung von Beschwerdesystemen maßgeb-

lich von den Mitarbeitenden in den Einrichtungen der 

Kinder- und Jugendhilfe abhängt. Einerseits liegt es oft 

in der Verantwortung der Mitarbeitenden, den Kindern 

und Jugendlichen den Zugang zum Beschwerdeverfahren 

zu erleichtern, beispielsweise durch die Bereitstellung 

der erforderlichen Beschwerdeformulare, andererseits 

können Mitarbeitende den Kindern und Jugendlichen 

bereits zu verstehen geben, ob sie die Äußerung von 

Beschwerden unterstützen oder als störend empfin-

den. Somit kann die persönliche Einstellung von Mit-

arbeitenden gezielt dazu beitragen, die Äußerung von 

Beschwerden zu fördern oder zu unterdrücken (ebd.: 

48). Untersuchungen haben zuletzt verdeutlicht, dass in 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe erhebliche 
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Vorbehalte bei der Umsetzung von Beschwerdemanage-

ment bestehen, darunter die Sorge vor Machtverlust und 

der Abgabe von Entscheidungsbefugnissen zugunsten 

der Kinder und Jugendlichen (siehe Urban-Stahl, Jann 

& Bochert 2023: 11). Diese Vorbehalte sind einerseits 

in der Beschaffenheit des sozialpädagogischen Arbeits-

feldes begründet, da die Erziehungshilfe maßgeblich auf 

positive Beziehungsarbeit zwischen den Betreuer*innen 

und den Kindern und Jugendlichen setzt, die wenig Raum 

für Beschwerde und die Ansprache von interpersonalen 

oder institutionellen Problemen lässt (siehe z. B. zur 

(De)thematisierung rassistischer Praktiken im Kontext 

Kita Bostancı, Biel & Neuhauser 2022). Andererseits 

fürchten Mitarbeitende der Kinder- und Jugendhilfe in 

Beschwerdefällen gegen die eigene Person neben persön-

licher Kränkung auch arbeitsrechtliche Konsequenzen 

(siehe Erz 2008; Urban-Stahl, Jann & Bochert 2023: 15). 

Die Einblicke in die verschiedenen Beschwerdewege, 

die es im Bereich von Schule, Kita sowie Kinder- und 

Jugendhilfe gibt, verdeutlichen eines: Die Beteiligungs-

möglichkeiten variieren je nach strukturellen und in-

stitutionellen Gegebenheiten und gesellschaftlicher 

Positionierung. Als Schlussfolgerung liegt nahe, dass 

rassifizierte Kinder und Kinder mit Fluchterfahrung in 

der Teilhabe von Beschwerden große Barrieren erleben. 

Das soll in den folgenden Kapiteln genau betrachtet und 

analysiert werden.
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Über Beschwerdewege können Bewohner*innen und Mit-

arbeitende auf Missstände in den Unterkünften hinweisen 

sowie Standardbrüche und Rechtsverletzungen sichtbar 

machen und diesen entgegenwirken (siehe Schmitz & 

Schönhuth 2020: 48). Ein wirksames Beschwerdema-

nagement kann dazu beitragen, die Handlungsmacht 

von Bewohner*innen in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen zu stärken. Dabei wird unabhängiges Be-

schwerdemanagement in der Literatur als entscheidendes 

Instrument zur Gewalt- und Konfliktprävention betrach-

tet (siehe Goldner 2019; Weber & Rosenow-Williams 

2022). Um ein besseres Verständnis der unterschied-

lichen Verfahren im Kontext von Beschwerdewegen in 

Unterkünften von geflüchteten Menschen zu erlangen, 

werden nachfolgend zunächst verschiedene Konzepte 

im Kontext des Beschwerdemanagements erläutert. 

Mittels eines umfassenden Literaturüberblicks zu Be-

schwerdemanagement in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen werden die unterschiedlichen Dimensionen 

des Forschungs- und Handlungsfeldes nachvollzogen. 

Die Analyse des Forschungsstands bildet die Grundlage 

für eine kritische Auseinandersetzung mit kinderge-

rechtem Beschwerdemanagement in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen und im Kontext gesellschaftlicher 

Dominanzverhältnisse.

6.1  Beschwerdemanagement – Begriff  
und Forschungsabriss

Das Konzept des Beschwerdemanagements kommt ur-

sprünglich aus der Wirtschaft und wird als Instrument 

genutzt, um Diskrepanzen zwischen den Erwartun-

gen von Klient*innen und der tatsächlichen Qualität 

der Leistungserbringung zu begegnen (siehe Böhme & 

Schmitz 2022: 233). Obgleich Beschwerdemanagement 

mittlerweile ein bedeutender institutioneller Bestand-

teil in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen 

ist – wie etwa in der Qualitätssicherung im Gesund-

heitswesen oder der Dienstleistungsbranche, aber 

auch in der Kinder- und Jugendhilfe (siehe Kapitel 5), 

zumindest im Kontext von Gewaltschutz (siehe Schilling 

2023: 130), stellt dieses Instrument im Flucht- und 

Migrationskontext etwas vergleichsweises Neues dar. 

Unter Beschwerdemanagement im Unterbringungskon-

text wird die systematische Erfassung und Bearbeitung 

von Beschwerden der Bewohner*innen verstanden 

(siehe Böhme & Schmitz 2022). Diese können gemein-

hin schriftlich oder mündlich in Form von Kritik oder 

als Unzufriedenheitsäußerungen an eine Beschwerde-

stelle weitergegeben werden. Der Beschwerdeweg 

beschreibt, wie (schriftlich oder mündlich, z. B. per 

Telefon oder Beschwerdebriefkasten) die Beschwerde 

an die Beschwerdestelle gerichtet wird (siehe Böhme 

& Schmitz 2022). Für die effektive Bearbeitung der Be-

schwerden werden institutionalisierte und informelle 

Beschwerdewege als notwendig ausgemacht, welche 

unter allen Bewohner*innen und Mitarbeiter*innen 

bekannt und möglichst niedrigschwellig zugänglich sind 

(siehe Schmitz & Schönhuth 2020: 47). 

Unter kinderzentriertem Beschwerdemanagement 

werden Verfahren und Beschwerdewege verstanden, 

welche die Bedürfnisse und Interessen von Kindern 

und Jugendlichen während des Beschwerdeverfahrens 

aktiv in den Vordergrund stellen (siehe Ombudsman for 

Children’s Office 2018). Dies bedeutet, dass Kinder an 

der Planung und Durchführung von Aktivitäten rund um 

das Beschwerdemanagement, wie beispielsweise das 

gemeinsame Errichten eines Beschwerdebriefkastens, 

beteiligt werden (siehe Rother & Schulz-Algie 2018: 48). 

Ein weiterer Ansatz im Kontext des Beschwerdemanage-

ments in Unterbringungsstrukturen ist die Ombudschaft. 

Die Ombudschaft liegt immer bei einer Ombudsstelle, 

die per Definition unabhängig sein sollte, um asym-

metrische Machtverhältnisse auszugleichen oder zu 

verringern (siehe Böhme & Schmitz 2022: 86; Müller 

2018: 612) – im Gegensatz zur Beschwerde, die als ein 

vom Träger abhängiges Verfahren betrachtet wird und 

sowohl unterkunftsintern als auch -extern angesiedelt 

sein kann. Ombudsstellen bieten in erster Linie Infor-

mationen dazu, wie Rechte gewahrt und durchgesetzt 

werden können, und führen (Rechts-)Beratungen durch. 

Insbesondere im Kontext von Flucht sind Ombudsstellen 

auch für die Aufnahme, Bearbeitung und Weiterleitung 

von Beschwerden sowie für die Unterstützung bei 

Problemen im Asylverfahren zuständig. 

Während Beschwerdemanagement in der Theorie for-

melle und informelle Verfahren zur Bearbeitung von 

Beschwerden beschreibt, gilt die Ombudschaft als 

eine spezifische Form des Beschwerdemanagements: 

Sie hat das Ziel unterschiedliche Machtverhältnisse 

auszugleichen oder zu verringern. Sowohl in der For-

6.  Beschwerdewege für Kinder und Jugendliche  
in Unterkünften für geflüchtete Menschen  
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schungsliteratur als auch in der Praxis werden diese 

beiden Begriffe jedoch häufig als Synonyme verwendet 

(siehe Böhme & Schmitz 2022; Prasad 2018; Urban-

Stahl 2011). 

Das Thema „kindergerechte Beschwerdewege“ in Unter-

künften für geflüchtete Menschen wird in verschiedenen 

Forschungs- und Tätigkeitsfeldern verortet, die sich aus 

unterschiedlichen Perspektiven mit der Situation von 

geflüchteten Menschen, Kinderrechten und partizipa-

tiven Strukturen befassen. Allgemein lässt sich festhal-

ten, dass die bisherige Forschung die Perspektiven von 

Kindern und Jugendlichen nur marginal berücksichtigt 

– genauso wie auch ihr Erleben von Beteiligungs- und 

Beschwerdewegen, also die Art und Weise, wie Kinder 

Unzufriedenheit äußern, was sie stört und wie und in 

welchen Situationen sie in ihrer Handlungsfähigkeit 

und Teilhabe gestärkt werden können. Vor allem die 

neuere Kindheitsforschung stellt die Perspektiven von 

geflüchteten Kindern und Jugendlichen ins Zentrum 

ihrer wissenschaftlichen Untersuchungen. Parallel dazu 

tragen Kinderrechtsorganisationen mit ihrer Arbeit zu 

einem besseren Verständnis von Kinderrechten und 

ihrer Umsetzung bei, indem sie Studien und Berichte 

veröffentlichen, die sich auf die spezifischen Heraus-

forderungen und Bedürfnisse geflüchteter Kinder kon-

zentrieren. Diese Arbeiten leisten einen wesentlichen 

Beitrag zur Förderung eines tieferen Verständnisses 

für die Lebenssituationen geflüchteter Kinder und 

streben danach, deren Situation durch evidenzbasierte 

Politikempfehlungen zu verbessern. So gibt es einige 

Studien, die beleuchten, wie Kinder die Wohnsituation 

in Unterkünften erleben (siehe Lechner & Huber 2017), 

welche Probleme sie identifizieren (siehe Weber et al. 

2023), wie sich der Zugang zu Bildung gestaltet (siehe 

Deutsches Komitee für UNICEF & Bundesfachverband 

unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 2017) oder wie 

etwa strukturelle und institutionelle Bedingungen im 

Asylprozess und im Fluchtkontext wahrgenommen 

werden (siehe Edwards 2023). Die Ergebnisse dieser 

Studien weisen auf die unsicheren Lebensumstände 

der Kinder hin, die sowohl die Sorge um ihre Zukunft 

als auch unmittelbare Probleme umfassen, wie etwa 

unzureichende Mittel und unzureichende Unterkünfte. 

Gleichzeitig zeigen diese Studien auch, dass Kinder für 

sich selbst sprechen und ihre Interessen durchsetzen 

können. Schulz-Algie (2019) arbeitet dies sekundärana-

lytisch, basierend auf den Daten der ethnografischen 

Feldstudie von Fichtner und Trần (2019), exemplarisch 

heraus: Sie berichtet von Kindern, die im Unterbrin-

gungskontext bereits eine „regelrechte Revolution“ 

gestartet haben, durch welche sie ihre Unzufriedenheit 

mit dem Agieren einer pädagogischen Fachkraft deut-

lich machten (2019: 187). Die Gruppe von Kindern hat 

sich im Bewusstsein über die hierarchischen Strukturen 

in der Unterkunft für geflüchtete Menschen formiert 

und mit Sprechchören „[Kinderbetreuer] muss weg, 

[Kinderbetreuer] muss weg…!“ (Kinderbetreuerin in 

ebd.) unmittelbar an die Leitungsebene gewandt. Dies 

verdeutlicht, dass Kinder auch unter restriktiven Le-

bensbedingungen über Handlungsfähigkeit verfügen 

und in der Lage sind, sich untereinander zu vernetzen, 

Solidarität zu zeigen und ihre Interessen zu artikulieren. 

Forderungen nach unabhängigen Stellen für das Be-

schwerdemanagement in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen wurde insbesondere von zivilgesellschaft-

lichen Akteur*innen wie Wohlfahrts- und Sozialverbän-

den, religiösen Organisationen, Wissenschaftler*innen 

als auch migrantischen Selbstorganisationen erhoben. 

Community-basierte Beratungsangebote, die auf Kinder 

ausgerichtet sind, gibt es kaum. Beratung und Inter-

ventionen bei und mit Kindern erfordern spezielle 

methodisch-beratende Kompetenzen, die Antirassismus-

beratungsstellen oft nicht mitbringen (mit Ausnahme 

der Berliner Beratungsstelle KiDs). Zudem kommt bei 

der Beratung von Kindern und Jugendlichen hinzu, dass 

die Eltern (oder Sorgeberechtigten) immer vertretungs-

berechtigt sind und die jeweiligen Beratungsstellen 

ohne deren Einverständnis nicht handeln können. Die 

direkte Beratung von Kindern und Jugendlichen ver-

läuft häufig über offene Jugendangebote, wo „inoffi-

ziell“ beraten wird (siehe Antidiskriminierungsverband 

Deutschland 2019; KiDs – Kinder vor Diskriminierung 

schützen! 2019). Dagegen fordern Selbstorganisa-

tionen von Geflüchteten vor allem einen wirksamen 

Diskriminierungsschutz in Unterkünften und anderen 

Bereichen, wie Recht, Bildung, Asyl und Gesundheit, 

und kritisieren die Unterbringungsstrukturen von Ge-

meinschaftsunterkünften per se (siehe z.B. The VOICE 

Refugee Forum Germany, alle bleiben!, Jugendliche 

ohne Grenzen, DaMigra). 
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KiDs – Kinder vor Diskriminierung  

schützen (KiDs): 

Die unabhängige Beschwerdestelle „KiDS – Kin-

der vor Diskriminierung schützen“ ist die ein-

zige Einrichtung, die gezielt auf Kinder im Alter 

von 0 bis 12 Jahren ausgerichtet ist. Sie bietet 

Kindern und Jugendlichen eine Anlaufstelle, in 

der sie Erfahrungen und Beschwerden melden 

sowie Unterstützung bekommen können. KiDs 

widmet sich aktiv dem Schutz von Kindern vor 

verschiedenen Formen der Diskriminierung, 

einschließlich Rassismus, Sexismus, Ableismus 

und anderen Formen von Stereotypen und 

Ungerechtigkeiten. Nähere Informationen zu 

Kids: https://kids.kinderwelten.net/de/.

6.2  Beschwerdefelder von Kindern in Unterkünf-
ten für geflüchtete Menschen 

Wie bereits in Kapitel 4 zur Lebenssituation von ge-

flüchteten Kindern ausführlich dargestellt, erstrecken 

sich Beschwerdefelder von Kindern in Unterkünften 

über ein breites Spektrum, das die Qualität der Lebens-

bedingungen sowie vielfältige Erfahrungen von Gewalt 

und Diskriminierung umfasst. Prominente Beschwerde-

felder umfassen die Qualität der Lebensbedingungen, ein-

schließlich der Sauberkeit, Sicherheit und Überbesetzung 

der Unterkünfte (siehe Weber et al. 2023). Kinder und 

Jugendliche berichten innerhalb als auch außerhalb der 

Unterkunft von einer Vielzahl von Gewalt- und Diskri-

minierungserfahrungen. Diese Erfahrungen reichen von 

Gewalt und Herabsetzungen unter Gleichaltrigen über 

Gewalterfahrungen mit Erwachsenen bis hin zu Diskri-

minierung, Rassismus, der Angst vor Abschiebungen und 

Furcht vor bestimmten Orten (siehe Weber et al. 2023: 

44). Weitere Anliegen über Sicherheit und Gefahren-

abwehr können sich auf wahrgenommene Konflikte in 

der Wohneinrichtung oder in der Umgebung sowie auf 

Mobbing oder Belästigung beziehen (siehe Deutsches 

Kinderhilfswerk 2021). Bildungsbezogene Beschwerden 

umfassen Hindernisse beim Schulbesuch und unzurei-

chende Bildungsressourcen. Schließlich wird ein Mangel 

im Zugang zu Freizeitaktivitäten sowie an ausreichenden 

Spielmaterialien und Kinderräumen thematisiert (siehe 

Lewek & Naber 2017: 51). Der Umgang mit diesen viel-

schichtigen Anliegen ist von entscheidender Bedeutung 

für die Förderung eines kinderfreundlichen Umfelds 

und die Gewährleistung der Kinderrechte, die sich in 

den komplexen Lebensbedingungen von geflüchteten 

Menschen zurechtfinden müssen.

6.3  Beschwerde, Partizipation und  
Well-Being geflüchteter Kinder  
im internationalen Kontext

Über den deutschen Kontext hinaus lässt sich auf ei-

nige Studien verweisen, die sich mit der Perspektive 

von geflüchteten Kindern und Jugendlichen in Unter-

künften beschäftigen. Dabei beleuchten die Studien 

unterschiedliche Aspekte: von Beschwerdemanagement 

über Partizipation bis hin zu Handlungsperspektiven 

geflüchteter Kinder. Teilweise konzentrieren sich Stu-

dien auf das Beschwerdemanagement konkret in Bezug 

auf Kinder in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

(siehe Wood 2015), aber auch auf Fragen der Partizi-

pation und Agency von Kindern in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen (siehe Cavazzoni, Kittaneh & 

Veronese 2021; Metzler et al. 2021) oder es wird das 

Verhältnis von Kindern und öffentlichen Institutionen 

sowie Unterkünften (siehe Lawrence et al. 2022, 2023) 

selbst in den Blick genommen.

6.3.1  Beschwerdewege und die Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen in Unterkünften

Beschwerdewege sowie vor allem die Beteiligung von 

Kindern und Jugendlichen in Unterkünften für geflüch-

tete Menschen zeichnet sich international als wichtiges 

Forschungsfeld mit unterschiedlichen Schwerpunkten 

ab. Im Fokus stehen dabei Beschwerdemanagement, 

Partizipation und Diskriminierungsschutz. Verschiedene 

Studien beleuchten Aspekte wie die Zugänglichkeit 

von Beschwerdemöglichkeiten für Kinder, Präferenzen 

bezüglich Feedback-Mechanismen und Beschwerde-

kanälen sowie Altersdynamiken. Ein Fokus liegt auf der 

Notwendigkeit unterschiedliche Ansätze zu etablieren, 

die sich an individuellen Bedarfen und altersbedingten 

Dynamiken bei der Umsetzung kinderfreundlicher 

Feedback- und Beschwerdemechanismen orientieren 

(siehe Wood 2015: 13). 
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Die Studie von Educo, Plan International, Save the Chil-

dren UK, War Child UK und World Vision International 

(siehe ebd.) zur Zugänglichkeit von Beschwerdemög-

lichkeiten für Kinder hebt hervor, dass Kinder je nach 

Altersgruppe und Geschlecht besondere Präferenzen 

für Feedback und Beschwerdekanäle aufweisen kön-

nen. Die Umfrageergebnisse der explorativen Studie 

von Kindern aus 15 verschiedenen Länder- und Re-

gionalprogrammen zeigen, dass jüngere Kinder im 

Alter von zehn bis zwölf Jahren generell offener sind 

und sich auch in Gruppen aktiv an Austausch- und 

Feedbackrunden beteiligen. Im Gegensatz dazu zeig-

ten ältere Kinder im Alter von 15 bis 17 Jahren eine 

höhere Zurückhaltung und teilen ihre Meinungen in 

der Regel nur mit engen Freund*innen und Gleichalt-

rigen (siehe ebd.: 11-13).

Weitere Umfrageergebnisse machen deutlich, dass 

Kinder im Alter von sechs bis neun Jahren im Ver-

gleich zu älteren Altersgenossen seltener formelle 

Beschwerdekanäle nutzen. Die Antworten der Kinder 

zeigen eine gewisse Zurückhaltung in altersgemischten 

Gruppen und ein Unbehagen, ihre Gedanken in Anwe-

senheit von Erwachsenen oder Autoritätspersonen (z. 

B. Security) zu äußern (ebd.: 13). 

Eine Untersuchung im Auftrag der Beauftragten für 

Kinder und Jugend sowie der Ombudsperson von 

British Columbia, Kanada, hat herausgearbeitet, dass 

es besonders wichtig ist, Beschwerden schnell zu 

bearbeiten – auch um zu verhindern, dass sich die 

Positionen und vor allem die Beschwerdeanliegen 

der beteiligten Personen im ungeklärten Wartepro-

zess erhärten und sich die Lösung und Bearbeitung 

der Angelegenheiten im Verfahren verzögert (siehe 

Representative for Children and Youth & Office of 

the Ombudsperson 2010: 10).

6.3.2  Selbstbestimmung und Well-Being:  
Kinder als aktive Akteur*innen

In der Mixed-Methods-Studie von Metzler et al. (2021) 

wird in einer Unterkunft für geflüchtete Menschen in 

Äthiopien die Wirksamkeit von Kinder- und Jugend-

lernzentren untersucht, die speziell für geflüchtete 

somalische Kinder und Jugendliche in humanitären Not-

situationen geschaffen wurden. In den Zentren sollen 

strukturierte Aktivitäten und psychosoziale Unterstüt-

zung in einer sicheren Umgebung angeboten werden. 

Auch hier werden altersbedingte Unterschiede in der 

Wirksamkeit von Angeboten beobachtet. Insbesondere 

für jüngere Kinder erweist sich der Zugang zu Kinder- 

und Jugendlernzentren in Unterkünften als erheblicher 

Bildungsvorteil und zeigt positive Auswirkungen für 

ihr psychisches Wohlbefinden. Die Beteiligung an An-

geboten in den Zentren ermöglicht den Kindern eine 

grundlegende Ausbildung, vor allem in Lesen, Schreiben 

und Rechnen, während sie auf formale Schulen warten. 

Gleichzeitig verbessert sich das psychosoziale Wohlbe-

finden der Kinder durch die Struktur und Unterstützung, 

die sie in den Zentren erhalten. 

Neben pädagogischen Angeboten und Schutzmaß-

nahmen lässt sich auch die Rolle von räumlichen As-

pekten hervorheben. Veronese et al. (2020) etwa 

konzentrieren sich in einer qualitativen Studie mit 

palästinensischen Kindern in Dheisheh, einer Unter-

kunftsstruktur für geflüchtete Menschen in der West-

bank, wo mittlerweile tausende Geflüchtete in teils 

provisorisch errichteten Gebäuden und Unterkünften 

leben, auf die Aspekte Resilienz und Selbstwirksamkeit: 

Sie arbeiten beispielsweise heraus, dass räumliche 

Ressourcen im Unterbringungskontext in vielfacher 

Hinsicht einen Beitrag zur psychischen Gesundheit, 

aber auch zu aktiver Handlungsfähigkeit von Kindern 

und Jugendlichen beitragen können. Die beteiligten 

Kinder und Jugendlichen benennen insbesondere 

Moscheen und Schulen als wesentliche Handlungsräu-

me. Auch Gemeinschaftsräume werden als elementar 

für soziale Interaktion und die aktive Teilhabe am 

sozialen Leben ausgemacht (siehe ebd.: 4). Die inne-

ren Räume der Häuser fungieren dagegen als sichere 

Rückzugsorte, in denen die Kinder sich erholen und 

entfalten können (siehe ebd.). Zudem beschreiben die 

Forschungsbeteiligten, dass sie auch Außenbereiche 

wie Parks und öffentliche Plätze außerhalb der Unter-

bringungsstrukturen nutzen können. Sich in diesen frei 

bewegen zu können, erleben sie als wesentlich für ein 

Gefühl der Kontrolle und eigenen Handlungsfähigkeit 

(siehe ebd.). Mädchen in der Unterkunft bemängeln laut 

Veronese et al. zugleich, dass sie sich mehr Freiheit, 

Zugänglichkeit und Sicherheit im öffentlichen Raum 

wünschen würden, etwa in besagten Parks (siehe 2020: 

6). Zudem kommen Cavazzoni, Kittaneh und Veronese 

(2021) in einer Studie, die ebenfalls in der Unterkunft 
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für geflüchtete Menschen durchgeführt wurde, zu dem 

Ergebnis, dass soziale und externe Orte als Räume zur 

Wiederherstellung von Normalität und Well-Being 

besonders von Jungen geschätzt wurden, während 

Mädchen aktiver in Innenräumen etwa in Schulen 

oder innerhalb von Unterkünften agierten. Auch hier 

wird die räumliche Handlungsfähigkeit insgesamt als 

zentraler Aspekt für das Wohlbefinden von Kindern 

identifiziert (siehe ebd.: 21). 

Das Wohlbefinden und die damit einhergehenden 

Schutzmechanismen sind in Verknüpfung mit der eige-

nen Handlungsmacht von Kindern zu betrachten. In 

einer teils theoretisch, teils empirisch angelegten 

Arbeit kommen Lawrence et al. (2023) zu der Schluss-

folgerung, dass die Handlungsmacht von Kindern durch 

Vulnerabiliserungdiskurse im Unterbringungskontext 

(siehe Kapitel 2.2) oft übersehen wird. Das ambivalente 

Verhältnis aus Vulnerabilisierung und der Handlungs-

fähigkeit von Kindern sollte demnach insbesondere 

bei Interaktionen im institutionellen Kontext mehr 

Berücksichtigung finden, zum Beispiel beim internen 

Beschwerdemanagement.

Cha und Choi (2023) verdeutlichen in einer qualitativen 

Studie, auf Basis der Analyse von 55 ausgewählten 

narrativen Essays von jüngeren Mädchen in einer 

Unterkunft für geflüchtete Menschen in Kenia (ebd.: 

40), dass Kinder und Jugendliche nicht nur motivierte 

Entscheidungen treffen, sondern sich auch aktiv in 

Entscheidungsfindungsprozesse einbringen. Wenn 

Kinder und Jugendliche beteiligt werden, äußern sie 

also nicht nur ihre Motivationen und Wünsche, sondern 

kommen konkret ins Handeln. Dieses Handeln ist ein 

wesentlicher Ausdruck der eigenen Handlungsmacht 

und Selbstwirksamkeit und kann sich von Person zu 

Person unterschiedlich gestalten (siehe ebd.: 40–45). 

Die Autor*innen betonen die Vielfalt dieser Handlungs-

fähigkeit von Kindern, die verschiedene Formen und 

Stadien durchläuft, und unterstreichen die Bedeutung, 

die davon ausgeht, diese Fähigkeiten und Stärken in 

und durch Beteiligungsprozesse anzuerkennen und zu 

fördern. Beispielhaft lässt sich hier auch Bezug nehmen 

auf partizipative Forschungsansätze wie Photovoice 

(siehe z. B. Karr et al. 2020 im Kontext Libanon), die 

es Kindern und Jugendlichen ermöglichen ihre „Er-

lebniswelt“ (siehe ebd.: 8–9) visuell festzuhalten und 

Bedürfnisse und Handlungsansätze herauszuarbeiten.

 

Kinderzentriertes  

Beschwerdemanagement:  

Kinderzentriertes Beschwerdemanagement 

bezeichnet Verfahren und Beschwerdewege, 

die die Bedürfnisse und Interessen von Kindern 

und Jugendlichen während des Beschwerde-

verfahrens berücksichtigen. Kinder werden 

aktiv in die Gestaltung und Umsetzung von 

Aktivitäten im Rahmen des Beschwerdema-

nagements einbezogen.

6.4 Machtstrukturelle Herausforderungen 

Obwohl kindergerechtes Beschwerdemanagement 

die Partizipation von Kindern, Jugendlichen und ihren 

Familien voraussetzt, ist die Teilhabe von geflüchteten 

Kindern und ihren Familien in Feedbackmechanismen 

und Beschwerdemöglichkeiten in Deutschland einge-

schränkt – insbesondere in Unterbringungsstrukturen 

für geflüchtete Menschen (siehe Janssen & Ohletz 

2018: 361–317). In einer ethnografischen Studie von 

Schmitz und Schönhut wird aufgezeigt, dass bestehende 

Beschwerdeverfahren häufig nicht genutzt werden, 

obwohl sie in ihrer Konzeption niedrigschwellig ge-

staltet sind (2020: 42). Diese Erkenntnisse decken sich 

mit den Erkenntnissen einer qualitativen Studie des 

Deutschen Jugendinstituts (DJI) zur Lebenslage von 

geflüchteten Kindern und Jugendlichen in Unterkünf-

ten für geflüchtete Menschen. Bei der Befragung von 

über 100 geflüchteten Jugendlichen und Fachkräften 

im Fluchtkontext wird festgestellt, dass Kinder und 

Jugendliche vorhandene Beschwerdestrukturen kaum 

nutzen (siehe Lechner & Huber 2017). Machtungleich-

gewichte zwischen den potenziellen Beschwerdefüh-

renden und dem verantwortlichen Personal können 

hier eine wesentliche Barriere darstellen. Fachkräfte 

in Unterkünften verfügen über einen Professionssta-

tus, der nicht nur Fachwissen und Definitionsmacht 

umfasst, sondern auch einen Vorsprung in Bezug auf 

Informationen und Rollensicherheit bedeutet. Diese 

Überlegenheit im professionellen Status gibt den Mit-

arbeitenden die Möglichkeit, Ressourcen zu verteilen 

und über Leistungen zu entscheiden. In Konfliktsituatio-

nen wird tendenziell eher Mitarbeitenden geglaubt als 
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Bewohner*innen (siehe Böhme & Schmitz 2022: 325). 

Die Heimleitung stellt sich oftmals als der praktische 

„Ort der Wahrheitsdefinition“ dar (Janssen & Ohletz 

2018: 318–319). Ein Beispiel hierfür ist die interne 

Kategorisierung der Beschwerden, als „dringend“ oder 

„nebensächlich“, um die rechtzeitige Bearbeitung der 

Anliegen zu garantieren (siehe Weber & Rosenow-

Williams 2022: 190). Dabei werden die Perspektiven 

und Anliegen der Kinder und ihrer Bezugspersonen aus 

der Deutungslogik der Mitarbeitenden heraus etwa 

als „nebensächlich“ eingeordnet und deshalb nicht 

angemessen bearbeitet. Beispielhaft lassen sich hier 

Beschwerden über die Qualität des Essens anführen, 

die oftmals durch das Personal als nicht dringend ein-

geordnet werden, obwohl dieses für die Bewohner*innen 

einen sehr hohen Stellenwert einnimmt (siehe Schmitz 

& Schönhuth 2020: 46–47). Beschwerdeanliegen und 

Beschwerdeführende werden also aus einer institutio-

nellen Logik heraus hierarchisiert, was im Zweifelsfall 

zu sekundären Diskriminierungserfahrungen führt 

und die Verbindlichkeit und Glaubwürdigkeit von Be-

schwerdewegen schwächt. 

Abläufe und Strukturen sind dabei durch Personal- und 

Ressourcenmangel belastet. Dies kann Auswirkungen auf 

die interne Zusammenarbeit unter den Mitarbeitenden 

haben und auch auf die Bewohner*innen zurückfallen. 

Pädagogische Fachkräfte müssen ausreichend entlastet 

werden, um emotional verfügbar zu sein und effektiv 

mit Kindern und Familien arbeiten zu können (siehe 

Rohde-Abuba 2021: 28–29). Institutionelle Praktiken 

und Handlungsansätze in den Unterkunftsstrukturen, 

wie beispielsweise die Kontrollfunktion des Sicherheits-

personals oder der Leitungsebene der Unterkünfte, 

können Machtmissbräuche unter diesen Bedingungen 

begünstigen (siehe Böhme & Schmitt 2022: 86). Kinder 

und Jugendliche sowie auch andere vulnerabilisierte 

Bewohner*innen erfahren aufgrund dieser strukturel-

len Ungleichheit und der damit einhergehenden Angst 

vor negativen Konsequenzen größere Hürden, um sich 

an Mitbestimmungsprozessen zu beteiligen oder Be-

schwerden zu äußern (siehe Janssen & Ohletz 2018: 

319). Zudem äußerten Jugendliche, die an der DJI-Stu-

die (2017) beteiligt waren, insbesondere dann keinen 

Beschwerdeweg zu beschreiten, wenn sie bereits Diskri-

minierungserfahrungen gemacht hätten (siehe Lechner & 

Huber 2017: 108–109). Außerdem verweisen sie darauf, 

dass es oftmals nicht klar sei, an wen sie sich wenden 

können, oder, dass sie den Eindruck hätten, dass ihnen 

keine der Ansprechpersonen helfen könne (siehe ebd.). 

Einige der Jugendlichen waren zudem besorgt, dass 

eine Beschwerde sich negativ auf die Bleibeperspektive 

auswirken könnte (siehe ebd.). Parallel geben die Jugend-

lichen an, dass sie gerne mehr in unterkunftsinterne 

Belange miteinbezogen werden würden und fordern 

Möglichkeiten, das Zusammenleben in der Unterkunft 

aktiv mitzugestalten (siehe ebd.: 50). Dabei manifestieren 

sich jedoch die Abhängigkeits- und Machtverhältnisse (z. 

B.: Fachpersonal-Kind-Verhältnis), in denen sich Kinder 

und Jugendliche in Unterbringungsstrukturen befinden, 

als Hindernisse. Um dem aktuellen Personalmangel 

und niedrigen Betreuungsschlüssel entgegenzuwirken, 

setzen Einrichtungen außerdem häufig auf die Unter-

stützung durch ehrenamtliche Mitarbeitende. Diese 

übernehmen oftmals sozialpädagogische Aufgaben, ob-

wohl ihnen die entsprechende Ausbildung fehlt. Obgleich 

ihr Engagement unverzichtbar ist, können mangelnde 

Professionalität und das Fehlen diskriminierungskri-

tischer Kompetenzen den Kinderschutz beeinträchti-

gen. Beispielsweise könnten ehrenamtliche Personen in 

schwierigen Situationen unangemessen reagieren oder 

vorurteilsbehaftete Bewertungen gegenüber Kindern 

und ihren Familien abgeben (siehe Wahl 2018: 310–311). 

Daher ist es entscheidend, dass nicht nur Fachpersonal 

aus den Bereichen Pädagogik und Sozialarbeit, sondern 

auch Ehrenamtliche, Reinigungs- und Sicherheitskräfte 

in Beschwerdestrukturen einbezogen werden, um die 

wirksame Teilhabe von Kindern und Jugendlichen an 

Beschwerdeverfahren zu garantieren (siehe Janssen & 

Ohletz 2018: 320). In den Unterkünften für geflüchtete 

Menschen verbringen insbesondere Sicherheitskräfte 

und Ehrenamtliche, relativ betrachtet, viel Zeit mit den 

Kindern. Dies unterstreicht die Notwendigkeit, auch sie 

aktiv in die Prozesse rund um Beschwerdeverfahren zu 

integrieren.

Damit sich Kinder mit ihren Belangen, trotz vorherr-

schender Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse, an 

Beschwerdestellen wenden und von Beschwerdekanälen 

Gebrauch machen können, spielt neben Teilhabeaspekten 

vor allem Vertrauen eine zentrale Rolle (siehe Böhme & 

Schmitt 2022; Enders 2018: 618; Schmitz & Schönhuth 

2020: 47). Der Aufbau einer Vertrauensbasis ist ent-

scheidend, um ein Umfeld zu schaffen, in dem sich die 

Kinder sicher und unterstützt fühlen und sich trauen, ihre 

Erfahrungen und Anliegen mitzuteilen (siehe Goldner 
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2019: 60; Meysen & Schönecker 2019: 50-51). Wie be-

reits angeführt: Unterkunftsinhärente Machtdynamiken 

zwischen dem Personal und den Bewohner*innen sowie 

die Furcht vor Konsequenzen stellen prinzipielle Hürden 

dar. Mitunter deshalb werden Beschwerdestellen, die bei 

Behörden oder der Polizei angesiedelt sind, von Kindern 

und Jugendlichen mit Fluchterfahrungen sowie ihren 

Familien kaum als mögliche Instanz für eine Beschwerde 

verstanden – auch deswegen, weil die Beschwerde als 

Risiko für die Bleibeperspektive der Beschwerdefüh-

renden betrachtet wird (siehe Meysen & Schönecker 

2019: 35). Für die Entwicklung eines Vertrauensverhält-

nisses zum Personal ist regelmäßiger und langfristiger 

Kontakt unerlässlich, was jedoch erschwert wird durch 

die oft unstabilen und unvorhersehbaren Aufenthalts-

dauern der Familien in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen, ebenso durch die hohe Personalfluktuation. 

Dies beeinträchtigt die Möglichkeiten, vertrauensvolle 

Beziehungen aufzubauen, die für das Einreichen von 

Beschwerden gegen Institutionen essenziell sind. Zu-

dem ist das erforderliche Systemvertrauen aufgrund 

der vulnerablen Situation der Familien, einschließlich 

andauernder Asylverfahren und einer empfundenen 

Machtlosigkeit, nur eingeschränkt vorhanden (siehe 

Böhme & Schmitz 2022: 25). 

6.4.1 Adultismus 

Sowohl gesichtete Forschungsliteratur als auch praxis-

orientierte Beiträge der Zivilgesellschaft legen einen 

besonderen Schwerpunkt auf die Beteiligung von Kindern 

und Jugendlichen an der Gestaltung des Beschwerdema-

nagements. Die Partizipation wird als entscheidend für 

die Umsetzung der Rechte von Kindern und Jugendlichen 

in Unterkünften für geflüchtete Menschen identifiziert 

(siehe Weber et al. 2023: 66). Durch Mitbestimmung und 

Mitgestaltung – so der Ansatz – soll das Recht der Kinder 

und Jugendlichen auf Partizipation umgesetzt werden. 

Dennoch bleibt dabei in der Regel unklar, wie partizipative 

Prozesse Kinder vor Fremdbestimmung schützen und 

adultistische Verhaltensweisen und Verfahren reflektiert 

und aufgebrochen werden können. Aus einer adultismus-

kritischen Perspektive ist es unerlässlich, dass Kinder und 

Jugendliche an der Entwicklung von Beschwerdekonzepten 

und Informationsmaterial beteiligt sind; sie fordern dies 

auch konkret im Kontext von Unterbringungsstrukturen 

ein (siehe Lechner & Huber 2017; Schulz-Algie 2019). 

Zum Vergleich analysieren die Autor*innen Eßer, Rusack 

und Strahl in einer empirischen Studie zu diversitäts-

sensiblem Kinderschutz (2023: 166), dass Schutzkon-

zepte für Kinder und Jugendliche in der Regel aus einer 

hierarchischen und institutionellen Perspektive heraus 

erstellt werden. Auf Basis einer qualitativen Fragebo-

generhebung mit Jugendlichen in der Heimerziehung 

sowie der Durchführung von Gruppendiskussionen 

wurde festgestellt, dass die Vorgabe dieser Konzepte 

durch die Führungsebene in einem „top-down“-Verfahren 

stattfindet. Eine kritische Feststellung ist dabei, dass 

Kinder und Jugendliche, die eigentlich die primären 

Zielgruppen für Prävention und Schutz sind, selten in 

den Entwicklungsprozess solcher Konzepte eingebunden 

werden. Aus Perspektive der Jugendlichen wurde in 

der Studie ebenfalls problematisiert, dass die Durch-

setzung ihres Rechtes auf Schutz gegen ihr Recht auf 

Mitbestimmung ausgelegt wurde (siehe Eßer, Rusack 

& Strahl 2023: 175). Welche konkreten Formen die 

Partizipation der Jugendlichen annehmen sollte und 

kann, bleibt auch in den Unterbringungsstrukturen 

jedoch oftmals unkonkret.

6.4.2 Ableismus 

In den betrachteten Studien und Praxisbeiträgen wurde 

die Situation von Kindern mit Behinderungen in Unter-

künften für geflüchtete Menschen nicht spezifisch 

berücksichtigt. Zudem gibt es kaum Hinweise darauf, 

mithilfe welcher Maßnahmen die Rechte von Kindern 

und Jugendlichen mit Behinderung auf Schutz und 

Partizipation umgesetzt werden können. So kritisieren 

UNICEF und das Institut für Menschenrechte den Man-

gel an statistischen Daten über geflüchtete Menschen 

mit Behinderung (siehe Gerbig 2020: 16). Die Schnitt-

stelle der Themenfelder Behinderung und Migration 

gewinnt in der öffentlichen und wissenschaftlichen 

Diskussion erst seit kurzem an Aufmerksamkeit, im 

Gegensatz zu den bereits etablierten intersektionalen 

Analysen von Migration und Gender. Mit der fort-

schreitenden Differenzierung der Fluchtforschung 

(siehe Kleist 2018) und dem Aufstieg des Intersekti-

onalitätsparadigmas (siehe Crenshaw 1989) nehmen 

Forschungen in diesem Schnittfeld zu. Bedeutsame 

Impulse für diese Entwicklung lieferten unter anderem 

der Teilhabebericht der Bundesregierung von 2016, der 

speziell Migration und Behinderung fokussierte, sowie 
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die interdisziplinären Arbeiten von Amirpur (2014), 

Wansing und Westphal (2014), die kulturalisierende 

Zuschreibungen als Zugangshemmnisse identifizieren 

und auf die speziellen Herausforderungen am Schnitt-

punkt von Flucht und Behinderung hinweisen. Aus 

bereits vorhandenen Arbeiten lässt sich ableiten, dass 

die Beschwerdewege für Kinder mit Behinderungen 

im Fluchtkontext mit spezifischen Hürden und Be-

nachteiligungen einhergehen. Die undifferenzierte und 

lückenhafte Datenlage deutet auf ein systematisches 

Defizit in der Erfassung und Berücksichtigung ihrer Be-

dürfnisse hin. Erste qualitative Forschungsarbeiten zur 

Dimension Behinderung in Unterbringungsstrukturen 

machen eklatante Mängel in der Berücksichtigung der 

Bedürfnisse behinderter Menschen deutlich (siehe Afe-

worki Abay 2022; Grotheer & Schroeder 2019; Konz & 

Schröter 2022; Korntheuer 2020; Westphal & Wansing 

2019). Es werden vermehrt Fälle dokumentiert, in 

denen geflüchtete Personen aufgrund von mangelnder 

Barrierefreiheit in Erstaufnahmeunterkünften keinen 

Zugang zu sanitären Anlagen oder der Kantine haben, 

da diese nur über eine Treppe erreichbar sind. Beispiels-

weise musste eine Mutter ihren Sohn zwei Jahre lang 

zur Körperpflege und Nahrungszubereitung die Treppe 

hinauf und hinunter tragen, bevor sie in eine andere 

Erstaufnahmeeinrichtung mit barrierefreiem Zugang 

und Sanitäranlagen untergebracht wurden (siehe Köbsell 

2019: 68). Wissenschaftliche Arbeiten weisen darauf 

hin, dass in den meisten Fällen Familienmitglieder die 

Pflege, Betreuung und Begleitung von Personen mit 

körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen in 

Unterkünften übernehmen (siehe Grotheer & Schroeder 

2019: 88; Köbsell 2019: 70).

Die vorhandenen Erkenntnisse unterstreichen die Not-

wendigkeit, Beschwerdewege so zu gestalten, dass 

Kinder mit Behinderung mitgedacht und dementspre-

chend adressiert werden. Dies umfasst nicht nur die 

barrierefreie Zugänglichkeit der Verfahren, sondern 

auch eine Sensibilisierung der mit den Beschwerden 

befassten Personen für die spezifischen Lebenslagen 

und Herausforderungen, denen sich Kinder mit Be-

hinderungen im Fluchtkontext in Unterkünften gegen-

übersehen. Das schließt mit ein, Informationsdefizite 

zu überwinden und eine inklusive Kommunikation zu 

gewährleisten, die es diesen Kindern und Jugendlichen 

ermöglicht, ihre Rechte wirksam einzufordern und an 

Beschwerdeverfahren teilzunehmen.

6.4.3 Rassismus

Die Forschungsliteratur weist deutliche Defizite in Bezug 

auf rassismuskritische Ansätze und die Sensibilität für 

Diskriminierung bei der Gestaltung von Beschwerde-

mechanismen auf. Obwohl Rassismus- und Diskriminie-

rungserfahrungen als relevante Beschwerdefelder von 

Kindern und Familien identifiziert werden (siehe Baron, 

Flory & Krebs 2020: 50; Save the Children e. V. & Plan 

International Deutschland 2020; Weber et al. 2023), 

fehlen konkrete Verfahrensweisen für den Umgang mit 

solchen Erfahrungen. Zudem wird das Ansprechen von 

Rassismus durch gesellschaftliche Tabuisierungen und 

Dethematisierungen erschwert; dies kann bei den Be-

troffenen Scham- und Ohnmachtsgefühle hervorrufen 

und die Hemmschwelle, über diese Erfahrungen zu spre-

chen, erheblich erhöhen. Darüber hinaus fehlt es an einer 

intersektionalen Betrachtungsweise, die das komplexe 

Zusammenspiel verschiedener Diskriminierungsformen 

im Beschwerdemanagement berücksichtigt. Dies ist be-

sonders in einem Umfeld problematisch, dass von ras-

sismusbedingten Machtasymmetrien geprägt ist. Hinzu 

kommt, dass die vorhandenen Forschungsarbeiten zum 

Thema Kinderschutz und Beschwerdeverfahren vor-

wiegend von weiß positionierten Autor*innen verfasst 

wurden, wodurch die Perspektive der Betroffenen nur 

unzureichend repräsentiert ist. Dies kann zu einer ver-

zerrten oder unvollständigen Darstellung der durch Rassis-

mus verursachten Machtgefälle in Beschwerdeverfahren 

führen. Selbst Ansätze, die sich als „kultursensibel“ (siehe 

Böhme & Schmitz 2022: 20) verstehen, reproduzieren oft 

rassistische Stereotypen. Ein Beispiel hierfür ist die ste-

reotypisierende Annahme, dass geflüchteten Menschen 

eine Kultur der Beschwerde fremd wäre, weil Kritik und 

Beschwerden in einigen Herkunftsländern hart bestraft 

werden (siehe bspw.: Böhme & Schmitt 2022: 20). Diese 

Sichtweise ignoriert die Tatsache, dass auch in Deutschland 

Risiken im Kontext Beschwerde entstehen und Ängste ins-

besondere bezüglich der Auswirkungen von Beschwerden 

auf die Aufenthaltsperspektive prävalent sind. 

Es sollte gesellschaftlicher Konsens sein, dass alle Formen 

von Gewalt gegen Kinder, einschließlich Diskriminierung 

und Rassismus, gesellschaftlich nicht toleriert werden 

(siehe Meysen & Schönecker 2019). Doch leider wird 

dieses Verständnis in der Praxis oft nicht angemessen 

umgesetzt. Rassismus und Diskriminierung finden in 

vielen Schutzkonzepten für Kinder und Jugendliche keine 
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angemessene Berücksichtigung, werden nicht ernst ge-

nommen oder aktiv dethematisiert. Es ist entscheidend, 

institutionelle Praktiken und verbreitete Einstellungen 

dahingehend zu hinterfragen, inwieweit sie Diskriminie-

rung von Kindern und Jugendlichen begünstigen oder 

gar befördern. Hierzu sind weitere Untersuchungen und 

vertiefte Analysen erforderlich. Sie sind unabdingbar, 

um ganzheitliche und wirksame Beschwerdemanage-

mentsysteme für Kinder und Jugendliche entwickeln 

zu können, die ihre Rechte durch paternalismus- und 

adultismuskritische Perspektiven und Verhaltensweisen 

effektiv schützen.
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Beschwerdewege für geflüchtete Menschen in Deutsch-

land sind vielfältig und die Verfügbarkeit und Zugänge 

von Beschwerdeverfahren können sich je nach Fall, Ort 

und Bundesland sehr unterschiedlich gestalten. Als 

grundlegende Richtlinie für eine humanitäre und ge-

rechte Unterbringung und Versorgung von besonders 

schutzbedürftigen Personengruppen, inklusive Kindern 

und Jugendlichen, wurde die Bundesinitiative „Schutz 

von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften“ 

(siehe Kapitel 3.3) gestartet. Die Einrichtung betrei-

berunabhängiger externer und interner Beschwer-

destellen wird hier als wesentlicher Bestandteil von 

Schutzkonzepten definiert. Die bundesweite Initiative 

zentriert vulnerabilisierte, geflüchtete Personengrup-

pen und unterstützt deren Schutz in Unterkünften 

für geflüchtete Menschen; Ziel ist, einheitliche und 

bindende Mindeststandards zu etablieren, Netzwerk-

strukturen auszubauen und zu vertiefen, fachliche 

Expertisen zu bündeln sowie die Datengrundlage zur 

Umsetzung der Mindeststandards zu verbessern. Die 

Mindeststandards für Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen fokussieren sich also auf den Schutz der Be-

wohner*innen in Unterbringungsstrukturen, einschließ-

lich des Beschwerdemanagements und der Erfüllung 

von Grundbedürfnissen – wie sichere Rückzugsräume, 

medizinische Versorgung oder kinderfreundliche Orte 

und Angebote. Sie stellen eine wesentliche Leitlinie für 

Unterkünfte für geflüchtete Menschen dar, deren An-

sätze in allen Gewaltschutzkonzepten verankert seien 

sollten. Im Rahmen der formulierten Anforderungen 

leiten sich politische Implikationen für die Praxis des 

Beschwerdemanagements ab, um interne, externe, be-

treiberabhängige und -unabhängige Beschwerdestellen 

für geflüchtete Menschen umzusetzen. 

Typen von  

Beschwerde-

verfahren:

Intern Extern Betreiberunabhängig

• Angesiedelt in Unter-

kunft für geflüchtete 

Menschen 

• Abhängig von der Art 

der Unterkunft (in öf-

fentlicher, freier oder 

privater Trägerschaft)

• Geflüchtete Menschen 

können sich über Be-

schwerdebriefkästen, 

Mitarbeiter*innen 

oder in der Unterkunft 

verorteten unabhän-

gigen Beauftragten 

beschweren

• Angesiedelt in (staat-

licher) Behörde

• Steht in Interdepen-

denz zu Betreiber und 

zur Unterkunft 

• Beispiel: Berliner Lan-

desamt für Flüchtlings-

angelegenheiten (LAF)

• Angesiedelt in Be-

schwerde- und Bera-

tungsstellen

• Fachlich unabhängig 

von Unterkunft, Be-

treiber, Trägerorgani-

sationen und Aufsichts-

behörden 

• Kann zu regelmäßigen 

Zeiten und durch ver-

schiedene Beschwer-

dezugänge aufgesucht 

werden

• Beispiel: Berliner un-

abhängige Beschwer-

destelle (BuBS)

Tabelle zu den verschiedenen Formen des Beschwerdemanagements:

7.  Die Praxis im Beschwerdemanagement  
in den Unterkünften für geflüchtete Menschen
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Kindern und Jugendlichen steht – als Teil vulnerabilisier-

ter Personengruppen – eine besondere Berücksichtigung 

in Beschwerde- und Schutzkonzepten von Unterkünften 

für geflüchtete Menschen zu. Dennoch werden ihre Be-

darfe und Perspektiven im Kontext des Beschwerdema-

nagements häufig vernachlässigt beziehungsweise nicht 

explizit herausgearbeitet. Im Folgenden wird daher die 

praktische Gestaltung des Beschwerdemanagements in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen allgemein mit 

Blick auf den gesamtdeutschen Kontext betrachtet. Dabei 

werden unterschiedliche Ansätze des Beschwerdema-

nagements aus den Bundesländern Nordrhein-Westfalen 

(NRW), Berlin und Baden-Württemberg näher betrachtet. 

Damit werden vor allem solche Bundesländer berück-

sichtigt, in denen bereits umfassendere Beschwerde-

management-Konzepte in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen etabliert worden sind. Diese wurden seit 2015 

im Rahmen von verschiedenen Task-Forces und Projek-

ten entwickelt. Aufbauend auf dieser Analyse werden 

wesentliche Anforderungen und Herausforderungen 

im Beschwerdekontext herausgearbeitet. 

7.1  Bundesweiter Überblick über  
Beschwerdemanagement und  
Beispiele aus der Praxis  

In Deutschland besteht keine einheitliche gesetzliche 

Grundlage zur Erstellung von Schutzkonzepten und 

Beschwerdeverfahren. Aus den Mindeststandards der 

Bundesinitiative (siehe Kapitel 3.3) wurden bundesweit 

entsprechend unterschiedliche rechtliche Verbindlich-

keiten
1
 für Gewaltschutzkonzepte

2
 innerhalb von Unter-

künften für geflüchtete Menschen abgeleitet. In den 

Asylgesetzen sind lediglich „geeignete Maßnahmen“ (§ 44 

Abs. 2a und § 53 Abs. 3) zum Schutz vulnerabilisierter 

Personengruppen in Erstaufnahmeeinrichtungen und 

kommunalen Unterkünften für geflüchtete Menschen 

formuliert. Da die Umsetzung dieser Maßnahmen in 

1
   So gibt es Bundesländer, die über rechtlich verbindliche landesweite Gewaltschutzkonzepte für Landeseinrichtungen verfügen; oder die über 

rechtlich unverbindliche landesweite Gewaltschutzkonzepte für Landeseinrichtungen verfügen; sowie solche, die über keine landesweiten 

Gewaltschutzkonzepte für Landeseinrichtungen verfügen, sondern ausschließlich einrichtungsspezifische Konzepte vorsehen. Auch innerhalb eines 

Bundeslandes können somit unterschiedliche Verbindlichkeiten je nach Art der Einrichtung und Unterbringung gelten (siehe Gerbig 2020: 29). 

2
   Bisher entwickelten und veröffentlichten die Bundesländer Bayern, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, NRW, Rheinland-Pfalz, Sachsen, 

Schleswig-Holstein sowie die Freien Hansestädte Bremen und Hamburg Gewaltschutzkonzepte (Stand: 22.12.2021).

3
   An dieser Stelle soll angemerkt werden, dass das Saarland über lediglich eine Landesaufnahmestelle für geflüchtete Menschen verfügt, an welcher 

auch die Gemeinschaftsunterkünfte angesiedelt sind, die das Land betreibt.

Bezug auf Rechtsverbindlichkeiten und Geltungsbereiche 

für Gewaltschutzkonzepte und Beschwerdeverfahren 

variiert, auf Bundesebene genauso wie innerhalb der 

einzelnen Länder, lässt sich mit Blick auf Beschwerde-

stellen und Beschwerdemanagement für geflüchtete 

Menschen in Unterbringungsstrukturen kein einheit-

liches Bild zeichnen (siehe Gerbig 2020: 57). Es besteht 

zwar für alle Bundesländer die Verpflichtung gemäß § 

53 Abs. 3 AsylG sowohl in (Erst)Aufnahmeeinrichtungen 

als auch in kommunalen Unterbringungsstrukturen für 

einen wirksamen Gewaltschutz und damit einhergehend 

adäquate Beschwerdewege zu sorgen (siehe ebd.: 36). 

Wie diese im Einzelfall konkret auszugestalten sind, 

bleibt in der Regel jedoch offen. Da die Regelungen von 

Gewaltschutz- und Beschwerdekonzepten sowohl auf 

Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene sehr offen-

gehalten sind, greifen selbst die von der Bundesinitiative 

„Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunter-

künften“ formulierten Schutz- und Partizipationsan-

sprüche in der Praxis nur selten. Schutz und Teilhabe 

kann in Unterkünften für geflüchtete Menschen nicht 

umfänglich gewährleistet werden (siehe Kleist et al. 

2022). Insbesondere die Verankerung standardisierter 

kindergerechter Beschwerdeverfahren bleibt sowohl 

auf Bundes- als auch auf Landesebene aus. 

Der Bericht „Gewaltschutz in Flüchtlingsunterkünften 

– Aktuelle Herausforderungen und Handlungsempfeh-

lungen aus der Praxis“ (AWO Bundesverband e. V. et al. 

2023) der Wohlfahrtsverbände stellt fest, dass: „Korrek-

turmechanismen wie effektive Beschwerdestellen [...] 

nicht etabliert oder nur schwer zugänglich [sind], sodass 

die Bewohner*innen ihre Rechte nur schwer durchset-

zen können“ (ebd.: 16). In einigen Bundesländern, etwa 

in Bayern und dem Saarland, wurden zwar landesweit 

geltende Schutzkonzepte für Landeseinrichtungen ein-

geführt, Kinder und Jugendliche werden hier allerdings 

nicht explizit berücksichtigt (siehe Gerbig 2020: 29).
3
 

Andere Bundesländer wiederum haben keine einheit-
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lichen Gewaltschutzkonzepte für Landeseinrichtungen 

etabliert, darunter Berlin und Mecklenburg-Vorpom-

mern, sondern verfügen vor allem über kommunale be-

ziehungsweise einrichtungsspezifische Konzepte (siehe 

Böhme & Schmitt 2022: 108; Gerbig 2020: 30–31). 

Wieder andere Bundesländer verfügen generell nicht 

über staatlich geförderte Beschwerdestrukturen und 

Beschwerdekonzepte, die spezifisch für geflüchtete 

Menschen in Unterbringungsstrukturen erarbeitet wur-

den (siehe Gerbig 2020: 57). Sachsen-Anhalt verweist 

beispielsweise mit Blick auf Beschwerdestrukturen 

auf das Landesverwaltungsamt als Beschwerdestelle. 

Dieses dient allerdings nicht nur als Beschwerdestelle, 

sondern stellt zugleich die Fachaufsicht dar. In Nieder-

sachsen dient die allgemeine „Beschwerdestelle für 

Bürgerinnen und Bürger und Polizei“, angesiedelt im 

Geschäftsbereich des Niedersächsischen Ministeriums 

für Inneres und Sport, als Stelle für Beschwerden zum 

Verhalten von Mitarbeiter*innen in Erstaufnahmeein-

richtungen der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen 

(siehe ebd.: 58). 

Sind Beschwerdestellen unmittelbar bei staatlichen 

Behörden angesiedelt, kann das die Neutralität und 

Unabhängigkeit der beschwerdebeauftragten Personen 

infrage stellen: Denn es bestehen potenziell Interessen-

konflikte hinsichtlich der öffentlich-politischen Aufgabe 

der Behörde und ihrer Funktion als Beschwerdestelle, 

was für beschwerdeführende Personen eine besondere 

Hürde darstellen kann, Beschwerden zu äußern. 

In kommunalen Gemeinschaftsunterkünften sind Gewalt-

schutz und Beschwerdeverfahren unter anderem an die 

kommunale Selbstverwaltung gebunden. Beispielsweise 

gibt es in Bayern, Brandenburg und Thüringen gesetzliche 

Vorgaben zur Erstellung von Gewaltschutzkonzepten für 

Unterkünfte für geflüchtete Menschen. Baden-Württem-

berg hat in Teilen eine rechtsverbindliche Regulierung in 

den kommunalen Unterkünften etabliert (siehe ebd.: 48). 

Diese Regulierung bezieht sich jedoch hauptsächlich auf 

spezifische räumliche Anforderungen der Unterbringung 

und sieht keine explizite Verpflichtung zur Erstellung 

von Gewaltschutzkonzepten und damit einhergehenden 

Beschwerdeverfahren vor. 

4
   In Bezug auf das Monitoring lässt sich die unzureichende Umsetzung insbesondere darin begründen, dass die Zuständigkeiten auf kommunaler und 

Länderebene und zwischen diesen Ebenen nicht eindeutig definiert sind sowie Ressourcen zur Umsetzung von einheitlichen Monitoringstrukturen 

fehlen.

Gewaltschutz und entsprechende Beschwerdeverfah-

ren in Unterkünften für geflüchtete Menschen lassen 

sich als ein Prozess verstehen, den es kontinuierlich 

zu evaluieren gilt (siehe Kleist & Zajak 2022: 13). Das 

Monitoring von Beschwerden stellt einen wesent-

lichen Bestandteil von Beschwerdemanagement und 

effektivem Gewalt- und Diskriminierungsschutz dar, 

wird allerdings kaum in Schutzkonzepten berücksich-

tigt. Es erfolgt kein standardisiertes Monitoring über 

Beschwerden in den Bundesländern und Kommunen.
4
 

Beschwerdestellen bleiben vielmehr allgemein und 

es fehlt ihnen an Konkretisierungstiefe. Sie wurden 

oftmals nicht entlang der Bedarfe von geflüchteten 

Menschen, geschweige denn Kindern und Jugendlichen, 

entwickelt, sodass sie den Anforderungen geflüchteter 

Kinder und Jugendlicher und ihrer Familien nicht ge-

recht werden können. 

Immerhin vereinzelt lassen sich Ansätze ausmachen, 

die die Rechte von Kindern stärker berücksichtigen. So 

sind im Rahmenkonzept der Stadt Frankfurt am Main 

(Hessen) Kinderschutzkonzepte mittlerweile zumindest 

als fester Bestandteil der Betriebsverträge von Unter-

künften für geflüchtete Menschen vorgesehen. In diesem 

Rahmenkonzept werden Grundsätze, Standards und Ver-

fahren bei Kindeswohlgefährdung definiert, sodass klare 

Verfahrensweisen, Zuständigkeiten und Kooperations-

möglichkeiten geregelt sind (siehe Sozialpädagogisches 

Institut Berlin „Walter May“ 2024: 41).

Im Folgenden soll die Implementierung von Beschwer-

deverfahren für geflüchtete Menschen in den Bundes-

ländern Nordrhein-Westfalen (NRW), Berlin und Baden-

Württemberg in Hinblick auf ihre Kinderzentrierung und 

Inklusivität tiefergehend in den Blick genommen werden. 

7.1.1 Beispiel Nordrhein-Westfalen

In NRW ist für jede Region im Flächenland eine eige-

ne Beschwerdestelle vor Ort vorgesehen. Ende 2015 

wurde das Konzept „Beschwerdemanagement und ,Task 

Force‘ in Unterbringungseinrichtungen für Flüchtlinge 
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des Landes Nordrhein-Westfalen“ verabschiedet (siehe 

Flüchtlingsrat NRW 2021: 6). Das Ministerium für In-

neres und Kommunales hat in der Zusammenarbeit mit 

dem Flüchtlingsrat NRW e. V., Wohlfahrtsverbänden, 

NGOs und Fachreferent*innen ein dezentrales, betrei-

berunabhängiges Beschwerdemanagement erarbeitet. 

Geflüchtete Menschen haben die Möglichkeit, sich mit 

ihren Beschwerdeanliegen dorthin zu wenden. Diese 

Maßnahmen berücksichtigen Kinder und Jugendliche 

jedoch nicht spezifisch, es wird lediglich von den Anlie-

gen von geflüchteten und schutzsuchenden Menschen 

gesprochen. 

Mit dem dezentralen betreiberunabhängigen Be-

schwerdemanagement reagierte die Landesregierung 

auf die Übergriffe auf geflüchtete Menschen durch 

das Sicherheitspersonal in Landesunterkünften, die 

2014 bekannt geworden sind. Beschwerden von ge-

flüchteten Menschen werden somit zumindest durch 

ein internes Monitoring erfasst. Diesem Monitoring ist 

beispielsweise zu entnehmen, dass sich die Anzahl der 

Beschwerden über Missstände in den Unterkünften für 

geflüchtete Menschen im ersten Quartal des Jahres 

2023 im Vergleich zum Vorjahr nahezu verdoppelt 

hat. Im ersten Quartal 2023 wurden insgesamt 952 

Beschwerden erfasst, während es im Jahr zuvor 540 

waren. Besonders häufig beziehen sich die Beschwer-

den auf die Auszahlung von Geldleistungen, die laut 

dem Bericht 34 % aller Beschwerden ausmachen. We-

sentliche Kritikpunkte bezüglich der Auszahlung von 

Geldleistungen lamentieren, dass Bekanntmachungen 

zum Auszahlungsort und Zeitpunkt oftmals nur schwer 

lesbar oder nicht in relevanten Sprachen verfügbar sind; 

teilweise würden Auszahlungstermine nur mündlich bei 

der Ankunft mitgeteilt. Dies führt dazu, dass viele An-

spruchsberechtigte keine Bargeldleistungen erhalten5. 

Das Beschwerdemanagement für geflüchtete Menschen 

in NRW ist auf drei Ebenen angesiedelt. Die (1) erste 

Ebene beschreibt die dezentralen Beschwerdestellen 

in allen Landesunterkünften. Dorthin können sich ge-

flüchtete Menschen niedrigschwellig und anonymisiert 

mit ihren Beschwerden wenden: mündlich zu festen 

5
   Die geht aus einem internen Fachbericht zum Beschwerdemanagement hervor, der dem „Kölner Stadt-Anzeiger“ vorliegt (Voogt 2023).

6
   Das Land NRW ist vorangegangen und stattete den Kölner Flüchtlingsrat mit Stellen, Sachkosten und Dolmetscherpauschalen aus, um die 

Beschwerdefunktion erfüllen zu können (siehe Deutsches Institut für Urbanistik 2016: 15).

Sprechzeiten der Verfahrensberatungsstelle, telefo-

nisch, per E-Mail oder über einen dort angebrachten 

Briefkasten. Inwieweit diese Beschwerdewege bereits 

für jüngere Kinder zugänglich sind, ist jedoch fraglich. 

Wenn es um grundsätzliche Mängel oder Menschen-

rechtsverletzungen geht, ziehen die Beschwerdestellen 

den „unabhängigen Beschwerdebeauftragten für Asyl-

suchende in Aufnahmeeinrichtungen des Landes Nord-

rhein-Westfalen“ hinzu. (siehe ebd.: 28) Darüber hinaus 

agieren die Stellen proaktiv und melden eigenständig 

festgestellte Mängel. Die Beschwerdestelle soll in der 

Erstaufnahme- und Unterbringungseinrichtung des 

Landes bei der Verfahrensberatung eingerichtet werden. 

Wenn Beschwerden sich nicht durch die dezentrale 

Beschwerdestelle der Unterkünfte lösen lassen, sollten 

sie an die (2) zweite Ebene schriftlich weitergegeben 

werden, also an die überregionale Koordinierungsstelle. 

Neben den individuellen Beschwerden können so auch 

strukturelle Mängel in der Unterbringung bearbeitet 

werden. Die Stelle ist beim Flüchtlingsrat NRW e. V.6 

angesiedelt und unterstützt die Verfahrensberatungs-

stellen der Unterkünfte für geflüchtete Menschen 

bei der Problemlösung. In dieser Beschwerdestelle 

agiert eine hauptamtliche Koordinierungsperson als 

Beschwerdemanager*in und wird dabei von einem 

mobilen Qualitätskontrollteam unterstützt. 

Die (3) dritte Ebene sieht einen Runden Tisch bei der*m 

Staatssekretär*in im Ministerium für Inneres und Kom-

munales vor. Im halbjährlichen Turnus kommt das In-

nenministerium mit Vertreter*innen der dezentralen 

Beschwerdestellen, der überregionalen Koordinierungs-

stelle und der zentralen Ausländerbehörden zusammen, 

um Erfahrungen und Informationen auszutauschen. 

Aus diesem halbjährlichen Runden Tisch resultieren 

Statistiken zu eingegangenen Beschwerden in den je-

weiligen Beschwerdekategorien (siehe Böhme & Schmitt 

2022: 8) Das zugrundeliegende Konzept stellt klare 

Zuständigkeiten sicher, die hauptamtliche Verortung 

der Arbeitsstellen im Beschwerdemanagement spricht 

für einen hohen Grad an Professionalität.
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Neben diesem dreigliedrigen Beschwerdesystem gibt es 

die Ombudsstelle für geflüchtete Menschen in Köln.7 

Diese gilt in Köln als zentrale und unabhängige An-

laufstelle für Beschwerden geflüchteter Menschen in 

Unterbringungstrukturen (siehe Zitzmann 2016). In der 

Ombudsstelle sind konkrete Beschwerdekategorien wie 

Gewalt, sexueller Übergriff, Diskriminierung, Verstöße 

gegen die Menschenwürde, Unterbringungsform sowie 

Beschwerden schutzbedürftiger Personen aufgeführt 

(siehe Zitzmann 2017: 6–8). An diese externe Stelle 

können geflüchtete Menschen ihre Beschwerden tele-

fonisch, per Fax, E-Mail oder persönlich in den Büros 

der Ombudsstelle einreichen. Auch diese Anlaufstelle 

richtet sich jedoch nicht explizit an Kinder und Jugend-

liche. Im Jahr 2022 bearbeitete die Ombudsstelle 186 

Beschwerdeverfahren: 26 davon bezüglich physischer 

und psychischer Gewalt, 20 bezüglich Diskriminierung, 

neun bezüglich sexueller Übergriffe und sieben be-

züglich Verstößen gegen die Menschenwürde (siehe 

Ombudsstelle für Flüchtlinge in Köln 2022: 22). Damit 

zeigt der Jahresbericht den höchsten Stand an Be-

schwerdefällen seit dem Bestehen der Ombudsstelle 

(siehe ebd.: 3, 5). Es ist bemerkenswert, dass trotz des 

hohen Bedarfs nicht alle Stellen in der Beratung besetzt 

sind. In manchen Einrichtungen, inklusive Aufnahme-

einrichtungen, gibt es laut Flüchtlingsrat NRW weder 

Asylverfahrensberatung noch Beschwerdemanagement 

oder psychosoziale Erstberatung (siehe Flüchtlingsrat 

NRW 2021: 27).

7.1.2 Beispiel Berlin

In Berlin hat sich seit 2015 eine Vielzahl von Beschwer-

demöglichkeiten entwickelt: von staatlichen bis hin zu 

unabhängigen Stellen, wie etwa selbstorganisierten 

Initiativen und Projekten. Auch hier werden Kinder 

und Jugendliche jedoch kaum spezifisch adressiert. 

Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Sozia-

les startete das Pilotprojekt „Unabhängiges Beschwer-

7
   Die Ombudsstelle in NRW wurde von UNICEF als Good Practice-Beispiel für ein externes Beschwerdemanagement bezeichnet (siehe Lewek & 

Naber 2017: 53). Die Stelle wird vom Kölner Flüchtlingsrat e. V. getragen.

8
  Das Pilotprojekt gilt als Vorarbeit für den Ausbau der Berliner unabhängigen Beschwerdestelle (BuBS).

9
   Das LAF kann teils unangekündigt Unterkünfte für geflüchtete Menschen kontrollieren, um festzustellen, ob die Betreiber die vertraglich vereinbarten 

Qualitätsstandards einhalten. Allerdings reden sie dabei primär mit der Leitung und den Mitarbeiter*innen und nicht mit den Geflüchteten selbst.

demanagement“ zur Verbesserung des Beschwerde- 

und Kontrollmanagements der Koordinierungsstelle 

Flüchtlingsmanagement: Es wurde von 2018 bis 2019 

in zwölf Unterkünften in acht Berliner Bezirken umge-

setzt.8 Darüber wurden geflüchtete Menschen unter 

anderem über ihre Rechte informiert und Beschwer-

den über die Unterbringung entgegengenommen. In 

diesem Zusammenhang war der Peer-to-Peer-Ansatz 

mit muttersprachlichen Vertrauenspersonen für ein 

unabhängiges Beschwerde- und Qualitätsmanagements 

leitend (siehe Böhme & Schmitz 2022: 238–239). Des 

Weiteren können Beschwerden an das Landesamt für 

Flüchtlingsangelegenheiten (LAF)9 gerichtet werden. 

Da die Ansprechpersonen des Landesamtes gleichzeitig 

für die Beschwerden der Bewohner*innen der Unter-

künfte für geflüchtete Menschen, Anwohner*innen, 

Ehrenamtliche, Betreiber sowie Behörden zuständig 

sind, bietet das LAF jedoch keine unabhängige Be-

schwerdemöglichkeit.

Knappe Ressourcen behindern inklusive Beschwerde-

verfahren. Beschwerden und Anfragen bleiben zum Teil 

unbeantwortet und mangelnde Informations- und Bera-

tungsangebote in unterschiedlichen Sprachen erschweren 

die Kommunikation mit geflüchteten Menschen. Be-

schwerden können anonym per Telefon, E-Mail, schriftlich 

oder persönlich beim LAF eingereicht werden, und je nach 

Art der Beschwerde ist eine Begehung der Einrichtung 

möglich. Diese Kommunikationskanäle setzen somit 

Alphabetisierung und möglichst auch Deutschkenntnisse 

voraus. Die Informationen über die Möglichkeit, eine 

Beschwerde einzureichen, sind nur online verfügbar 

und ausschließlich auf Deutsch verfasst, sodass die Be-

wohner*innen nicht flächendeckend informiert werden. 

Dadurch gibt es für geflüchtete Menschen Barrieren, ihre 

Anliegen und Beschwerden eigenständig und zeitnah 

zu übermitteln, sodass das Qualitätsmanagement auch 

nicht die Anforderungen der Mindeststandards in Bezug 

auf vielfältige und barrierearme Kommunikationswege 

erfüllt (siehe Berliner Senatsverwaltung für Bildung, 

Jugend und Familie 2019: 13). 
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Positiv hervorzuheben ist, dass der Betrieb von LAF-Un-

terkünften ein schriftliches Gewalt-, Frauen- und Kin-

derschutzkonzept erfordert. Zudem müssen Betreiber 

regelmäßige Beratungsangebote und Veranstaltungen 

anbieten. Dabei sieht das Kinderschutzkonzept in jeder 

Unterkunft für geflüchtete Menschen eine Ansprechperson 

für Kinderschutz vor, an die sie sich wenden können. Wenn 

ein Verdacht oder eine Kindeswohlgefährdung vorliegt, die 

von Mitarbeiter*innen beobachtet wird, soll diese der An-

sprechperson für Kinderschutz und der Einrichtungsleitung 

mitgeteilt werden. Das Gefährdungsrisiko wird daraufhin 

durch das Hinzuziehen einer insoweit erfahrenen Fachkraft 

(IseF) abgeschätzt. Erhärtet sich der Verdacht, so wird dies 

dem Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten mitgeteilt.

Unterkunftsleitungen haben die Pflicht, Gewalt oder dis-

kriminierende Vorfälle in der Unterkunft sofort zu unter-

suchen. Falls gewünscht, sollen sie die Bewohner*innen an 

externe Beratungsstellen verweisen. Die Betreiber müssen 

relevante Informationen für alle Bewohner*innen zugäng-

lich machen, beispielsweise durch Aushänge im Gemein-

schaftsraum. Bei Anzeichen von Kindeswohlgefährdung10 

muss das Personal unverzüglich handeln, das Gespräch 

mit den Eltern suchen und bei Bedarf das LAF sowie das 

Jugendamt informieren. Da auch das Einrichtungspersonal 

Kindeswohlgefährdung oder andere Beschwerdethemen 

äußern kann, ist die niedrigschwellige Kontaktaufnahme 

mit einer externen und vom Personal unabhängigen Be-

schwerdestelle elementar. 

Eltern, die die Umstände in der Unterkunft als gefährlich für 

ihre Kinder empfinden, können sich an die Ansprechperson 

für Kinderschutz wenden und Kontakt mit Beratungsstellen 

oder dem örtlichen Jugendamt aufnehmen (siehe Berliner 

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 2021: 

23–24). Bei Diskriminierungen als Beschwerdegegenstand 

können sich Betroffene an die Ombudsstelle der „Lan-

desstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung 

(LADS)“ wenden.

 Neben den Strukturen auf Landesebene verfügt Berlin über 

eine Vielzahl zivilgesellschaftlicher Organisationen, an die 

10
   Kindeswohlgefährdung kann vorliegen, wenn Eltern ihre Aufsichtspflicht verletzen, Kinder Gewalt ausgesetzt sind oder vernachlässigt erscheinen. 

Das Unterkunftspersonal sollte sich jedoch nicht in die Erziehung der Kinder einmischen, es sei denn, es liegt eine akute Gefahr vor.

11
   Die Einbringung anonymer Beschwerden ist möglich, allerdings setzt die Benachrichtigung über das Ergebnis der Beschwerdeprüfung eine valide 

Kontaktadresse voraus.

sich geflüchtete Menschen in Beschwerdefällen wenden 

können. Diese prägen die Berliner Beschwerdelandschaft 

maßgeblich. Die Monitoring Group Berlin entstand als erste 

selbstorganisierte Geflüchteteninitiative im Jahr 2015: Sie 

wurde initiiert von geflüchteten Frauen in Pankower Unter-

künften in Berlin und wird von verschiedenen Institutionen 

unterstützt. Die Gründerinnen dieser Initiative bringen 

persönliche Erfahrungen aus dem Alltag in Unterkünften 

für geflüchtete Menschen mit. Seit Anfang 2017 setzen sie 

sich für die Einrichtung einer dezentralen, unabhängigen 

Stelle für Beschwerden in Berlin ein (siehe Monitoring Group 

Berlin 2018: 3). Die Forderungen der Monitoring Group 

Berlin wurden 2021 umgesetzt (siehe Berliner Senatsver-

waltung für Integration, Arbeit und Soziales 2021: 23). Mit 

der Berliner unabhängigen Beschwerdestelle (BuBS) auf 

Landesebene entsteht eine multilinguale Anlaufstelle für 

Beschwerden und Kritiken von geflüchteten Menschen, 

die in Berliner Aufnahmeeinrichtungen und Unterkünften 

untergebracht sind. Die BuBS unterstützt geflüchtete 

Menschen dabei, ihre Beschwerden gegenüber Berliner 

Behörden anonym11 zu formulieren. Die Beschwerdestelle 

führt aus, dass „alle geflüchteten Personen, die in Berlin 

gemeldet sind“ (BuBS) Beschwerden einbringen können 

– und zwar unabhängig davon, ob sie in einer Unterkunft 

für geflüchtete Menschen oder Wohnung leben sowie un-

abhängig vom Aufenthaltsstatus. In diesen Formulierungen 

werden Kinder und Jugendliche nicht ausdrücklich erwähnt. 

Als betreiber - und behördenunabhängige Stelle nimmt sie 

alle Beschwerden und Missstände auf und leitet sie an die 

entsprechenden Behörden weiter. Beschwerden können 

telefonisch, per E-Mail, online über ein Formular oder 

persönlich bei der BuBS eingereicht werden. 

Das Beschwerdeverfahren bei der Berliner unabhängigen 

Beschwerdestelle (BuBS) beginnt mit der Prüfung, ob 

die beschwerdeführende Person zur Zielgruppe gehört 

und ob die Zuständigkeit beim LAF liegt. Bei Erfüllung 

dieser Kriterien nimmt die BuBS die Beschwerde auf 

und informiert die*den Beschwerdeführer*in über den 

weiteren Ablauf. Falls Tatsachen bekannt sind, die eine 

Abhilfe der Beschwerde ausschließen, teilt die BuBS dies 

mit. Von großer Bedeutung ist, dass die Beschwerdestelle 
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sicherstellt, dass eine Rückmeldung innerhalb von 14 

Tagen erfolgt. Bei besonders dringenden Beschwerden, 

insbesondere bei Fällen von Gewalt oder Kinderschutz, 

arbeiten alle Beteiligten zusammen, um schnellstmöglich 

eine Lösung zu finden. Andernfalls leitet die BuBS die 

Beschwerde an das LAF weiter. Die BuBS weist darauf 

hin, dass eine Rückmeldung des LAF nur bei vorhande-

nen Adressdaten möglich ist. Ist dies nicht der Fall, so 

informiert die BuBS die beschwerdeführende Person 

über die Möglichkeit, die BuBS zu bevollmächtigen, die 

Rückmeldung des LAF entgegenzunehmen. Falls Personen 

die BuBS aufsuchen, die nicht zur Zielgruppe gehören, 

bietet die BuBS eine Verweisberatung an (siehe Berliner 

unabhängige Beschwerdestelle 2023).

 Seit Beginn ihrer Arbeit im Jahr 2021 wurden in der 

BuBS 4.109 Beschwerden aufgenommen. Von den ins-

gesamt 4.109 Beschwerden, die bei der Unabhängigen 

Beschwerdestelle Berlin eingingen, wurden 57 % wäh-

rend der Sprechstunden in den Vertragsunterkünften 

des LAF eingereicht, weitere 22 % der Beschwerden 

via Telefongespräch, 12 % per E-Mail, 8 % wurden in 

der Geschäftsstelle der BuBS direkt abgegeben und nur 

1 % über ein Internet-Formular eingereicht (Berliner 

unabhängige Beschwerdestelle 2023: 15). Inhaltlich 

beziehen sich die Beschwerden am häufigsten auf die 

Ausstattung der Unterkünfte (22,4 %) dazu gehören 

Themen wie Privatsphäre, Sicherheit und Internetzugang. 

19,2 % der Beschwerden betreffen den “Service von 

Behörden“ insbesondere in Bezug auf Leistungen und 

ihre Erreichbarkeit. Weitere 13,2 % der Beschwerden 

betreffen die Verpflegung und rund 12 % die Kategorie 

Personal, also Beschwerde über Behördenpersonal, 

Unterkunftspersonal, Sicherheitsmitarbeitende oder 

externes Personal. (ebd.: 11). In 2,3 % der Beschwerden 

ging es um Diskriminierung „aufgrund der Religionszu-

gehörigkeit, Behinderung oder Krankheit und gegen 

LSBTIQ-Personen“ und 1,6 % der über 4000 Beschwerden 

betrafen Kinder (ebd.: 13).

Die BuBS verfügt nicht über hoheitliche Befugnisse; die 

sachliche und rechtliche Prüfung der Beschwerde liegt 

bei der betroffenen Behörde, in der Regel dem LAF. Das 

LAF ist zur Prüfung und Stellungnahme verpflichtet. 

Die BuBS teilt das Ergebnis der Beschwerdeprüfung 

mit, gegebenenfalls mit zusätzlichen Hinweisen oder 

Erläuterungen. Bei Zweifeln oder Klärungsbedarfen 

kann der Fall im Begleitgremium der BuBS ausgewer-

tet werden und es können Empfehlungen an die Lan-

desregierung gerichtet werden. Die BuBS besteht aus 

einem diversen Team einige von ihnen haben selbst 

Fluchterfahrungen. Die BuBS kann Beschwerden in 22 

Sprachen entgegennehmen und setzt sich zusammen 

aus einem Leitungsteam, einem Verwaltungsteam, den 

Beschwerdelots*innen, Sozialarbeiter*innen und Netz-

werkkoordinator*innen (siehe Berliner unabhängige 

Beschwerdestelle 2023: 16). Die Beschwerdelots*innen 

der BuBS arbeiten in den Unterkünften im Rahmen des 

Peer-to-Peer-Ansatzes (ebd.: 3) und nehmen in den 

Berliner Unterkünften für geflüchtete Menschen und 

in der zentralen Beschwerdestelle Beschwerden auf. Ein 

Fachbeirat mit Vertreter*innen der Senatsverwaltung 

für Integration und Soziales, geflüchteten Menschen, 

Vertreter*innen vom LAF, Betreibervertreter*innen 

und der*dem Beauftragten für Menschen mit Behinde-

rung identifiziert anhand der Beschwerden strukturelle 

Probleme bei der Unterbringung und beim Zugang zum 

Versorgungssystem und erarbeitet Empfehlungen für 

Verbesserungen (ebd.: 37-38).

7.1.3 Beispiel Baden-Württemberg

Im August 2015 nahm die Ombudsstelle für Flüchtlings-

erstaufnahme in Baden-Württemberg ihre Arbeit auf. Die 

dort ansässige Ombudsperson ist per Definition „neutral, 

unabhängig von Weisungen und entscheidet selbst über 

die Befassung mit Einzelfällen. […] Sie handelt informell, 

koordinierend und vermittelnd“ (Ombudsstelle für die 

Flüchtlingserstaufnahme Baden-Württemberg 2023: 

12). Sie adressiert Kinder und Jugendliche jedoch nicht 

als spezifische Zielgruppe.

Zuständig ist die Ombudsperson für die Anliegen von ge-

flüchteten Menschen, ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen, 

Bürger*innen in der Nachbarschaft und Mitarbeitenden 

von Organisationen sowie Institutionen rund um Erst-

aufnahmeeinrichtungen. Für das Jahr 2022 berichtet 

die Ombudsstelle, dass sie 89 Anfragen bearbeitet, acht 

Erstaufnahmeeinrichtungen besucht und an 29 Gesprä-

chen mit Behörden, Organisationen und Institutionen 

teilgenommen hat (siehe ebd.: 16). Die personellen Res-

sourcen der Ombudsperson umfassen zwei Vollzeitkräfte 

und vier regionale ehrenamtliche Ansprechpersonen in 

den Regierungsbezirken Baden-Württembergs (Freiburg, 

Karlsruhe, Stuttgart, Tübingen), die Recherchen, Rück-
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fragen zu Beschwerden, Monitoring und Controlling 

übernehmen (siehe ebd.: 15). Beschwerden können vor 

Ort an die Leitung der Erstaufnahmeeinrichtungen, an 

ehrenamtliche Mitarbeitende oder an die Sozial- und 

Verfahrensberatung in jeder Einrichtung gerichtet wer-

den. Alternativ können sich Betroffene auch telefonisch, 

schriftlich oder per E-Mail an die Ombudsstelle wenden. 

Die Ombudsstelle richtet sich allerdings nicht an Gemein-

schaftsunterkünfte, sondern ist als Beschwerdemög-

lichkeit ausschließlich für Erstaufnahmeeinrichtungen 

ausgelegt. So richtet sie sich grundsätzlich nicht an alle 

– Kinder und Jugendliche werden zudem nicht explizit 

adressiert und die Beschwerdemöglichkeiten „telefonisch, 

schriftlich oder per E-Mail“ stellen insbesondere für 

jüngere Kinder eine große Hürde dar. Das Beschwerde-

verfahren ist außerdem nicht standardisiert; es gibt keine 

Sprachmittlung für die Einreichung von Beschwerden, 

und die Information über das Angebot in den Erstauf-

nahmeeinrichtungen ist begrenzt. 

Der Einsatz ehrenamtlicher Mitarbeitender an Schlüs-

selstellen des Beschwerdeverfahrens steht sinnbildlich 

für eine prekäre Ressourcenausstattung eines ohnehin 

limitierten Beschwerdemanagements. Die Verantwor-

tung für die Aufnahme und Bewertung von Beschwerden 

liegt letztendlich allein bei der Ombudsperson. Zudem 

besteht kein Weisungsrecht, was die Handlungsoptionen 

bei Beschwerdefällen einschränkt (siehe ebd.: 12).

7.2  Herausforderungen für die Beschwer de-
verfahren in Unterkünften für ge flüch-
tete Menschen 

In den dargestellten bestehenden Beschwerdemanage-

mentverfahren kommen unterschiedliche Maßnahmen 

wie Beschwerdestellen, -sprechstunden, -briefkästen, 

Erreichbarkeit via E-Mail und Telefon, Ombudspersonen, 

Bewohner*innenräte und Runde Tische zum Einsatz. In 

jedem dieser drei Bundesländer liegen ausgearbeitete 

Konzepte zum Beschwerdemanagement vor. In den 

Bundesländern werden zudem Forderungen der Gewalt-

schutzkonzepte und der Bundesinitiative spezifischer 

aufgegriffen. Die Bearbeitung von Beschwerden erfolgt 

auf mehreren institutionellen Ebenen: unterkunftsintern, 

extern und einrichtungsunabhängig. Insbesondere in 

NRW und Baden-Württemberg wurden die politischen 

und rechtlichen Forderungen der Bundesinitiative von 

2016 bezüglich des Beschwerdemanagements zumin-

dest formell zügig umgesetzt. In NRW lässt sich die 

Ombudsstelle für geflüchtete Menschen in Köln posi-

tiv hervorheben. In Baden-Württemberg werden die 

Handlungsansätze und konzeptionelle Gestaltung in 

den Erstaufnahmeeinrichtungen als gute Praxis heraus-

gestellt (siehe Gerbig 2020: 59). Berlin zeichnet sich 

wiederum durch eine Vielfalt an unterkunftsexternen 

Angeboten aus. So gibt es Beschwerdemöglichkeiten, 

die an Institutionen gebunden sind, wie etwa die un-

abhängige Beschwerdestelle sowie die unabhängige 

Ombudsstelle, aber auch selbstorganisierte Stellen durch 

geflüchtete Menschen. Die Einrichtung von unabhängigen 

Beschwerdestellen für geflüchtete Menschen in NRW 

und Berlin stellen Ausnahmen im Bundesgebiet dar. 

Die implementierten Beschwerdemechanismen sind 

zumindest konzeptionell auf geflüchtete Menschen in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen ausgerichtet 

und versuchen sich an deren Bedarfen zu orientieren. 

Dennoch bleiben diese Beschwerdeverfahren auch hier 

häufig diffus und unzureichend – insbesondere mit Blick 

auf ihre kinderspezifische Konzeption – und sind dadurch 

für potentielle Beschwerdeführende schwer zugänglich. 

Bundesweit offenbart sich ein Flickenteppich an Be-

schwerdeverfahren: Er ist geprägt durch verschiedene 

Rechtsverbindlichkeiten und wirkt sich negativ auf ein 

kindergerechtes Beschwerdemanagement in Unter-

künften für geflüchtete Menschen aus. Daher liegt eine 

grundlegende Herausforderung darin, in allen Bundes-

ländern rechtlich-verbindliche Gewaltschutzkonzepte 

in den Landesunterkünften sicherzustellen. 

Anhand der Beispiele aus den Bundesländern NRW, 

Berlin und Baden-Württemberg wird deutlich: Selbst 

wenn prinzipiell unterschiedliche Beschwerdezugänge 

bestehen, können Kinder und Jugendliche diese nicht 

immer nutzen, da Kinder und Jugendliche kaum bis gar 

nicht mitgedacht werden. Die Umsetzung des Beschwer-

demanagements in den vorgestellten Bundesländern 

erfolgt nach den bestehenden Anforderungen an ein 

Beschwerdeverfahren. Die Beschwerdeverfahren haben 

gemein, dass sie sowohl interne als auch externe und be-

hörden- und betreiberunabhängige Stellen aufweisen, die 

niedrigschwellig und unabhängig sind, sowie dass sie eine 

Reihe von verschiedenen Beschwerdezugängen bereit-

stellen. In die Umsetzung des Schutzes sind alle Ebenen 

vom Bund über die Länder bis hin zu den Kommunen und 
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Vertreter*innen aus der Zivilgesellschaft in professio-

nelle und ehrenamtliche Kapazitäten eingebunden. Die 

institutionelle Festigung der Beschwerdestellen und die 

mehrstufige Verfahrensweise sind positiv hervorzuheben. 

Insbesondere Kindern bleibt der Zugang zu diesen Be-

schwerdeverfahren allerdings häufig verwehrt, wenn 

Beschwerden über das Telefon oder schriftlich (z. B. als 

E-Mail) angeführt werden müssen. Außerdem setzen 

diese Kommunikationskanäle für Beschwerden oftmals 

die Begleitung durch eine erwachsene Person voraus. 

Darüber hinaus gibt es verschiedene Möglichkeiten, 

sich an die Unterkunftsleitung, Ombudsstellen, un-

abhängige Beschwerdestellen und selbstorganisierte 

Geflüchteteninitiativen zu wenden. Trotz dieser eta-

blierten Beschwerdeverfahren gilt: Die Perspektiven 

und Anforderungen von Kindern und Jugendlichen als 

Gelingensbedingungen im Beschwerdekontext werden 

vernachlässigt. Die Angebote der Bundesländer zu Be-

schwerdestellen weisen keinen spezifischen Fokus und 

keine Ausrichtung auf Kinder und Jugendliche auf. Die 

Diskrepanz zwischen den rechtlichen Grundlagen auf 

nationaler Ebene, der staatlichen Verantwortung, dem 

menschenrechtlichen Anspruch und den Mängeln sowie 

Leerstellen in der praktischen Umsetzung der Mindest-

standards und Gewaltschutzkonzepte verstärkt die 

Missachtung eines kindergerechten Beschwerdema-

nagements. Beschwerdemanagement für Kinder und 

Jugendliche berücksichtigt selbst in Kitas, Schulen und in 

Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe oftmals nicht 

ausreichend die Perspektiven von Kindern und Jugend-

lichen (siehe Kapitel 5). In Unterkünften für geflüchtete 

Menschen fällt dies noch drastischer aus. Zwar werden 

Kinder und Jugendliche als besonders schutzbedürfti-

ge Gruppen an manchen Stellen berücksichtigt, doch 

bleiben die Implikationen und Maßnahmen sowohl auf 

theoretischer als auch praktischer Ebene oft unkonkret. 

Im besten Fall wird festgestellt, dass vorhandene Be-

schwerdestellen auch von Kindern und Jugendlichen ge-

nutzt werden können. Dies ignoriert jedoch, dass sich die 

besonderen Bedürfnisse und spezifischen Anforderungen 

von Kindern und Jugendlichen auch in der Struktur von 

12
   In Deutschland sind individuelle Beschwerdemöglichkeiten speziell für Kinder vermehrt im direkten Lebensumfeld wie Schule und Kita zu finden 

(siehe Deutsches Institut für Menschenrechte 2024).

Beschwerdestellen widerspiegeln müssen. Das führt 

letztendlich dazu, dass in diesen Beschwerdeverfahren 

die Partizipation von Kindern und Jugendlichen nicht 

berücksichtigt wird.

Zudem sind Beschwerdemöglichkeiten für Kinder und 

Jugendliche selbst nicht individualisiert.12 Dafür braucht 

es nicht zwangsläufig separate Beschwerdestellen für 

Kinder und Jugendliche, aber die bestehenden Stellen 

sollten zumindest so gestaltet sein, dass auch Kinder und 

Jugendliche sie nutzen können (siehe Gerbig 2020: 59). 

Zu den fehlenden kindergerechten Beschwerdestellen 

und -mechanismen kommt hinzu, dass für Kinder und 

Jugendliche keine verständlichen Informationen über 

die Systeme und Strukturen, die rechtlichen Rahmen-

bedingungen und sozialen Leistungen zur Verfügung 

stehen (siehe Weber & Rosenow-Williams 2022). Daher 

muss der Aus- und Aufbau von kindergerechten Be-

schwerdemechanismen forciert und unter anderem durch 

finanzielle Ressourcen unterstützt werden. Dazu gehört 

auch eine stärkere multidisziplinäre Zusammenarbeit 

zwischen verschiedenen Akteur*innen wie Bildungs-

einrichtungen, psychologischen Beratungsstellen, dem 

Gesundheitswesen und Sozialdiensten, um eine umfas-

sende Unterstützung der Kinder und Jugendlichen zu 

gewährleisten sowie bedarfs- und bedürfnisorientiert 

auf sie einzugehen. Jedoch bleibt das Beschwerdema-

nagement für die vulnerabilisierte Gruppe der Kinder 

und Jugendlichen abstrakt und inkludiert sie nicht. In 

der praktischen Umsetzung werden gesellschaftliche 

Machtverhältnisse und Strukturprinzipien wie Adultis-

mus, Ableismus sowie Rassismus weder aufgegriffen noch 

reflektiert. Die Handlungskompetenzen und Befugnisse 

von Mitarbeitenden in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen und in Beschwerdestellen müssen für Kinder 

und Jugendliche eindeutiger aufgeschlüsselt, geklärt 

und verständlich kommuniziert werden. Ein wichtiger 

Anhaltspunkt für die Bundesländer könnten einzel-

ne Beschwerde- und Ombudsstellen der Kinder- und 

Jugendhilfe sein, die beispielsweise dem Machtgefälle 

zwischen Mitarbeitenden und Kindern sowie Jugend-

lichen proaktiver begegnen. Deren institutionelle und 

rechtliche Verankerung und Praxiserfahrung sollten in 

den Migrations- und Fluchtkontext integriert werden.
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Die Analyse bestehender Literatur und Handlungs-

ansätze in der Praxis zeigt: Die institutionellen und 

strukturellen Rahmenbedingungen für die Umsetzung 

von grundlegenden Rechten und der Zugänglichkeit 

von Beschwerdeverfahren für Kinder und Jugendliche 

in Unterbringungsstrukturen sind mangelhaft. Der Zu-

gang zu Beschwerdewegen, die Beteiligung an Entschei-

dungsprozessen, die Integrität und die zeitnahe und 

verbindliche Bearbeitung von Beschwerden sind zentrale 

Aspekte kindergerechter Beschwerdewege: Sie werden 

für einen wirksamen Diskriminierungs- und Gewalt-

schutz für Kinder generell – und begleitete geflüchtete 

Kinder in Unterkünften für geflüchtete Menschen im 

Besonderen – diskutiert.  

8.1 Zugang zu Beschwerdewegen 

Zivilgesellschaftliche Organisationen im Bereich Kinder-

schutz fordern einheitlich, dass das Recht auf Gehör und 

Berücksichtigung der Interessen und Bedürfnisse von Kin-

dern und Jugendlichen in allen sie berührenden Angele-

genheiten angemessen und systematisch auf allen Ebenen 

konsequent im Sinne der UN-KRK umzusetzen ist (siehe 

Deutsches Komitee für UNICEF 2023: 66). Unabdingbar 

dafür ist ein ständig verfügbares Beschwerdesystem für 

Kinder, das einem regelmäßigen Monitoring unterzogen 

werden muss (siehe Gerbig 2020: 53; Deutsches Komitee 

für UNICEF & Bundesfachverband unbegleitete minder-

jährige Flüchtlinge 2017: 53). Somit müsste im Rahmen 

von Gewaltschutzkonzepten ein spezielles und belastba-

res Beschwerdemanagement für Kinder und Jugendliche 

eingerichtet werden (siehe Enders 2018; Rabe 2015), 

das transparent und verständlich ist (siehe Deutsches 

Komitee für UNICEF & Bundesfachverband unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge 2017: 53). Damit Kinder und 

Jugendliche Beschwerdewege effektiv nutzen können, 

und zwar unabhängig von Geschlecht, Alter, Positionie-

rung oder Fähigkeiten, sollten Beschwerdeverfahren auf 

Inklusion und Teilhabe abzielen (siehe Fichtner 2018: 

42; Gerbig 2020: 52; Rother & Schulz-Algie 2018: 56; 

Weber et al. 2023: 66). 

Wichtige Voraussetzung, um sich aktiv beschweren zu 

können, ist die Kenntnis und Information über eigene 

Rechte und Beschwerdeverfahren (siehe Janssen & 

Ohletz 2018: 319; Lechner & Huber 2017: 108). Grund-

sätzlich empfiehlt es sich, dass Bewohner*innen in Unter-

künften für geflüchtete Menschen stets verständlich und 

umfänglich über ihre Rechte informiert werden, damit 

Beschwerdemöglichkeiten überhaupt sichtbar werden 

und in Anspruch genommen werden können (Prasad 

2018: 319). Insbesondere für Menschen mit Fluchterfah-

rungen wird es als wichtig erachtet, dass Informationen 

zu Beschwerdeverfahren in allen vertretenen Sprachen 

gewährleistet und durch Bildmaterialien gestützt werden, 

damit möglichst alle Bewohner*innen erreicht werden 

(siehe Janssen & Ohletz 2018: 319). Eine grundlegende 

Anforderung an zugängliche Beschwerdeverfahren für 

geflüchtete Kinder ist dabei auch die Übersetzung sämt-

licher Beschwerdevorgänge durch externe professionelle 

Sprachmittlungsdienste (siehe Enders 2018: 620). Denn 

gerade für Kinder bedarf es Zugang zu altersgerechten, 

in jeder Hinsicht verständlichen Informationsmateriali-

en, also entsprechend der Fähigkeiten der Kinder (z. B. 

bildgestützt), und in allen relevanten Sprachen (siehe 

Enders 2018: 619; Eulgem 2016: 14; Janssen & Ohletz 

2018: 321).

Darüber hinaus müssen sowohl die Unabhängigkeit als 

auch die Bearbeitung und Durchsetzung der Beschwer-

deanliegen gewährleistet werden, um die Glaubwürdig-

keit der Beschwerdeverfahren zu sichern. Zusätzlich zu 

einem internen Beschwerdemanagement sollten die 

Kinder und Jugendlichen Zugang zu einer unabhängigen 

Beschwerdestelle haben. Welche Beschwerdekanäle 

zur Verfügung stehen sollten, hängt von den Bedürf-

nissen der Zielgruppe und den spezifischen Kontexten 

des Unterbringungsangebots ab (siehe Enders 2018: 

620). Sprich, die Art und Weise der Ausgestaltung von 

Beschwerdewegen sollte einem ständigen Reflexions-

prozess unterzogen, nach Zugänglichkeit geprüft und 

gegebenenfalls (nach)justiert werden. 

8.2 Partizipation und Inklusion

Die partizipative Gestaltung von Beschwerdeverfahren 

ist unerlässlich, um die Beschwerdeverfahren an den Be-

dürfnissen der Kinder zu orientieren. Sie ist außerdem 

wesentlich für die Umsetzung des Kinderrechts auf Be-

teiligung und Mitbestimmung (siehe Weber et al. 2023: 

64). Die Perspektive der Kinder sollte dabei bereits bei 

der Erarbeitung von Schutzkonzepten einfließen, um 

einen besseren Schutz von Kindern zu garantieren (siehe 

Weber & Rosenow-Williams 2022: 175). Kinder sollten 

8.  Umsetzung kindergerechter Beschwerdeverfahren  
in Unterkünften für geflüchtete Menschen 
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schließlich aktiv in Beschwerde- und Beteiligungsprozes-

se einbezogen werden (siehe Berliner Senatsverwaltung 

für Bildung, Jugend und Familie 2019: 14). Dazu gehört 

es, die Meinung der betroffenen Kinder einzuholen, ihre 

Fähigkeit zur Meinungsbildung zu respektieren, eine frei-

willige Teilnahme sicherzustellen, die Meinungsäußerung 

zu aufgeworfenen Fragen zu erleichtern, Hindernisse 

für die freie Meinungsäußerung zu berücksichtigen und 

Unterstützung anzubieten (siehe Enders 2018; Ombuds-

man for Children’s Office 2018). Insbesondere aus einer 

adultismuskritischen Perspektive ist es unerlässlich, 

dass Kinder und Jugendliche an der Entwicklung von 

Beschwerdekonzepten und Informationsmaterial be-

teiligt sind. Die Autorinnen Huber und Lechner (2017: 

50) stellten dazu in ihrer Studie über die Perspektiven 

geflüchteter Jugendlichen fest, dass Jugendliche es nicht 

nur als wertschätzend empfinden in unterkunftsinterne 

Belange miteinbezogen zu werden, sondern es motiviert 

sie auch dazu, das Zusammenleben in der Unterkunft 

aktiv mitzugestalten (siehe ebd.). Durch Partizipation 

können Kinder und Jugendliche Einfluss auf ihre Situation 

und Lebensumstände nehmen und ihre Abhängigkeit von 

Erwachsenen verringern (siehe Weber & Rosenow-Wil-

liams 2022: 5). Zur stärkeren Partizipation der Kinder und 

Jugendlichen können Veranstaltungen in Unterkünften 

für geflüchtete Menschen stattfinden, bei denen Anreize 

zur Bildung von Kinder- und Jugendräten, Kinderkon-

ferenzen, Beiräten sowie Gremien in Unterkünften für 

geflüchtete Menschen geschaffen werden (siehe Rother 

& Schulz-Algie 2018: 22; Deutsches Komitee für UNICEF  

2023: 66). Um echte Partizipation zu gewährleisten, ist 

Inklusion unerlässlich. Es genügt nicht, einfach nur Be-

teiligungsoptionen anzubieten; die Beschwerdewege 

müssen auch unter Berücksichtigung von Diversität und 

Diskriminierungskritik gestaltet werden. Denn ohne In-

klusion ist wirkliche Partizipation nicht möglich (siehe 

Bostancı 2018).

8.3  Bearbeitung von Beschwerden,  
Dokumentation, Kommunikation 

Um Kinder und Jugendliche durch Beschwerdeverfahren 

bestmöglich zu schützen, wird es als wesentlich erachtet, 

dass ihre Beschwerden möglichst zeitnah bearbeitet wer-

den (siehe Hansen & Knauer 2011: 18; Berliner Senats-

verwaltung für Bildung, Jugend und Familie 2019: 12). 

Auch die Untersuchung der Beauftragten für Kinder und 

Jugend sowie der Ombudsperson von British Columbia 

(Kanada) aus dem Jahr 2010 kommen zu diesem Schluss, 

da insbesondere Kinder ein anderes Zeitgefühl als Er-

wachsene haben können, weshalb ein Monat schnell wie 

eine Ewigkeit erscheint (siehe Representative for Chil-

dren and Youth und Office of the Ombudsperson 2010: 

3). Außerdem sind die Lebensumstände von Kindern und 

Jugendlichen in Unterkünften für geflüchtete Menschen 

äußerst instabil. Insbesondere kann sich ihr Aufenthalts-

status aufgrund unvorhergesehener Entwicklungen im 

Asylverfahren ändern. Auch die Unterbringungssituation 

in den Unterkünften ist Veränderungen ausgesetzt, was 

viele Unsicherheiten mit sich bringt. In einem solchen 

Umfeld erweisen sich langwierige Beschwerdeprozesse 

oft als nicht wirksam (siehe Ombudsman for Children’s 

Office 2018). Damit Beschwerden zielführend bearbeitet 

werden können, sodass Kinder die Lösung ihres Anlie-

gens mitbekommen, sollten Beschwerdeverfahren einen 

angemessenen Zeitrahmen definieren. Des Weiteren 

müssen Kinder und Jugendliche zielgruppenspezifisch 

Rückmeldungen über den Fortgang des Verfahrens er-

halten. Eine solch transparent gestaltetes Verfahren 

kann das Vertrauen von Kindern und Jugendlichen in die 

Beschwerdeverfahren stärken (siehe Ombudsman for 

Children’s Office 2018: 7). Mitunter erhalten Beschwer-

deführende keine automatische Rückmeldung durch die 

Beschwerdestelle zu ihren Beschwerdeanliegen und 

müssen eine solche, nachdem sie den Beschwerdeprozess 

bereits initiativ angeschoben haben, selbst einfordern: In 

solchen Fällen lassen sich Zugänglichkeit, Verbindlichkeit 

und Vertrauenswürdigkeit des Beschwerdeverfahrens 

infrage stellen.

Ein funktionierendes Beschwerdemanagement umfasst 

auch das Monitoring, das die Dokumentation von Be-

schwerden voraussetzt. Das systematische Erfassen 

von Abläufen und Prozessen des Beschwerdeverfah-

rens ist für Qualitätssicherung und Prozessoptimierung 

wesentlich; es kann dazu beitragen sowohl strukturelle 

als auch institutionelle Herausforderungen in Unter-

bringungsstrukturen geflüchteter Menschen deutlich 

zu machen. Dadurch können Probleme identifiziert und 

lösungsorientiert Verbesserungen entwickelt werden. 

Die Verantwortung für das Monitoring sollte nicht nur 

bei der Leitung und dem Träger der Einrichtung liegen, 

sondern vor allem auch bei der Aufsichtsbehörde auf 

kommunaler oder Landesebene. Zusätzlich bedarf es 

einer unabhängigen Monitoringstelle, die in eine Om-
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budsstelle integriert werden kann (siehe Deutsches 

Komitee für UNICEF & Bundesfachverband unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge 2017: 53).

8.4 Personal, Schulungen und Vernetzung 

Schließlich betonen theoretische Arbeiten sowie prakti-

sche Handreichungen zum Kinderschutz in Unterkünften 

für geflüchtete Menschen die Bedeutung von geschultem 

Personal. Abläufe und Strukturen im Beschwerdekontext 

sind oftmals durch eine prekäre Ressourcenausstattung 

belastet; damit einhergehend zeichnen sie sich durch 

mangelnde Professionalisierung aus. Neben der deut-

lichen Erhöhung von Personalschlüsseln sollten spezi-

fische Schulungen des Personals das Verständnis für die 

Bedürfnisse von Kindern stärken, um den erfolgreichen 

Einsatz von Beschwerdeverfahren zu gewährleisten 

(siehe Eulgem 2016; Weber & Rosenow-Williams 2022: 

183). Die knappe Ressourcenausstattung von Unter-

künften für geflüchtete Menschen führt aktuell zu einem 

vermehrten Einsatz von ehrenamtlichen Mitarbeiten-

den: Diese müssen in Professionalisierungskonzepten 

mitbedacht werden, da das Risiko übergriffigen und 

grenzüberschreitenden Verhaltens aufgrund mangelnder 

pädagogisch-fachlicher Expertise besonders erhöht sein 

kann (siehe Wahl 2018: 310–311). Auf ähnliche Weise 

müssten zudem Reinigungs- und Sicherheitskräfte in 

die Gestaltung von Beschwerdestrukturen einbezogen 

werden, da sie in engem Kontakt mit Kindern in Unter-

künften für geflüchtete Menschen stehen (siehe Janssen 

& Ohletz 2018: 320). 

Personalschlüssel sollten außerdem Gewaltschutzkoor-

dinator*innen, Kinderschutzbeauftragte und Vertrauens-

personen umfassen. Gewaltschutzkoordinator*innen 

in Unterkünften für geflüchtete Menschen nehmen 

eine wichtige Position ein, denn sie sind bezüglich des 

Gewalt- und Kinderschutzes geschult und tragen zum 

Wissenstransfer bei. Träger von Unterkünften für ge-

flüchtete Menschen sollten darüber hinaus eine Stelle 

für eine*n Kinderschutzbeauftragte*n einrichten: Diese*r 

soll die Belange und Interessen der Kinder und Jugend-

lichen in allen Prozessen vertreten und eine unmittel-

bare Ansprechperson für die Kinder und Jugendlichen 

1 
  Nähere Infos zum Projekt LISTEN UP! Beschwerdeverfahren für geflüchtete Kinder in Unterkünften siehe online unter: https://www.savethechildren.

de/informieren/einsatzorte/deutschland/schutz-von-kindern/listen-up/. 

sein (siehe Deutsches Komitee für UNICEF 2023: 66). 

Weiterhin können Kinder und Jugendliche durch Ver-

trauenspersonen oder unabhängige Ombudspersonen 

ermutigt werden, ihre Beschwerden zu kommunizieren. 

Die Vertrauensperson sollte unabhängig sein – oder von 

den Kindern selbst gewählt. Sie muss den Kindern und 

Jugendlichen bekannt und für sie gut erreichbar sein. 

Denn auf einer vertraulichen Basis ist es wahrschein-

licher, dass die Kinder und Jugendlichen sich im Falle 

eines Beschwerdeanliegens niedrigschwellig an die Ver-

trauensperson wenden und ein Beschwerdeverfahren 

anstoßen können.

Darüber hinaus sollten Schutzkonzepte die Vernetzung 

mit Akteur*innen im Kinderschutz stärken und Koope-

rationen mit migrantischen, religionsbezogenen oder 

weltanschaulich orientierten Verbänden fördern, die an 

den Schnittstellen von Kinderschutz, Diskriminierung 

und Rassismus beraten (siehe Jagusch 2023b: 14).

8.5  Kinderrechte und  
Diskriminierungsschutz 

Um im „best interest“ von Kindern agieren zu können, 

braucht es ein standardisiertes Fallmanagement (siehe 

Rother & Schulz-Algie 2018: 48–49). Neben vertrauens-

würdigen und verbindlichen Beschwerdewegen und 

niedrigschwelligen und breitgestreuten Informations-

angeboten sind zur Umsetzung eines kindergerechten 

Beschwerdemanagements zusätzliche Anforderungen zu 

berücksichtigen: Regelmäßige pädagogische Angebote 

oder Kinderrechte-Sprechstunden mit spielerischen 

Elementen (siehe Urban-Stahl 2013: 14) durch externe 

und unabhängige Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe 

können hier beispielsweise unterstützen und Barrieren 

im Zugang zu Beschwerdeverfahren reduzieren. Erste 

Modellprojekte geben Einblicke in die Gestaltung und 

Umsetzung von Beschwerdewegen in Aufnahmeunter-

künften (z. B. LISTEN UP! Beschwerdeverfahren für 

geflüchtete Kinder in Unterkünften)
1
. 

Insbesondere qualitative Forschungsarbeiten verdeut-

lichen, dass in der Praxis nach wie vor klare Definitio-

nen und kohärente Konzepte für die Implementierung 
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von Beschwerdewegen in Unterkünften für geflüchtete 

Menschen fehlen (siehe Böhme & Schmitt 2022; Fichtner 

2018; Schmitz & Schönhuth 2020). Oftmals bleibt die 

genaue Ausgestaltung von Beschwerdeverfahren vage 

– etwa hinsichtlich ihrer Finanzierung, in Bezug auf den 

Unabhängigkeitsgrad der entsprechenden Beschwerde-

stellen sowie hinsichtlich konkreter kindergerechter 

Komponenten. 

Während jedoch über die theoretischen Minimalan-

forderungen von Beschwerdemanagement ein brei-

ter Konsens herrscht (siehe Brinza et al. 2020; Len et 

al. 2022; Weber et al. 2023) stellt die Einbindung von 

rassismuskritischen, diskriminierungssensiblen und 

kindergerechten Konzepten in der Ausgestaltung von 

Beschwerdewegen eine Lücke in der Forschung und in 

der Praxis dar – genauso wie auch die Berücksichtigung 

rassistisch motivierter Übergriffe oder Alltagsrassismen. 

Zwar finden kultursensible Ansätze in Beschwerde-

verfahren teilweise Berücksichtigung (siehe Böhme & 

Schmitz 2022; Prasad 2018), jedoch wirken diese in 

der Praxis oftmals kulturalisierend und können sogar zu 

einer Verstärkung von Diskriminierungsverhältnissen 

führen. Eine explizite und strukturelle Rassismuskritik 

liegt bestehenden Beschwerdekonzepten kaum oder 

gar nicht zu Grunde. Weil diskriminierungskritische 

Perspektiven fehlen, mangelt es an Sensibilität in Aus-

richtung und Umsetzung der Beschwerdewege, wodurch 

wenige Menschen diese Wege aufsuchen; zusätzlich 

überwiegt oft die Angst vor möglichen Konsequenzen 

bei der Äußerung von Beschwerden. Die Abwesenheit 

rassismus- und diskriminierungskritischer Perspektiven 

verhindert die Erfassung und Analyse von strukturellen 

und institutionellen Benachteiligungen innerhalb des 

Beschwerdesystems, da rassismusbedingte Heraus-

forderungen nicht hinreichend fokussiert werden. Eine 

umfassende Analyse der Wirksamkeit von Beschwerde-

verfahren sollte auch die strukturellen Machtverhält-

nisse und deren Einfluss auf Beschwerdemöglichkeiten 

berücksichtigen, um einen umfassenden Schutz vor 

Diskriminierung innerhalb eines Beschwerdesystems 

zu gewährleisten.
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Der Anteil an jungen Menschen, Kindern und Jugend-

lichen unter geflüchteten Menschen in Deutschland 

ist hoch. Obwohl sie eine bedeutende demografische 

Gruppe darstellen, werden die spezifischen Bedürfnisse 

und Perspektiven der geflüchteten Kinder und Jugend-

lichen häufig übersehen. Die aktuellen Unterbringungs-

strukturen und die ungleiche Verteilung von Ressourcen 

spiegeln eine fragmentierte Politik wider, die nicht nur 

die Integrationschancen beeinträchtigt, sondern auch 

tiefgreifende Auswirkungen auf die individuelle Ent-

wicklung und Teilhabe dieser jungen Menschen hat. 

Die Kritik an der Unterbringung in zentralisierten Ein-

richtungen wie Gemeinschaftsunterkünften basiert vor 

allem auf ihrem rechtlichen Ausnahmecharakter sowie 

darin, dass sie sozial, ökonomisch und physisch isolier-

endend wirken, was besonders Kinder und Jugendliche 

in ihrer physischen und psychischen Entwicklung stark 

beeinträchtigt. Zudem werden die Rechte von Kindern 

und Jugendlichen durch die Unterbringung in Gemein-

schaftsunterkünften und (Erst)Aufnahmeeinrichtungen 

– und durch die damit einhergehenden Ausschlüsse – 

von regulären Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe 

ausgehöhlt. Trotz Bemühungen, bundesweite Standards 

zu etablieren, insbesondere im Bereich des Gewalt-

schutzes, bleiben die Bedürfnisse von Kindern und 

Jugendlichen und ihren Familien somit nur unzureichend 

berücksichtigt. 

Die hier vorgelegte Expertise betont die dringende 

Notwendigkeit effektiver Beschwerdemechanismen, 

die speziell auf die Bedürfnisse geflüchteter Kinder und 

Jugendlichen zugeschnitten sind. Viele Unterkünfte 

bieten prekäre und unwürdige Lebensverhältnisse, die 

die Grundrechte und das Wohlbefinden dieser Kinder 

ernsthaft gefährden. 

Die Forderungen nach verbesserten Schutzstandards und 

die Einbeziehung der Kinderperspektive in die Entwick-

lung von Schutzkonzepten und Beschwerdeverfahren sind 

entscheidend: Nicht nur, um ihre Rechte auf Partizipation 

zu gewährleisten, sondern auch um sicherzustellen, dass 

ihre Bedürfnisse, Interessen und ihr „Well-Being“ an-

gemessen berücksichtigt werden. Darüber hinaus muss 

1
  Nähere Informationen unter: https://bundeskonferenz-mo.de/community-plus-beratungsstellen-gegen-rassismus. 

2
  Nähere Informationen unter: https://ofek-beratung.de. 

ihr Schutz vor Gewalt explizit Beachtung finden und in 

allen Maßnahmen konsequent eingehalten werden, um 

eine sichere Umgebung zu gewährleisten. 

Es wird jedoch deutlich, dass Kinder und Jugendliche 

selten in den Entwicklungsprozess von Beschwerdever-

fahren einbezogen werden, was ihre Rechte auf Schutz 

und Mitbestimmung untergräbt. Es beeinträchtigt zudem 

die Effektivität der Beschwerdeverfahren, weil sie für 

Kinder und Jugendliche oft wenig zugänglich konzipiert 

sind. Die fehlende Berücksichtigung spezifischer Maß-

nahmen für Kinder mit Behinderungen, insbesondere in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen, und die man-

gelnde Barrierefreiheit sind Beispiele für systematische 

Defizite, die dringend adressiert werden müssen. 

In Unterkünften für geflüchtete Menschen mangelt es an 

Zugang zu öffentlichen Kultur- und Bildungsangeboten 

sowie an sicheren Spiel- und Rückzugsorten, an denen die 

Kinder die Möglichkeit haben zu lernen, ihren eigenen 

Bedürfnissen nachzugehen und sich frei zu entfalten. 

Auch die familiären Strukturen begleiteter geflüchteter 

Kinder werden unzureichend berücksichtigt. Teilweise 

werden Kinder in Unterkünften von Familienmitgliedern 

gegen ihren Willen getrennt, in anderen Fällen werden 

Familienmitglieder gegen ihren Willen gemeinschaftlich 

untergebracht.

Zudem herrscht ein Mangel an rassismuskritischen und 

diskriminierungssensiblen Ansätzen in der Gestaltung 

von Beschwerdemechanismen. Die fehlende Einbin-

dung von Perspektiven Betroffener und die Neigung zu 

kulturalisierenden Ansätzen verhindern eine effektive 

Adressierung rassismusbedingter Beschwerden. Eine 

Kultur der Fehlerfreundlichkeit, die die Fähigkeit um-

fasst, Kritik und Beschwerden im Kontext von Rassismus 

anzunehmen und umzusetzen, ist von entscheidender 

Bedeutung. Erste Ansätze zur Etablierung community-

basierter Beratungsstrukturen im Bereich Rassismus 

und Antisemitismus sind erkennbar (siehe beispielsweise 

die Beratungsstellen gegen Rassismus
1
 der BKMO oder 

die Beratungsstellen zu Antisemitismus von Ofek e.V. 
2
). 

Diese Strukturen konzentrieren sich jedoch nur punktuell 

auf den Fluchtkontext sowie die Ankunfts- und Unter-

9.  Schlussbetrachtung und Handlungsempfehlungen 
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bringungssituationen von Geflüchteten und bieten keine 

spezifischen Beschwerdewege für geflüchtete Kinder 

und Jugendliche.

Es ist daher notwendig, dass politische Entscheidungs-

träger*innen, zuständige Behörden und Träger von Ein-

richtungen für geflüchtete Menschen wirksame Maß-

nahmen ergreifen und Angebote bieten, um die Rechte 

geflüchteter Kinder zu schützen und ihre Teilhabe und 

Entwicklung in einem gerechten und unterstützenden 

Umfeld sicherzustellen. Dabei sollten alle Kinder als 

eigenständige Persönlichkeiten und Träger*innen eige-

ner Rechte wahrgenommen werden, die aktiv an den sie 

betreffenden Maßnahmen teilhaben können. Die Etab-

lierung und Umsetzung kindergerechter Beschwerdever-

fahren muss sich entlang vielfältiger ineinandergreifender 

Gütekriterien orientieren (siehe Abbildung 1): Nur so 

kann die Wirksamkeit dieser Verfahren als wesentlicher 

Bestandteil von Teilhabe- und Schutzkonzepten für alle 
Kinder und Jugendlichen sichergestellt werden.

Angebote und Zugänge sind:

• Niedrigschwellig

• Vielfältig und vielzählig

• Digital und analog

• Mehrsprachig

• Bildsprachlich

• Kinder werden aktiv einbezogen

• Personal ist rassismuskritisch ge-

schult

• (Sprach-)Mittlungsangebote sind ver-

fügbar

• Beschwerdewege sind inklusiv

Breites  

Informations- 

angebot

Rassismus-,  

Adultimus-,  

Diskriminierungs- 

kritisch

Zugänge

Vertraulichkeit

Ressourcen - 

ausstattung

Zeitige und  

transparente  

Bearbeitung

Verbindlichkeit

Dokumentation  

und  

Monitoring

Beschwerdestellen sind:

• Unabhängig

• Wirkmächtig

• Ökonomisch und personell wertgeschätzt 

als handlungsweisende Partizipations- und 

Schutzstrukturen

• Monitoring ermöglicht:

• Evaluation und Kontrolle von Schutzstan-

dards

• Identifikation struktureller und institutionel-

ler Mängel

• Transparenz

Abbildung 1 Kindgerechte Beschwerdeverfahren
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Breit angelegte und leicht zugängliche Informations-

angebote über Beschwerdewege und Kinderrechte (z. 

B. das Recht auf Beteiligung und Schutz inklusive vor 

Diskriminierung) sind dabei unerlässlich. Wenn Informa-

tionen über Beschwerdemanagement nicht von Anfang 

an in mehreren Sprachen, niedrigschwellig (beispiels-

weise auch bildsprachlich), digital und analog bereitge-

stellt werden, entsteht bereits beim Zugang eine erste 

Hürde für Kinder und Jugendliche. Die Zugänglichkeit 

von Beschwerdeverfahren muss jedoch für alle Kinder 

gewährleistet sein – unabhängig von ihren individuellen 

Fähigkeiten und Ressourcen. Dies erfordert eine Viel-

zahl von Beschwerdemöglichkeiten und Anlaufstellen. 

Damit Kinder und Jugendliche in Beschwerdeverfahren 

vertrauen können und Beschwerden in der Praxis zuver-

lässig bearbeitet werden, müssen klare und verbindliche 

Regelungen festgelegt werden: Wichtig sind dabei Zeit-

rahmen für eine zügige und lösungsorientiere Bearbei-

tung von Beschwerden sowie Vorgaben zur Transparenz 

während des gesamten Beschwerdeprozesses. Auch die 

Integrität von Beschwerdestellen muss zu jedem Zeit-

punkt gewährleistet sein, um die Sicherheit der Kinder zu 

schützen und offene Kommunikation und Vertraulichkeit 

im Beschwerdeverfahren zu stärken. Das Personal muss 

entsprechend professionalisiert sein, um rassismus-, 

adultismus- und diskriminierungskritische Ansätze zu 

verfolgen. Es muss sensibilisiert sein für verschiedene 

Formen der Diskriminierung und ihrer Intersektionen; 

und das Beschwerdemanagement muss darauf ausge-

richtet sein, eine umfassend diskriminierungskritische 

Umgebung zu schaffen.

Durch genaue Dokumentation und ständiges Moni-

toring des Beschwerdeverfahrens wird nicht nur die 

Evaluation ermöglicht, sondern auch eine kontinuierliche 

Kontrolle der Einhaltung von Schutzstandards sowie 

die Identifizierung und Adressierung struktureller und 

institutioneller Mängel.

Handlungsempfehlungen

1. Etablierung von einheitlichen Schutzstandards

• Entwicklung und Durchsetzung bundesweiter, 

einheitlicher Qualitäts- und Schutzstandards 

für Unterkünfte, die speziell die Bedürfnisse 

geflüchteter Kinder und ihrer Familien ad-

ressieren.

• Etablierung klar definierter Prozesse auf 

Unterkunftsebene für eine zügige und trans-

parente Bearbeitung von Beschwerden, um 

Vertrauen in das Beschwerdemanagement-

system aufzubauen.

• Bei der Entwicklung der Standards sollten 

Diskriminierungsverhältnisse als Quer-

schnittsthema berücksichtigt werden, um 

sicherzustellen, dass die Verfahren nicht nur 

effektiv, sondern auch gerecht und inklusiv 

gestaltet sind.

2. Stärkung unabhängiger Beschwerdewege

• Flächendeckende Einrichtung von unabhängi-

gen, kindergerechten Beschwerdemechanis-

men auf kommunaler und auf Landesebene, 

sprich in Bezug auf alle Unterkunftskontexte, 

um Kindern die Möglichkeit zu geben, Ver-

stöße gegen ihre Rechte effektiv zu melden. 

• Gewährleistung, dass Beschwerdestellen 

leicht zugänglich sind und über die nötigen 

Kapazitäten verfügen, um alle eingehenden 

Beschwerden effektiv zu bearbeiten. 

• Dies beinhaltet barrierefreien Zugang in allen 

relevanten Aspekten: physisch, sprachlich 

und finanziell.

3. Informations- und Bildungskampagnen

• Systematische und altersgerechte Aufklärung 

über die eigenen Rechte und die verfügba-

ren Beschwerdeverfahren, unter anderem 

durch die Bereitstellung von Informations-

materialien, Peer-to-Peer Ansätzen oder 
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kindergerechte Methoden zur Vermittlung. 

Die Informations- und Bildungskampagnen 

sollten auf allen relevanten Ebenen (Träger, 

Behörde, Beschwerdestelle, Unterkunft) 

greifen und bereits Teil der Konzeption von 

Beschwerdewegen sein und finanziell mit-

berücksichtigt werden. 

• Die Informationsmaterialen sollten in allen 

relevanten Sprachen bereitgestellt und durch 

bildliche Darstellungen unterstützt werden, 

um sicherzustellen, dass Kinder und Jugend-

liche unabhängig von ihren Sprachkenntnissen 

Zugang zu diesen Informationen erhalten. 

• Für eine diskriminierungskritische und in-

klusive Gestaltung von Informations- und 

Bildungskampagnen ist es wichtig, nicht auf 

stereotypisierende oder kulturalisierende 

Bilder zurückzugreifen. Sie sollten darauf 

abzielen, Empowerment zu fördern und ein 

positives, stärkendes Bild von Kindern als 

Rechtssubjekte zu vermitteln, das von Res-

pekt für ihre individuellen Erfahrungen und 

Perspektiven geprägt ist. 

4.  Schulungen zum Schutz und Diskriminierungs-
verständnis

• Es sollte regelmäßige Fortbildungen für 

das Personal geben, im besten Fall auch 

für Ehrenamtliche und die Security in den 

Unterkünften, um ein tiefgreifendes Ver-

ständnis für Kinderrechte, Rassismus und 

Diskriminierung zu fördern – wobei auch 

die Intersektion zu Adultismus mitberück-

sichtigt werden muss.

• Die Schulungen sollten darauf abzielen, dass 

Erwachsene ihre Verstrickungen in gesell-

schaftliche Machtverhältnisse erkennen 

und reflektieren. Im besten Fall sollte ein 

Bewusstsein geschaffen werden, das er-

kennen lässt, wie eigene Denkmuster und 

unbewusste Vorurteile die Interaktionen 

und Entscheidungen gegenüber Kindern und 

Jugendlichen mit Fluchterfahrung beein-

flussen können.

• Die Schulungen fördern ein Verständnis von 

Rassismus und anderen Diskriminierungs-

formen, das nicht nur die individuelle Ebene 

fokussiert. Rassismus und andere Diskrimi-

nierungsphänomene wie Adultismus, Able-

ismus, Sexismus sind als gesellschaftliche 

Strukturverhältnisse zu begreifen, die sich in 

Institutionen (z. B. in Unterkünften, Behör-

den, Bildungsorganisationen) einschreiben 

und manifestieren.  

5. Beteiligung und Empowerment von Kindern

• Förderung der Partizipation von geflüch-

teten Kindern bei der Gestaltung der 

Beschwerdemechanismen und anderen 

entscheidenden Prozessen, die ihr Leben 

betreffen. Dies umfasst die Stärkung von 

Widerstandsfähigkeit und Wehrhaftigkeit 

von Kindern. 

• Sicherstellung, dass die Partizipationsange-

bote in Unterkünften so gestaltet sind, dass 

sie für alle Kinder zugänglich sind – unab-

hängig von ihrer Herkunft, ihren Fähigkeiten 

oder anderen persönlichen Merkmalen. 

• Einbeziehung der Kinder und Jugendlichen 

in die Entwicklung und Überprüfung der 

Wirksamkeit von Beschwerdewegen, um 

sicherzustellen, dass ihre Stimmen und Per-

spektiven berücksichtigt werden. 

6. Verbesserung der Transparenz und Kooperation

• Vernetzung aller Beteiligten, einschließlich 

Behörden, Trägern und zivilgesellschaftli-

chen Gruppen auf kommunaler, Landes- und 
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Bundesebene, um Transparenz und effektive 

Zusammenarbeit zu gewährleisten.

• Alle Beschwerdestellen und Beschwer-

dewege sollten leicht auffindbar und Zu-

ständigkeiten für Beschwerdeanliegen klar 

dargelegt sein, zum Beispiel indem in allen 

Unterkünften zugänglich darüber infor-

miert wird. Dadurch wird sichergestellt, 

dass Kinder und Jugendliche sowie andere 

Beteiligte ihre Beschwerden leichter vor-

bringen können und wissen, an wen sie sich 

wenden müssen.

• Transparenz über Beschwerdeverfahren und 

deren Bearbeitungsstand für die Beteilig-

ten, insbesondere die Beschwerdeführenden 

stärkt Vertraulichkeit und Verbindlichkeit von 

Beschwerdeverfahren. Auf die Bearbeitung 

der Beschwerdeverfahren ist digital zuzu-

greifen, dadurch wird sowohl die Effizienz des 

Beschwerdemanagements als auch das Ver-

trauen in die Beschwerdeverfahren gefördert. 

7. Etablierung von Evaluation und Monitoring

• Implementierung von unabhängigen Eva-

luations- und Monitoringsystemen, um die 

Einhaltung der Schutzstandards regelmäßig 

zu kontrollieren und zu evaluieren. 

• Erstellung einer zentralen Datenbank zur 

Erfassung aller Beschwerden – von kom-

munaler bis hin zur Landesebene. 

• Die einheitliche Erfassung von Beschwer-

defällen und ihre zentrale Sammlung sollte 

niedrigschwellig und digital sein, insbeson-

dere auch, um Diskriminierungsfälle syste-

matisch erfassen und sowohl auf institutio-

neller als auch struktureller Ebene effektiv 

begegnen zu können.

Eine umfassende Verbesserung der Unterbringungsbe-

dingungen und die Implementierung effektiver Beschwer-

demechanismen sind entscheidend, um den Schutz und 

die Teilhabe geflüchteter Kinder zu verbessern. Diese 

Maßnahmen müssen in eine gesamtgesellschaftliche 

Strategie eingebettet sein, die nicht nur auf die Akutver-

sorgung abzielt, sondern auch langfristige Integrations- 

und Inklusionsziele verfolgt. Nur so kann Deutschland 

seiner Verantwortung gerecht werden und allen Kindern, 

unabhängig von ihrem Herkunftsland oder Aufenthalts-

status, ein Umfeld bieten, in dem sie sich entwickeln und 

sicher aufwachsen können.
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